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UStR 2000, laufende Wartung 2024

Im Rahmen der laufenden Wartung wurden insbesondere die aktuelle Judikatur der
Héchstgerichte (VWGH/EuGH) sowie Anderungen durch das Abgabenénderungsgesetz 2024
(AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024, das Progressionsabgeltungsgesetz 2025 (PrAG 2025),
BGBI. | Nr. 144/2024, das Budgetbegleitgesetz 2024, BGBI. | Nr. 152/2023 und das
Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1994, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992,
das Elektrizitdtsabgabegesetz, das Erdgasabgabegesetz, das Kohleabgabegesetz und die
Bundesabgabenordnung gedndert werden, BGBI. | Nr. 201/2023 aufgenommen und
Aussagen der UStR 2000 zu (iberholten Rechtslagen gestrichen.

A. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert

1. Abschnitt 3a.13 wird gedndert:

3a.13. Leistungsort bei elektronisch erbrachten sonstigen Leistungen,
Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen—Rechtslage-ab-1-1:2015
sowie bei per Streaming libertragenen bzw. virtuell verfiigbar gemachten Leistungen iSd
§ 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994
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2. Abschnitt 3a.13.2. wird adaptiert, 3a.13.2.1 und 3a.13.2.2. werden neu eingefligt:

3a.13.2. Telekommunikations- sowie Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen (Rechtslage
ab 1.1.2015)

3a.13.2.1. Telekommunikationsdienstleistungen

3a.13.2.2. Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen

3. Abschnitt 3a.13.3. wird adaptiert:

3a.13.3. Rundfunk-—und-Fernsehdienstleistungenleistungen iSd § 3a Abs. 11 lit. a UStG

1994, wenn sie per Streaming libertragen oder auf andere Weise virtuell verfiigbar
gemacht werden (Rechtslage ab 1.1.2025)
4. Abschnitt 6.1.5a wird neu eingefligt:

6.1.5a. Spenden von Lebensmitteln an gewisse begiinstigte Einrichtungen

5. Abschnitt 6.1.27. wird neu strukturiert in zwei Abschnitte mit Unterabschnitten:
6.1.27.1 Allgemeines Kleinunternehmer (ab 1.1.2025)

6.1.27.1.1. Anwendungsbereich

6.1.27.1.2. Ermittlung der Kleinunternehmergrenze 35-000-Euro-Umsatzgrenze-{bis

6.1.27.1.3. Uberschreiten der Kleinunternehmergrenze und Toleranzregelung von 10%
6.1.27.3:1.4. Feleranzgrenze-von-15%\Verhaltnis zu anderen Befreiungen

6.1.27.1.5. Inanspruchnahme durch ausldndische Unternehmer

6.1.27.1.5.1. Zusatzliche Voraussetzungen fiir auslandische Unternehmer

6.1.27.4:1.5.2 Beantragung und Zeitpunkt der Anwendung der Befreiung bei EU-
Unternehmern-Abweichendes-Wirtschaftsjahr

6.1.27.1.5.3. Uberschreiten/Unterschreiten-derUmsatzgrenzeUberschreiten des
unionsweiten Schwellenwertes

6.1.27.62. lnnergemeinschaftliche Lieferung neuerFahrzeuge durch
Kleinunternehmerregelung (bis 31.12.2024)

6.1.27.2.1. Aligemeines

6.1.27.2.2. Ermittlung der 35.000 Euro-Umsatzgrenze (bis 31.12.2019: 30.000 Euro)
6.1.27.2.3. Toleranzgrenze von 15%

6.1.27.2.4. Abweichendes Wirtschaftsjahr
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6.1.27.2.5. Uberschreiten/Unterschreiten der Umsatzgrenze

6.1.27.2.6. Innergemeinschaftliche Lieferung neuer Fahrzeuge durch Kleinunternehmer

6. Abschnitt 6.1.28.5 wird adaptiert:

6.1.28.5. Leistungen zwischen den Unternehmen (Rechtslage bis 31.12.2024)

7. Abschnitt 11.6 wird angepasst

11.6. Kleinbetragsrechnungen und vereinfachte Rechnungen

8. Abschnitt 14.3.6. wird angepasst:
14.3.6. Verordnung des BM fiir Finanzen, BGBI. Il Nr. 48/2014 idF BGBI. Il Nr.
165/2024247/2020 - Einstellen fremder Pferde (Pferdepauschalierungsverordnung)

9. Abschnitt 24.1.1.1., 24.1.1.2, 24.1.1.3 werden angepasst, 24.1.1.2a wird gestrichen:

24.1.1.1. Kunstgegenstinde nach-Z-10-der-Anlage-2{bis-31:12.2015: 244 der-Anlage-2}zum
UStG-1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

24.1.1.2. Sammlungsstiicke rach-Z-11-derAnlage2 (bis-31:12:2015: 45-lit—a der-Anlage}
2um-UStG-1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

Zum-UStG-1994

24.1.1.3. Antiquitidten rach-Z-13-der-Anlage-2 {(bis-31-12.2015:-Z46der-Anlage)}zum-UStG
1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

10. Abschnitt 28.4 samt Unterabschnitten wird neu eingefiigt:

28.4. Zeitlich begrenzte Anwendung des Nullsteuersatzes fiir Photovoltaikmodule
28.4.1.Begiinstigte Umsatze

28.4.1.1. Lieferungen, innergemeinschaftliche Erwerbe, Einfuhren

28.4.1.2. Installation

28.4.1.3. Nebenleistungen

28.4.2.Betreiber

28.4.3. Gebdude

28.4.3.1. Begiinstigte Gebaude

28.4.3.1.1. Gebaude, die Wohnzwecken dienen

28.4.3.1.2. Gebaude, die von Koérperschaften 6ffentlichen Rechts genutzt werden
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28.4.3.1.3. Gebaude, die von abgabenrechtlich begiinstigten Kdrperschaften,

Personenvereinigungen und Vermégensmassen genutzt werden
28.4.3.2.,,In der Nahe“

28.4.4. Investitionszuschuss nach dem EAG

11. Abschnitt 106a samt Unterabschnitten wird neu eingefiigt:

106a. Verfahren zur Sonderregelung fiir EU-Kleinunternehmer (Art. 6a UStG 1994)
106a.1. Voraussetzung fiir die Registrierung zum Verfahren

106a.2. Angaben in der Vorabmitteilung

106a.3. Quartalsweise Meldungen

106a.4. Beendigung und amtswegiger Ausschluss

106a.5. Festsetzung inlandischer Umsétze

12. Abschnitt 112.5 wird neu eingefligt

112.5. Vorsteuerausschluss im Zusammenhang mit der (unionsrechtlichen)

Kleinunternehmerbefreiung

13. Abschnitt 119.1. wird neu eingefiigt

119.1. Steuerschuldner

14. Abschnitt 119.2. wird neu eingefiigt

119.2. Entstehung der Steuerschuld
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B. Inhaltliche Anderungen

1. Steuerbare Umsatze (& 1 UStG 1994)

1.1.1. Leistungsaustausch — Einzelfille

1.1.1.2. Gutscheine

In Rz 4 werden Aussagen aus dem Urteil des EuGH vom 18.4.2024, Rs C-68/23, M-GbR gegen

Finanzamt O, das zu Gutscheinen ergangen ist, eingearbeitet.
Rz 4 lautet:

[...]

Rechtslage fiir ab 1.1.2019 ausgestellte Gutscheine:

Begriff Gutschein

Ein Gutschein im Sinne des Art. 30a Nr. 1 MwSt-RL 2006/112/EG idF RL (EU) 2016/1065 ist
ein Instrument, das den Unternehmer verpflichtet, es als Gegenleistung oder Teil einer

Gegenleistung fiir eine

e Lieferung oder

e sonstige Leistung
anzunehmen, wenn

e die zu erbringende Leistung (Lieferung oder sonstige Leistung) oder
e die Identitdt der moglichen leistenden Unternehmer und

e die Einlosungsbedingungen
auf dem Gutschein selbst oder in damit zusammenhangenden Unterlagen angegeben sind.

Ob es sich bei einem Token um einen Gutschein handelt, ist nach seiner jeweiligen

Qualifizierung und Verwendung im Einzelfall zu priifen. Token, die als solche noch nicht Teil

eines geregelten Marktes in der EU sind und deren Merkmale noch nicht endgiiltig festgelegt

sind, sind grundsatzlich keine Gutscheine.

Einzweck- und Mehrzweckgutscheine
Ein ,,Einzweck-Gutschein” liegt vor, wenn

e der Ort der Leistungen, auf die er sich bezieht, und

e die dafiir geschuldete Umsatzsteuer

bei zum Zeitpunkt der Ausstellung des Gutscheins feststehen.
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http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=Int&id=3142300&ida=RL20161065&gueltig=20241216&hz_id=3142300

Beispiele:
Gutschein eines Theaters fiir den Besuch einer Theatervorstellung.

Gutschein fiir ein bestimmtes Klichengersdit, der in allen Filialen und bei Franchisenehmern
in ganz Osterreich eingelést werden kann.

Ob ein Gutschein vor seiner Einlésung zwischen Unternehmern iibertragen wird, die im
eigenen Namen handeln und in anderen Mitgliedstaaten als demjenigen ansassig sind, in
dem sich die Endverbraucher befinden, die die Gutscheine einlésen werden und an die die
darin bezeichnete Leistung erbracht werden soll, hat keinen Einfluss auf seine
Qualifikation als ,,Einzweck-Gutschein®, da es dafiir nur darauf ankommt, dass der
Leistungsort und die fiir die Leistung geschuldete Umsatzsteuer zum Zeitpunkt, an dem er
ausgestellt wird, feststehen (siehe hierzu auch EuGH 18.4.2024, Rs C-68/23, M-GbR gegen
Finanzamt O, Rn 40).

[...]

1.1.1.6. Weitere Félle zum Leistungsaustausch

Die Aussagen zur Zeugenpflicht sowie zur Aufnahme eines Gesellschafters und zur Ausgabe
von Gesellschaftsanteilen in Rz 8 werden gestrichen und in Rz 19 bzw. Rz 36 eingearbeitet.
Weiters werden Aussagen der Fachinformation betreffend das Einwegpfand
(Pfandverordnung fiir Einweqgetrinkeverpackungen, BGBI. Il Nr. 283/2023) eingearbeitet.

Rz 8 lautet:

n H n

e Pfand bei Einweggetrankeverpackungen: Dem von gewerbsmaRigen Inverkehrsetzern
von Einweggetrankeverpackungen vom jeweiligen Abnehmer im Namen und auf
Rechnung der zentralen Stelle eingehobenen und monatlich an die zentrale Stelle
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libermittelten Pfand je Gebinde (siehe § 4 der Pfandverordnung fiir

Einweggetrinkeverpackungen, BGBI. Il Nr. 283/2023) liegen keine umsatzsteuerbaren
Leistungen der zentralen Stelle an die Inverkehrsetzer oder die anderen Abnehmer
zugrunde. Auch die Retournierung von Pfandbetragen stellt keinen umsatzsteuerbaren

Vorgang dar.

Werden bezahlte Pfandbetrage nicht zuriickerstattet, wenn
Einweggetrankeverpackungen nicht retourniert werden, verbleibt der Differenzbetrag
zwischen den eingehobenen und den ausbezahlten Pfandbetragen fiir retournierte
Einweggetriankeverpackungen (,,Pfandschlupf”) bei der zentralen Stelle und wird fiir
den Betrieb des Sammel- und Verwertungssystems verwendet. Da weder die
Einhebung noch die Retournierung der Pfandbetrége bei der zentralen Stelle im
Rahmen eines umsatzsteuerbaren Leistungsaustausches erfolgt sind, unterliegen auch
die mangels Retournierung der Verpackungen durch die Kunden bei der zentralen
Stelle verbleibenden Pfandbetréage (,,Pfandschlupf”) nicht der Umsatzsteuer. Gleiches
gilt, wenn Einweggetrankeverpackungen zwar retourniert, das Pfand je Gebinde
(,,Pfandbon“) jedoch nicht eingel6st wird.

Zum Pfandgeld fiir WarenumschlieBungen, die nicht im Namen und auf Rechnung der

zentralen Stelle vereinnahmt werden, siehe Rz 2393.

1.1.1.7.4. Schadenersatz aufgrund besonderer gesetzlicher Vorschriften

In Rz 19 werden Aussagen zum Kostenersatz gemdfs § 111 Abs. 3 StPO sowie zur

Zeugenpflicht (aus Rz 8) aufgenommen.
Rz 19 lautet:

Im Sinne des § 41 Abs. 1 ZPO hat die in einem Rechtsstreit unterliegende Partei ihrem

Gegner, die durch die Prozessfiihrung verursachten, vom Gericht als notwendig erkannten
Prozesskosten zu ersetzen. Dieser Kostenersatz ist nicht Entgelt fir eine Lieferung oder
sonstige Leistung der obsiegenden Partei, sondern echter, nicht steuerbarer Schadenersatz.

Dies gilt auch fiir den Prozesskostenersatz eines in eigener Sache tatigen Rechtsanwalts.

Prozesskosten sind: Anwaltskosten, Gerichtsgebiihren, Stempelmarken sowie Pfandungs-

und Exekutionsgebiihren, die vom Gericht bestimmt werden.

Nach § 393a Abs. 1 StPO hat der Bund im Strafprozess - insbesondere im Falle eines

Freispruches des Angeklagten - auf dessen Antrag, einen Beitrag zu den Kosten der
Verteidigung zu leisten. Der Beitrag umfasst die nétig gewesenen und vom Angeklagten
bestrittenen Barauslagen und in der Regel auch einen Pauschalbetrag zu den Kosten des

Verteidigers des Angeklagten. Auch derartige Beitrage sind nicht umsatzsteuerbar.
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Der Kostenersatz iZm einer Drittschuldnererklarung nach § 301 EO dient lediglich dazu,
Aufwendungen (bzw. sonstige Nachteile), die dem von einem behordlichen Eingriff
Betroffenen entstanden sind, (pauschaliert) zu ersetzen und ist daher nicht steuerbar.
Ebenso ist die entgeltliche Erfiillung einer Zeugenpflicht nicht steuerbar, auch dann nicht,
wenn die Wahrnehmung, deren Schilderung von dem Zeugen vor Gericht erwartet wird, im
Zusammenhang mit einer umsatzsteuerpflichtigen Tatigkeit gemacht worden sein sollte
(vgl. VWGH 30.10.2014, 2011/15/0181). Das Gleiche gilt firZeugengebihren-{fvgl-VwGH
30-102014,2011/15/0181) sewie bspw. auch flur Kostenersatze im Zusammenhang mit

Auskunftserteilungen in strafbehordlichen und gerichtlichen Strafverfahren im Sinne des
§ 38 Abs. 2 Z1 BWG (zu den verrechenbaren Auslagen vgl. zB VWGH 24.9.2002,
2000/14/0126) sowie fiir Kostenersatze gemaR § 111 Abs. 3 StPO.

1.1.1.11. Leistungsaustausch bei Gesellschaftsverhdltnissen
1.1.1.11.2. Griindung von Gesellschaften

In Rz 36 wird die Aussage aus Rz 8 zur Ausgabe von Gesellschaftsanteilen libernommen und

es werden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
Rz 36 lautet:

Bei der Gesellschaftsgriindung leistet der Gesellschafter eine Einlage, die Gesellschaft
gewahrt Anteilsrechte. Eine Personen-—ederkapitalgesellschaft erbringt bei derder
Grindung oder der Aufnahme eines weiteren Gesellschafters gegen Zahlung einer
Bareinlage keine steuerbare Leistung. Auch bei Kapitalgesellschaften stellt die erstmalige
oder zusatzliche Ausgabe von Gesellschaftsanteilen (zB Aktien oder GmbH-Anteilen) zur
Aufbringung von Kapital keinen steuerbaren Umsatz dar (vgl. EuGH 26.6.2003, Rs C-442/01,
“KapHag Renditefonds 35=; EuGH 26.5.2005, Rs C-465/03, “Kretztechnik AG=). Auch bei der
Ausgabe von (atypisch) stillen Beteiligungen einer Kapitalgesellschaft ist von nicht
steuerbaren Umséatzen auszugehen (BFH 18.11.2004, BStBI Il 2005, 503). Zum
Vorsteuerabzug siehe Rz 1992.

1.1.2. Eigenverbrauch
1.1.2.1. Aufwandseigenverbrauch

In Rz 59 wird das Beispiel dahingehend ergdnzt, dass das Elektrofahrzeug im Folgejahr

verkauft wird.
Rz 59 lautet:

Ausgaben, die keinen streng geschaftlichen Charakter haben, sollen nicht zum
Vorsteuerabzug berechtigen bzw. nicht unbesteuert bleiben. Dabei sollen die
ertragsteuerlichen Abzugsverbote gemaR § 20 Abs. 1 Z 1 bis 5 EStG 1988 und des § 12 Abs. 1
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Z 1 bis 5 KStG 1988 (in der jeweils zum 1.1.1995 geltenden Fassung) auch fir die
Umsatzsteuer gelten (§ 1 Abs. 1 Z 2 |it. a UStG 1994).

Eine Eigenverbrauchsbesteuerung erfolgt in den Fallen des § 1 Abs. 1 Z 2 lit. a UStG 1994 nur

dann, wenn der Gegenstand oder seine Bestandteile zu einem vollen oder teilweisen

Vorsteuerabzug berechtigt haben.

Beispiel:

Die Anschaffungskosten eines Personenkraftwagens, der einen COz-Emissionswert von 0
Gramm pro Kilometer aufweist (ausschliefSliche Nutzung fiir steuerpflichtige Umsétze) und
flir den nach § 12 Abs. 2 Z 2 |it. b UStG 1994 der Vorsteuerabzug nicht geltend gemacht
werden kann (zB kein Kleinbus iSd § 5 der Verordnung BGBI. Il Nr. 193/2002), betragen im
Jahr am-21.012016 60.000 Euro (brutto). Im Jahr 02 verkauft der Unternehmer diesen
Personenkraftwagen um 50.000 Euro (brutto).

Im Jahr 01 steht Bder Vorsteuerabzug steht nach § 12 Abs. 2 Z 2a UStG 1994 zur Génze in
Hoéhe von 10.000 Euro (60.000 Euro / 1,2) zu. Jener Teil der Aufwendungen, der
ertragsteuerlichen Abzugsverboten unterliegt (60.000 Euro - 40.000 Euro = 20.000 Euro /
1,2 = 16.666,67 Euro netto), unterliegt im Jahr der Anschaffung der
Eigenverbrauchsbesteuerung nach § 1 Abs. 1 7 2 |it. a UStG 1994 (16.666,67 Euro x 20% =
3.333,33 Euro).

Der Verkauf dieses Personenkraftwagens im Jahr 02 um 50.000 Euro (brutto) ist — sofern
keine Steuerbefreiung (zB steuerfreie Ausfuhrlieferung oder steuerfreie
innergemeinschaftliche Lieferung) zur Anwendung kommt — steuerpflichtig und das
gesamte Entgelt iHv 41.666,66 Euro (50.000 Euro / 1,2) der Umsatzbesteuerung zu
unterziehen. Hinsichtlich der im Jahr 01 durchgefiihrten
Aufwandseigenverbrauchsbesteuerung nach § 1 Abs. 17 2 |it. a UStG 1994 (20.000 Euro /
1,2 x 20% = 3.333,33 Euro) kann im Jahr 02 eine positive Vorsteuerberichtigung iSd § 12
Abs. 10 UStG 1994 (4/5 von 3.333,33 Euro = 2.666,66 Euro) vorgenommen werden.

[...]

1.1.2.2.1. Sachzuwendungen an Arbeitnehmer
1.1.2.2.1.3. Beforderungsleistungen

In Rz 69 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwGH vom 19.4.2023, Ra 2022/13/0085,

zur Eigenverbrauchsbesteuerung iZm Fahrberechtigungen fiir Mitarbeiter eingearbeitet.

Rz 69 lautet:

Unentgeltliche Beférderungen der Arbeitnehmer zwischen Arbeitsstatte und Wohnort
stellen keinen Eigenverbrauch darsz, wenn es die Erfordernisse des Unternehmens gebieten,
dass der Arbeitgeber selbst die Beforderung der Arbeitnehmer von ihrer Wohnung zur
Arbeitsstatte und zurlick sicherstellt. So kann die Tatsache, dass nur der Arbeitgeber ein
geeignetes Verkehrsmittel bieten kann, oder dass es sich nicht um eine feste, sondern um
eine wechselnde Arbeitsstatte handelt, den Arbeitgeber zwingen, die Beforderung seiner
Arbeitnehmer zu iibernehmen (vgl. VWGH 19.4.2023, Ra 2022/13/0085).
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1.1.2.2.1.4. Beherbergung und Verkostigung

In Rz 70 wird ein Hinweis auf das Erkenntnis des VWGH vom 19.4.2023, Ra 2022/13/0085,

eingearbeitet.

Rz 70 lautet:

Im Falle einer unentgeltlichen Beherbergung und Verkdstigung von Dienstnehmern durch
den Arbeitgeber handelt es sich um die Befriedigung personlicher Bedlirfnisse der

Arbeitnehmer und sohin grundsatzlich um einen Eigenverbrauch gemaR § 3a Abs. 1aZ 2

UStG 1994, auler es Uberwiegen die betrieblichen Interessen des Arbeitgebers (vgl. VWGH
23.2.2010, 2007/15/0073, VWGH 19.4.2023, Ra 2022/13/0085). Ein Uberwiegen der

betrieblichen Interessen des Arbeitgebers liegt bei der Zurverfligungstellung von

angemieteten Personalzimmern an Schilehrer grundsatzlich nicht vor (VWGH 23.1.2013,
2010/15/0051, VwWGH 29.3.2017, Ra 2015/15/0083).

[...]

2. Unternehmer, Unternehmen (§ 2 UStG 1994)

2.1.5 Weitere Fille

In Rz 185 werden ein Verweis und Aussagen der Fachinformation zur umsatzsteuerlichen
Behandlung von Aufsichtsratsvergiitungen sowie betreffend Arbeitgeberzusammenschliisse

in der Land- und Forstwirtschaft eingearbeitet.
Rz 185 lautet:

Anwaltsgemeinschaft: kann Unternehmer sein (VWGH 17.2.1992, 90/15/0100; GesBR).

Aufsichtsrate einer Stiftung: Ein Mitglied des Aufsichtsrats einer Stiftung, das hinsichtlich
der Ausibung seiner Tatigkeit als Aufsichtsratsmitglied zwar weder dem Vorstand noch dem
Aufsichtsrat hierarchisch untergeordnet ist, aber nicht in eigenem Namen, fiir eigene
Rechnung und in eigener Verantwortung, sondern fiir Rechnung und unter Verantwortung
des Aufsichtsrats handelt und auch nicht das wirtschaftliche Risiko seiner Tatigkeit tragt, da
es eine feste Verglitung erhalt, die weder von der Teilnahme an Sitzungen noch von seinen
tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden abhéangt, ist nicht selbstandig (nicht unternehmerisch)
tatig (vgl. EuGH 13.6.2019, Rs C-420/18, 10).

Zur Steuerbefreiung bei unternehmerischer Tatigkeit eines Aufsichtsratsmitgliedes siehe
Rz 846 bis 848.

Ehegatten sind dann als Unternehmer anzusehen, wenn sie gemeinschaftlich (zB als GesBR)
nach aulRen auftreten (VWGH 22.3.1972, 1459/71; VwGH 1.12.1986, 86/15/0009; VWGH
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15.6.1988, 86/13/0082); die gemeinsame Bewirtschaftung einer Landwirtschaft durch die
Ehegatten ist denkmoglich (VFGH 9.6.1984, B 652/80). Eine Ehegattengemeinschaft, die
weder eine eigene Rechtspersonlichkeit noch eine eigenstandige Handlungsbefugnis besitzt,
und die neben dem gemeinsamen Erwerb eines Grundstiickes und der gemeinschaftlichen
Errichtung eines Gebaudes tatsachlich keine weiteren Tatigkeiten austibt, ist kein
Unternehmer. Bei Leistungsbeziigen sind die Eheleute, die diese Gemeinschaft bilden,
unmittelbar als Leistungsempfanger anzusehen (EuGH 21.4.2005, Rs C-25/03, “HE=).

[...]

Holdinggesellschaft (Beteiligungsholding): Reine Holdinggesellschaften (beschranken sich
auf den Erwerb und das Halten von Gesellschaftsanteilen) sind nicht Unternehmer. Greift
jedoch eine Holdinggesellschaft in die Verwaltung von Unternehmen, an denen sie

Beteiligungen erworben hat, ein, ist die Holdinggesellschaft Unternehmer.

Der Begriff "Eingriff einer Holding in die Verwaltung ihrer Tochtergesellschaft" erfasst alle
Umsatze, die eine wirtschaftliche Tatigkeit iSd MwSt-RL 2006/112/EG darstellen (dh. die

Leistung muss nachhaltig und entgeltlich erbracht werden und es muss ein unmittelbarer

Zusammenhang zwischen Leistung und Gegenleistung bestehen) und von der Holding fir
ihre Tochtergesellschaft erbracht werden. Dazu gehort ua. die Erbringung von
administrativen, buchhalterischen, finanziellen, kaufmannischen, der Informatik
zuzuordnenden und technischen Dienstleistungen, aber etwa auch die Vermietung eines
Gebdudes an die Tochtergesellschaft. Dies gilt auch fiir die Besorgung solcher Leistungen
(vgl. EuGH 27.9.2001, Rs C-16/00, Cibo Participations; EUGH 5.7.2018, Rs C-320/17, Marle
Participations, und VWGH 21.11.2018, Ro 2017/13/0022).

Klein-Arbeitgeberzusammenschliisse gemaB § 416 Landarbeitsgesetz 2021 (LAG), BGBI. |
Nr. 78/2021 idgF: Sind Unternehmer.

Lichtbaugemeinschaften (Personenvereinigungen, die zur leichteren Geschaftsabwicklung
zwischen einem Elektrizitatsversorgungsunternehmen und den Anschlussinteressenten

gegriindet werden): Unternehmer, wenn sie nach auBen hin in Erscheinung treten.

[...]

2.1.6. Gewerbliche oder berufliche Tatigkeit

In Rz 186 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VWGH vom 19.4.2023, Ra 2021/13/0160,

zur angemessenen Mietzinshéhe eingearbeitet.

Rz 186 lautet:

Der Begriff der gewerblichen oder beruflichen Tatigkeit im Sinne des UStG 1994 geht Gber
den Begriff des Gewerbebetriebes nach dem EStG 1988 hinaus. Eine gewerbliche oder
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berufliche Tatigkeit setzt voraus, dass Leistungen im wirtschaftlichen Sinne ausgefihrt
werden. Betatigungen, die sich nur als Leistungen im Rechtssinne, nicht aber zugleich als
Leistungen im wirtschaftlichen Sinne darstellen, werden von der Umsatzsteuer nicht erfasst
(BFH 31.7.1969, V - 94/65, BStBI 11 1969, 637). Die bloRe Kapitalhingabe durch Private ist
daher keine gewerbliche oder berufliche Tatigkeit. Insbesondere vermitteln Geldeinlagen auf
Bankkonten oder Sparbilichern dem Inhaber nicht die Unternehmereigenschaft (VwGH
11.9.1989, 88/15/0015; BFH 1.2.1973, V R 2/70, BStBI 11 1973, 172). Dies gilt auch fiir den
Erwerb und das Halten von Beteiligungen, den Erwerb von Wertpapieren, und fiir die
Hingabe von Darlehen oder Krediten. Auch der EuGH verneint die Unternehmereigenschaft
des bloRen Kapitalanlegers, wenn er zum Ausdruck bringt, dass die bloRe Ausiibung des
Eigentums, wie sie in der Verwaltung des eigenen Vermogens zum Ausdruck kommt, nicht
als wirtschaftliche (= unternehmerische) Tatigkeit anzusehen ist (EuGH 20.6.1996, Rs C-
155/94 Wellcome Trust und EuGH 6.2.1997, Rs C-80/95 Harnas & Helm). Eine
unternehmerische Betatigung kann aber dann vorliegen, wenn jemand durch
geschaftsmaBigen An- und Verkauf von Kapital- oder Gesellschaftsbeteiligungen wie ein
Handler auftritt und damit eine nachhaltige, auf Einnahmenerzielung gerichtete Tatigkeit
entfaltet (BFH 15.1.1987, V R 3/77, BStBI 11 1987, 512).

Bei der Uberlassung der Nutzung eines Wohnhauses bzw. einer Wohnung durch eine
Gesellschaft an den Gesellschafter muss zunachst gepriift werden, ob tGiberhaupt eine
unternehmerische Tatigkeit vorliegt. Flr diese Beurteilung ist ein Vergleich der Umstande
vorzunehmen, unter denen die Immobilie tatsachlich genutzt wird, sowie jener Umstande,
unter denen die entsprechende wirtschaftliche Tatigkeit gewdhnlich ausgelibt wird (vgl.
VwGH 7.7.2011, 2007/15/0255; EuGH 26.9.1996, Rs C-230/94, Enkler). Ausschlaggebend ist
die Berlicksichtigung aller Gegebenheiten, die fiir einen Einzelfall charakteristisch sind (vgl.
VwGH 10.2.2016, 2013/15/0284). Zu prifen ist die FremdUblichkeit des Mietentgeltes,
wobei ein moderates Abweichen vom fremdiblichen Entgelt die Unternehmereigenschaft
nicht ausschliefRt (vgl. VwGH 20.10.2021, Ra 2019/13/0041, VWGH 10.2.2016,
2013/15/0284). Unterliegt das Mietobjekt dem Vollanwendungsbereich des MRG, dann ist
der nach § 15a iVm § 16 MRG verrechnete Mietzins als fremdiiblich anzusehen, selbst

dann, wenn anderen Mietern ein hoherer Mietzins als der gesetzlich erlaubte in Rechnung
gestellt wurde (vgl. VWGH 19.4.2023, Ra 2021/13/0160). Zusatzlich sind samtliche Aspekte

der Vertragsbeziehung in diese Priifung miteinzubeziehen (zB Kiindigungsmodalitaten,

Vorhandensein bzw. Nichtanwendung von Indexklauseln, fremdunibliche Ausgestaltung des
Mietvertrages, usw.). Eine nichtunternehmerische Vermietung liegt jedenfalls dann vor,
wenn eine Immobilie an den Anteilsinhaber nicht zum Erzielen von Einnahmen tberlassen
wird, sondern um diesem einen Vorteil zuzuwenden (vgl. VWGH 16.5.2007, 2005/14/0083).
Davon ist bei Zugehorigkeit einer Luxusimmobilie zur auRerbetrieblichen Sphare einer

Kdrperschaft auszugehen. Erfolgt die Uberlassung der Immobilien durch eine Privatstiftung
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an den Stifter oder an andere Beglinstigte im Rahmen der Erfiillung ihrer satzungsmaBigen
Zwecke, liegt im Lichte der Rechtsprechung keine unternehmerische Tatigkeit vor (vgl. VWGH

7.7.2011, 2007/15/0255).
[...]

2.2.1 Unselbststandigkeit natiirlicher Personen

In Rz 232 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwGH vom 23.11.2023, Ra
2022/13/0102, zum freien Dienstvertrag eingearbeitet.

Rz 232 lautet:

MaRgebend ist immer das Gesamtbild der Verhaltnisse (VWGH 18.10.1995, 94/13/0121).
Daher kann nicht mit Ricksicht auf das Vorliegen nur eines der angefiihrten Merkmale die
Selbststandigkeit eindeutig bejaht oder verneint werden. Auch kann es nicht darauf
ankommen, wie die Tatigkeit oder die tatige Person im Einzelfall bezeichnet worden ist (BFH
14.6.1985, BStBI 11 1985, 661).

Umsatzsteuerrechtlich liegt bei Vorliegen eines freien Dienstvertrages eine selbstidndige
Tatigkeit und daher Unternehmereigenschaft vor (vgl. VWGH 23.11.2023, Ra 2022/13/0102
mVa VwGH 26.11.2015, 2012/15/0204).

2.2.2.3.3. Organisatorische Eingliederung
In Rz 239 erfolgt eine Klarstellung.
Rz 239 lautet:

Organisatorische Eingliederung ist gegeben, wenn die tatsachliche Durchsetzung des Willens
des beherrschenden Unternehmers bei der beherrschten Gesellschaft durch
organisatorische MaRnahmen gesichert ist (VWGH 16.11.2021, Ra 2020/15/0101). Die

organisatorische Eingliederung kann in personellen MaBnahmen (zB eine natlrliche Person

ist in beiden Gesellschaften als Geschaftsfiihrer, Vorstand oder Prokurist tatig) oder in
organisatorischen MaRRnahmen (zB Weisungsbefugnis des Organtragers gegeniber der
Geschaftsfihrung der Organgesellschaft) zum Ausdruck kommen. Entscheidend ist, ob die
durch die finanzielle Eingliederung latent mégliche Einheitlichkeit der Willensbildung durch
organisatorische Vorkehrungen realisiert wird (vgl. zB VWGH 27.6.2013, 2010/15/0111).
MaBnahmen wie etwa die Anstellung der Angestellten und Arbeiter bei dem
beherrschenden Unternehmen, das Fehlen eigenen Biiropersonals bei der Organgesellschaft
und die daraus folgende Durchflihrung wesentlicher administrativer Aufgaben durch den
beherrschenden Unternehmer kdnnen eine organisatorische Eingliederung bewirken, wenn
sie dem Organtrager ermoglichen, entscheidenden Einfluss auf die Organgesellschaft

auszuliben und das Verhalten der Organgesellschaft mit den Vorgaben des Organtragers in
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Einklang zu bringen (VWGH 16.11.2021, Ra 2020/15/0101). Eine organisatorische

Unterordnung kann auch vorliegen, wenn der Organtrager wesentliche organisatorische

Aufgaben zB in den Bereichen Beschaffung, Vertrieb oder Rechnungswesen fiir die
Organgesellschaft besorgt. Auch im Falle einer Depotbank und einer

Kapitalanlagegesellschaft kann eine organisatorische Eingliederung vorliegen.

[...]

2.3. Korperschaften des 6ffentlichen Rechts

In Rz 270 erfolgt die Einarbeitung der Anderungen des § 10 Abs. 1 RKG durch das BGBI. | Nr.
39/2024, wonach das Rote Kreuz abgabenrechtlich als K6R anzusehen ist.

Rz 270 lautet:

Als Korperschaften des 6ffentlichen Rechts sind insbesondere anzusehen:

o [.]
e Das Osterreichische Rote Kreuz und seine Zweigvereine werden wird-als Kdrperschaft
des offentlichen Rechts behandelt (bis-34-12-2023§ 10 Abs. 1 RKG, BGBI. | Nr. 39/2024).

3. Lieferung (& 3 UStG 1994)

3.1.3. Einheitlichkeit der Leistung

In Rz 346 werden Aussagen des EuGH vom 5.10.2023, Rs C-505/22, Deco Proteste - Editores
Lda, und des VwWGH vom 19.10.2023, Ra 2020/13/0110, und vom 20.9.2023, Ra
2023/13/0003, zur Einheitlichkeit der Leistung eingearbeitet.

Rz 346 lautet:

Gegenstand der Umsatzsteuer ist grundsatzlich jede einzelne Leistung. Eine einheitliche
Leistung liegt nur dann vor, wenn mehrere Leistungen erbracht werden, die so eng
miteinander verbunden sind, dass sie in wirtschaftlicher Hinsicht objektiv ein Ganzes bilden,
dessen Aufspaltung wirklichkeitsfremd ware. Um festzustellen, ob der Steuerpflichtige dem
Verbraucher mehrere selbstiandige Hauptleistungen oder eine einheitliche Leistung erbringt,
ist das Wesen des fraglichen Umsatzes zu ermitteln, wobei auf die Sicht des
Durchschnittsverbrauchers abzustellen ist. Eine einheitliche Leistung liegt insbesondere vor,
wenn ein oder mehrere Teile die Hauptleistung, ein oder mehrere andere Teile aber
Nebenleistungen darstellen, die das steuerliche Schicksal der Hauptleistung teilen (vgl. ua.
EuGH 27.10.2005, Rs C-41/04, Levob Verzekeringen; EuGH 25.2.1999, Rs C-349/96, Card
Protection Plan Ltd, EuGH 15.5.2001, Rs C-34/99, Primback Ltd, sowie VwWGH 19.3.2008,
2005/15/0072 und VwGH 20.2.2008, 2006/15/0161).
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Insbesondere ist eine Leistung als Nebenleistung zu einer Hauptleistung anzusehen, wenn
sie fiir die Kundschaft keinen eigenen Zweck, sondern das Mittel darstellt, um die
Hauptleistung des Leistungserbringers unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu
nehmen (vgl. VWGH 19.10.2023, Ra 2020/13/0110). Indiz dafiir kann der jeweilige Wert
jeder der Leistungen sein, aus denen sich der wirtschaftliche Vorgang zusammensetzt,

wobei sich der eine im Verhaltnis zum anderen als gering oder gar marginal herausstellt
(vgl. EuGH 5.10.2023, Rs C-505/22, Deco Proteste — Editores Lda; VWGH 19.10.2023, Ra
2020/13/0110 mVa VwWGH 22.3.2023, Ra 2022/13/0084, mwN).

Eine einheitliche Leistung kann aber auch bei mehreren gleichrangigen Leistungen
vorliegen (vgl. VWGH 20.9.2023, Ra 2023/13/0003 mVa VwGH 22.3.2023, Ra
2022/13/0084, mwN).

Dies entspricht auch dem auf der wirtschaftlichen Betrachtungsweise (§ 21 BAO)
beruhenden Grundsatz der Einheitlichkeit der Leistung. Demnach darf ein einheitlicher
wirtschaftlicher Vorgang fiir Zwecke der Umsatzbesteuerung nicht in seine Bestandteile
zerlegt werden. Einheitliche Leistungen sind somit umsatzsteuerlich einheitlich zu
beurteilen; die Rechtsfolgen sind fir alle Teile einer einheitlichen Leistung ident und hangen
vom Hauptzweck der einheitlichen Leistung ab (vgl. VWGH 21.12.1966, 0937/66; VWGH
30.3.1992, 90/15/0158). Liegt zB der Hauptzweck der einheitlichen Leistung in einer
bestimmten Lieferung, so treten fiir die gesamte Leistung nur die Rechtsfolgen dieser

bestimmten Lieferung ein.

[...]

3.1.3.3. ABC der einheitlichen Leistungen und unselbststiandigen Nebenleistungen

In Rz 348 werden Aussagen des EuGH vom 20.4.2022, Rs C-282/22, P. w W., zum Aufladen

von Elektrofahrzeugen eingearbeitet.

Rz 348 lautet:

[...]

Aufladen eines Elektrofahrzeuges durch einen Mobilitdtsanbieter: Beim Aufladen eines
Elektrofahrzeuges ist die Durchflihrung des Ladevorganges unselbststandige Nebenleistung

zur Lieferung von Elektrizitat. Zum Lieferort siehe Rz 474a ff.

Eine einheitliche Lieferung von Elektrizitdt liegt auch vor, wenn beim Aufladen eines
Elektrofahrzeuges Ladevorrichtungen fiir Elektrofahrzeuge bereit gestellt werden,
Elektrizitdt mit entsprechend angepassten Parametern an die Batterien des
Elektrofahrzeugs libertragen wird, die notwendige technische Unterstiitzung fiir die
betreffenden Nutzer sowie die IT-Anwendungen bereit gestellt werden, die es dem

betreffenden Nutzer ermoglichen, einen Anschluss zu reservieren, den Umsatzverlauf
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einzusehen und in einer elektronischen Geldborse gespeicherte Guthaben zu erwerben
und sie fiir die Bezahlung der Aufladungen zu verwenden (vgl. EuGH 20.4.2022, Rs

C-282/22,P. w W.).

Beforderung als Nebenleistung: Ist die Beforderungsleistung im Vergleich zu einer anderen
am Leistungsaustausch teilnehmenden Leistung von untergeordneter Bedeutung, kann sie

eine unselbststandige Nebenleistung sein.

[...]

In Rz 349 wird das Urteil des EuGH vom 5.10.2023, Rs C-505/22, Deco Proteste - Editores Lda,
zur Gewdihrung einer ,Abo-Primie” als Gegenleistung fiir den Abschluss eines
Zeitschriftenabonnements eingearbeitet.

Rz 349 lautet:
Keine einheitliche Leistung liegt vor:

[...]

Zusatzartikel bei Zeitungsabonnements: Bei der Abgabe von —in keinem Bezug zum
Geschaftsgegenstand des Unternehmens stehenden — Gegenstanden zu einem nicht
kostendeckenden Preis bei gleichzeitigem Abschluss eines Abonnementvertrages, der zu
denselben Bedingungen auch von Kunden abgeschlossen wird, die keinen Gegenstand
erwerben, liegen zwei Leistungen gegen Entgelt vor. Als Entgelt flr die Zugabe ist der nicht
kostendeckende Preis entsprechend der Preisvereinbarung mit dem Kunden anzusetzen (vgl.
VWGH 27.5.2015, 2012/13/0029).

Hingegen stellt die kostenlose Abgabe von Gegenstanden mit geringem Stiickwert, die
einen Bezug zum Geschaftsgegenstand des Unternehmens aufweisen, eine Nebenleistung
zum Zeitungsabonnement dar. Dies ist beispielsweise beim erstmaligen Abschluss eines
Zeitschriftenabonnements der Fall, bei dem Tablets oder Smartphones mit einem Wert
von weniger als 50 Euro als Pramie abgegeben werden und den Zugriff auf eine digitale
Fassung der Zeitschriften ermoglichen (vgl. EuGH 5.10.2023, Rs C-505/22, Deco Proteste —
Editores Lda).

Randzahlen 350 bis 360: derzeit frei

3a. Sonstige Leistung (§ 3a UStG 1994)

3a.7. Generalklausel fiir nicht unternehmerische Leistungsempfanger

Die Aufzéhlung der Anwendungsfdille des § 3a Abs. 7 UStG 1994 in Rz 639p wird um die
Aussage im Urteil des EuGH vom 11.5.2023, Rs C-620/21, MOMTRADE RUSE OOD, dass sich
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der Leistungsort von eng mit der Sozialfiirsorge und der sozialen Sicherheit verbundenen
grenziiberschreitenden Dienstleistungen an nichtunternehmerische Leistungsempfdnger nach

der Generalklausel richtet, ergdnzt.
Rz 639p lautet:

Demonstrative Aufzahlung der Anwendungsfalle des § 3a Abs. 7 UStG 1994 an

Nichtunternehmer:

o [.]

e Buchhaltungsleistungen (zB das Erfassen und Kontieren von Belegen sowie die
Vorbereitung der Abschlussarbeiten, nicht aber das Einrichten der Buchfiihrung und die
Aufstellung des Jahresabschlusses, vgl. BFH 9.2.2012, V R 20/11).

e Eng mit der Sozialfiirsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Dienstleistungen,
die an eine natiirliche Person erbracht werden (siehe EuGH 11.5.2023, Rs C-620/21,
MOMTRADE RUSE OOD, Rn 64 ff).

Randzahlen 639q bis 639r: derzeit frei

3a.8. Vermittlungsleistung an Nichtunternehmer

In Rz 639s werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwWGH vom 6.9.2023, Ro 2020/15/0018,

zu Vermittlungsleistungen eingearbeitet.

Rz 639s lautet:
Zur Vermittlungsleistung an einen Unternehmer siehe Rz 639f.

Eine Vermittlungsleistung im Sinne des Umsatzsteuerrechtes liegt vor, wenn ein
Unternehmer durch Herstellung unmittelbarer Rechtsbeziehungen zwischen einem
Leistenden und einem Leistungsempfanger einen Leistungsaustausch zwischen diesen
Personen herbeifiihrt; der Vermittler wird im fremden Namen und auf fremde Rechnung
tatig (VwGH 17.9.1990, 89/15/0070). ,,Vermittlung” ist eine Tatigkeit, die von einer
Mittelsperson ausgeiibt wird, die nicht den Platz einer Partei des vermittelten Vertrages
einnimmt und deren Tatigkeit sich von den typischen vertraglichen Leistungen
unterscheidet, die von den Parteien des vermittelten Vertrages erbracht werden (vgl.
VwWGH 6.9.2023, Ro 2020/15/0018). Die Vermittlungstatigkeit ist eine Mittlertatigkeit, die

ua. darin bestehen kann, einer Vertragspartei die Gelegenheiten zum Abschluss eines

Vertrages nachzuweisen, mit der anderen Partei Kontakt aufzunehmen oder im Namen und

fiir Rechnung des Kunden Uber die Einzelheiten der gegenseitigen Leistungen zu verhandeln,
wobei Zweck dieser Tatigkeit ist, das Erforderliche zu tun, damit zwei Parteien einen Vertrag
schlielen, ohne dass der Vermittler ein Eigeninteresse an seinem Inhalt hat. Die

Vermittlungsleistung beschrankt sich nicht auf die bloBe Namhaftmachung potentieller
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Vertragspartner, sondern beinhaltet einen dariber hinausgehenden konkreten Beitrag, um
den Vertragsabschluss zustande zu bringen (vgl. VWGH 6.9.2023, Ro 2020/15/0018, VWGH
23.11.2016, Ra 2014/15/0056). Eine Vermittlungsleistung kann auch durch
vollautomatisierte Systeme erfolgen (zB mittels elektronischer Handelssysteme; vgl. idS
VwGH 21.9.2016, 2013/13/0096).

Eine Vermittlungsleistung an einen Nichtunternehmer wird (ausgenommen die Vermittlung
beim Verkauf oder bei der Vermietung oder Verpachtung von Grundstiicken sowie bei der

Begriindung oder Ubertragung dinglicher Rechte an Grundstiicken) gemaR § 3a Abs. 8 UStG

1994 an dem Ort erbracht, an dem der vermittelte Umsatz ausgefiihrt wird. Das gilt auch fiir
die Vermittlung der in § 3a Abs. 14 UStG 1994 genannten Katalogleistungen.

[...]

3a.11. Tatigkeitsort

Aufgrund der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
eingefiihrten Anpassung betreffend die in § 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994 genannten sonstigen

Leistungen, wenn sie per Streaming (ibertragen oder auf andere Weise virtuell verfiigbar
gemacht werden, erfolgt eine Anpassung von Rz 640n und 640q.

3a.11.1. Aligemeines
Rz 640n lautet:

Die Regelung des § 3a Abs. 11 UStG 1994 gilt nur fiir sonstige Leistungen, die in einem

positiven Tun (dazu gehort auch die Tatigkeit von Fotomodellen) bestehen. [...]

Bei Veranstaltungen, die aus in Echtzeit lGber das Internet tibertragenen interaktiven
Darbietungen bestehen, liegt der Leistungsort bis 31.12.2024 am Tatigkeitsort (zur
Rechtslage ab dem 1.1.2025 siehe Rz 641p), das ist der Ort, an dem der
Dienstleistungsempfanger ansassig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen gewdhnlichen
Aufenthalt hat (zur Bestimmung des Tatigkeitsortes anhand der Ansassigkeit des
Leistungsempfangers vgl. EuGH 12.5.2005, C-452/03, RAL Ltd, Rn 33; EuGH 8.5.2019, C-
568/17, Geelen, Rn 49). Fir die Bestimmung des Leistungsortes gelten Art. 23, 24, 24a, 24b,
24d, 24f und 25 der VO (EU) 282/2011 idgF sinngemaR (siehe zu diesen

Vermutungsregelungen sinngemaR Rz 641n). Zum Leistungsort bei Veranstaltungen, die

nicht in Echtzeit oder ohne interaktive Darbietungen erfolgen, siehe Rz 641n.

3a.11.2. Kulturelle, kiinstlerische, wissenschaftliche Leistungen usw.
Rz 640q lautet:

Auch Unterrichtserteilung (Unterricht - im weitesten Sinne - ist das planmaRige, aus dem

Gesamtleben ausgegliederte, regelmaRige Lehren. Der Unterricht beschrankt sich im
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Gegensatz zur Lehre in der Regel nicht auf die Darbietung der Lehrinhalte, sondern bezieht
auch die Sorge um deren Aneignung durch den Lernenden und die Erfolgskontrolle ein.)
durch Fernschulen oder durch einen Lehrer (iber das Internet oder ein elektronisches

Netzwerk (Web-Seminare) stellt eine unterrichtende Tatigkeit im Sinne des § 3a Abs. 11 lit. a

UStG 1994 dar. Dabei kann es aus der Sicht der Umsatzsteuer keinen Unterschied machen,
ob das zur Erreichung des Lehrzieles notwendige Wissen durch schriftliche Unterlagen
(Broschiiren usw.) oder im Wege des Internets Gbermittelt wird. Bei Web-Seminaren
bestimmt sich der Leistungsort nach dem Leistungsempfanger (siehe Rz 640n und ab
1.1.2025 Rz 641p bzw. 641n). Bis 31.12.2021 ist dies bei Web-Seminaren, bei denen sich der
Leistungsort nach § 3a Abs. 11 |it. a UStG 1994 richtet, der Ort, an dem der Lehrer ansassig

ist, sofern dieser nicht nachweislich seine Dienste von einem anderen Ort aus erbringt.
Beispiel:

Der dsterreichische Unternehmer A bietet einen Online-Sprachkurs fiir Nichtunternehmer
und Unternehmer innerhalb der EU an.

Lésung ab 1.1.2022:

Der Leistungsort fiir die Umsditze an die Nichtunternehmer liegt sowohl im Fall einer
unterrichtenden Tdtigkeit gemdfS § 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994 (ab 1.1.2025 gemdif3 § 3a
Abs. 13 lit. b UStG 1994 idF AbgAG 2024, BGBI. | Nr. 113/2024) als auch einer elektronisch
erbrachten sonstigen Leistung gemdf$ § 3a Abs. 13 UStG 1994 (ab 1.1.2025 gemdf3 § 3a
Abs. 13 lit. a UStG 1994 idF AbgAG 2024, BGBI. | Nr. 113/2024) am Wohnsitz oder
gewobhnlichen Aufenthalt des Nichtunternehmers. [...]

Aufgrund der mit dem Abgabenénderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
eingefiihrten Anpassung betreffend die in § 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994 genannten sonstigen

Leistungen, wenn sie per Streaming (ibertragen oder auf andere Weise virtuell verfiigbar
gemacht werden, erfolgt eine Umstrukturierung von Abschnitt 3a.13 mit den Rz 641n bis
641p (Anderung von Uberschriften und Zusammenfiihrung der bisherigen Rz 6410 und Rz
641p).

3a.13. Leistungsort bei elektronisch erbrachten sonstigen Leistungen,
Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen—Rechislage-ab-1-1.2015
sowie bei per Streaming iibertragenen bzw. virtuell verfiigbar gemachten Leistungen iSd
§ 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994

3a.13.1. Elektronisch erbrachte sonstige Leistungen
Rz 641n lautet:
3a.13.1.1. Begriffsbestimmung

Eine auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistung ist eine Leistung, die liber das
Internet oder ein elektronisches Netz, einschlieRlich Netze zur Ubermittlung digitaler Inhalte,

erbracht wird und deren Erbringung aufgrund der Merkmale der sonstigen Leistung in
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hohem Male auf Informationstechnologie angewiesen ist. Das heiflt, die Leistung ist im
Wesentlichen automatisiert, wird nur mit minimaler menschlicher Beteiligung erbracht und

ware ohne Informationstechnologie nicht moglich.

[...]

3a.13.2. Telekommunikations- sowie Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen (Rechtslage
ab 1.1.2015)

Rz 6410 lautet:

3a.13.2.1. Telekommunikationsdienstleistungen

Zu von Kleinstunternehmern erbrachten Telekommunikationsdienstleistungen — Rechtslage
ab 1.1.2019 - siehe Rz 3918.

[...]

Telekommunikationsdienstleistungen umfassen nicht
e elektronisch erbrachte sonstige Leistungen,

e Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen.
3a.13.2.2. Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen

Zu von Kleinstunternehmern erbrachten Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen —
Rechtslage ab 1.1.2019 - siehe Rz 3918.

Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen an Nichtunternehmer iSd & 3a Abs. 5 Z 3 UStG

1994 werden an dem Ort erbracht, an dem der Leistungsempfanger seinen Wohnsitz, Sitz
oder gewohnlichen Aufenthalt hat. Zur Vermutung bzw. Feststellung dieses Leistungsortes
siehe Rz 641n.

Werden diese Leistungen an einen Unternehmer erbracht, so bestimmt sich der
Leistungsort nach § 3a Abs. 6 UStG 1994 (zur Identifizierung als

Unternehmer/Nichtunternehmer siehe Rz 638y). Ungeachtet gegenteiliger Informationen

kann der Unternehmer davon ausgehen, dass ein innerhalb der Gemeinschaft ansassiger
Leistungsempfinger ein Nichtunternehmer ist, solange der Leistungsempfanger ihm seine
UID nicht mitgeteilt hat (Art. 18 Abs. 2 VO (EU) Nr. 282/2011 idF VO (EU) Nr. 1042/2013).

Im Zusammenhang mit Drittldndern ist die Verordnung des BM fiir Finanzen, BGBI. Il Nr.
383/2003, hinsichtlich der Verlagerung des Leistungsortes zu beachten. Siehe dazu Rz 643.

Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen umfassen Dienstleistungen in Form von Audio-
und audiovisuellen Inhalten wie Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die auf der Grundlage
eines Sendeplans iiber Kommunikationsnetze durch einen Mediendiensteanbieter unter
dessen redaktioneller Verantwortung der Offentlichkeit zum zeitgleichen Anhéren oder
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Ansehen zur Verfligung gestellt werden (siehe Art. 6b VO (EU) Nr. 282/2011 idF VO (EU)
Nr. 1042/2013).

Darunter fallen insbesondere:

¢ Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die iiber einen Rundfunk- oder Fernsehsender
verbreitet oder weiterverbreitet werden,

¢ Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die iiber das Internet oder ein dhnliches
elektronisches Netzwerk (IP-Streaming) verbreitet werden, wenn sie zeitgleich zu ihrer
Verbreitung oder Weiterverbreitung durch einen Rundfunk- oder Fernsehsender

libertragen werden.

Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen umfassen nicht:

¢ Telekommunikationsdienstleistungen,

e elektronisch erbrachte sonstige Leistungen,

e die Bereitstellung von Informationen liber bestimmte auf Abruf erhiltliche
Programme,

e die Ubertragung von Sende- oder Verbreitungsrechten,

e das Leasing von Geraten und technischer Ausriistung zum Empfang von
Rundfunkdienstleistungen,

¢ Rundfunk- oder Fernsehsendungen, die liber das Internet oder ein dhnliches
elektronisches Netz (IP-Streaming) verbreitet werden, es sei denn, sie werden
zeitgleich zu ihrer Verbreitung oder Weiterverbreitung durch herkdmmliche Rundfunk-

oder Fernsehsender iibertragen.

3a.13.3. Rundfunk-und-Fernsehdienstleistungenleistungen iSd § 3a Abs. 11 lit. a UStG

1994, wenn sie per Streaming libertragen oder auf andere Weise virtuell verfiigbar
gemacht werden (Rechtslage ab 1.1.2025)

Rz 641p lautet:

Bei sonstigen Leistungen iSd & 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994 liegt der Leistungsort, wenn

diese virtuell verfiigbar gemacht werden, an dem Ort, an dem der Empfanger seinen
Wohnsitz, Sitz oder gewohnlichen Aufenthalt hat. Hievon sind insbesondere Streaming-
Leistungen umfasst, die nicht bereits unter § 3a Abs. 13 erster Satz UStG 1994 fallen (zB

interaktive Online-Sprachkurse). Zur Vermutung bzw. Feststellung dieses Leistungsortes
siehe Rz 641n.
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4. Bemessungsgrundlage (§ 4 UStG 1994)

4.3. Durchlaufende Posten
4.3.1. Allgemeines

In Rz 656 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwGH vom 6.9.2023, Ro 2020/15/0018,

zu durchlaufenden Posten eingearbeitet.

Rz 656 lautet:

Nicht zum Entgelt gehdren durchlaufende Posten. Das sind Betrage, die der Unternehmer im
fremden Namen und fiir fremde Rechnung vereinnahmt und verausgabt. Voraussetzung fir
die Annahme eines durchlaufenden Postens ist ein duf3erlich erkennbares Handeln im
fremden Namen und fiir fremde Rechnung. Der Zahlende muss wissen, dass der
Unternehmer die Zahlung nicht fir sich, sondern fiir einen Dritten vereinnahmt. Es bedarf
daher unmittelbarer Rechtsbeziehungen zwischen dem Zahlenden und dem Dritten. Ein
durchlaufender Posten kann nicht angenommen werden, wenn der Unternehmer selbst in
einen Leistungsaustausch eingeschaltet ist (vgl. VWGH 6.9.2023, Ro 2020/15/0018). Was
die Verrechnung betrifft, so brauchen durchlaufende Posten in der Rechnung (§ 11 UStG

1994) nicht angegeben werden. Werden sie angegeben, diirfen sie nur getrennt vom Entgelt

angefihrt werden (siehe auch Rz 1514).

4.3.2. Einzelfille

In Rz 657 werden der Verweis auf das Okostromgesetz 2002 sowie die alte Rechtslage

gestrichen und durch aktuelle Aussagen ersetzt.
Rz 657 lautet:

[...]
Flugabgabe gemal} § 5 Abs. 3 FlugAbgG: Die ab 1. Janner 2011 zu erhebende Flugabgabe fir

Kurzstreckenflliige von einem inldandischen Flughafen mit einem motorisierten Luftfahrzeug

stellt keinen durchlaufenden Posten dar; siehe hierzu auch FlugAbgR Rz 21 ff.

Férderung von Okostromanlagen {siehe-insb—Okostromgesetz-BGBIH-N+149/2002):

e Hinsichtlich des An- und Verkaufs von Okostrom besteht ein Leistungsaustausch
zwischen den jeweiligen Okostromerzeugern und der Abwicklungsstelle fiir Okostrom AG
(0eMAG) sowie zwischen der OeMAG und den jeweiligen Stromhéandlern. Der An- und
Verkauf von Okostrom durch die 0eMAG stellen Umsatze dar, welche der Umsatzsteuer
unterliegen.

e Zahlungen zur Forderung von Photovoltaikanlagen, die vom jeweiligen Bundesland an die

OeMAG geleistet werden, stellen einen echten (nicht umsatzsteuerbaren) Zuschuss dar.
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Die OeMAG kann den Vorsteuerabzug vom vollen Strompreis geltend machen, der vom

Photovoltaik-Betreiber verrechnet wird.

Betrdage gemall § 73 und § 75 EAG stellen steuerpflichtiges Entgelt fiir eiresenstige

Leistungen der 0eMAG iZm dem Betrieb des Okostromsystems an die Netzbetreiber

dar. Ebenso stellen diese Betrage steuerpflichtiges Entgelt fiir Leistungen der

Netzbetreiber an die Endverbraucher dar. Die Auszahlung von Investitionszuschiissen

e FEin von einem Stromhindler im Namen und fiir Rechnung der Okostrombérse

eingehobener "Forderaufschlag"”, zu dessen Entrichtung sich der Stromkunde gegentiber
der Okostrombérse freiwillig vertraglich verpflichtet, stellt beim Stromhandler einen
durchlaufenden Posten dar. Ein solcher "Férderaufschlag" ist nicht Teil des Entgelts der
Stromlieferung und unterliegt daher nicht der Umsatzsteuer. Die Weiterleitung dieses
Aufschlags an die Okostrombérse stellt keinen Umsatz der Okostrombérse dar, da er
nicht im Zusammenhang mit einer Leistung der Okostrombérse an den Stromhandler
oder an den Endkunden steht. Erhalt der Stromhandler jedoch ein Entgelt flir das Inkasso

dieses Aufschlages, so unterliegt dieses als gesonderte Leistung der Umsatzsteuer.

Frachtfiihrer und Spediteure - Auslagen: Inkasso und Nachnahmebetrage, Havariebetrage
und Betrage fir Reparaturen, die im Namen und auf Rechnung der Auftraggeber oder
Eigentiimer der Waren verausgabt werden. Die vom Spediteur dem Vertretenen
weiterverrechneten Auslagen an Zoll, EUSt, StralRenbenlitzungsabgabe sowie sonstigen
Eingangs- und Einfuhrabgaben gehoren nicht zur Bemessungsgrundlage fiir die

Abfertigungsleistung.
[...]

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 24

24 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=200000358&ida=EAG&gueltig=20241209&hz_id=200000358&dz_VonParagraf=73
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=200000358&ida=EAG&gueltig=20241209&hz_id=200000358&dz_VonParagraf=75
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=200000358&ida=EAG&gueltig=20241209&hz_id=200000358&dz_VonParagraf=55&dz_BisParagraf=62

6. Steuerbefreiungen (§ 6 UStG 1994)

6.1.3.1. Grenziiberschreitende Giiterbeforderungen und andere sonstige Leistungen, die

sich auf Gegenstdnde der Einfuhr beziehen

In Rz 707 wird ein Hinweis auf das Urteil des EuGH vom 7.9.2023, Rs C-461/21, SC Cartrans
Preda SRL, eingearbeitet.

Rz 707 lautet:

Da die Steuerbefreiung fir jede Leistung, die sich auf Gegenstande der Einfuhr bezieht, in
Betracht kommen kann, braucht nicht gepriift zu werden, ob es sich um eine Beférderung,
einen Umschlag oder eine Lagerung von Gegenstanden der Einfuhr oder um handelsibliche

Nebenleistungen dazu handelt.

Zur Vermeidung eines unversteuerten Letztverbrauchs ist Voraussetzung fir die
Steuerbefreiung, dass die auf diese Nebenleistungen entfallenden Kosten in der
Bemessungsgrundlage fir die Einfuhr enthalten sind (vgl. EuGH 7.9.2023, Rs C-461/21, SC
Cartrans Preda SRL).

Diese Voraussetzung ist in den Fallen erfillt, in denen die Kosten einer Leistung nach § 5 Abs.
1 oder Abs. 2 bzw. Abs. 4 Z 3 UStG 1994 Teil der Bemessungsgrundlage fiir die Einfuhr
geworden sind. Die Voraussetzung fir die Steuerbefreiung ist nicht erfiillt, wenn keine EUSt

anfallt, weil die Einfuhr steuerfrei ist. Im Fall einer steuerfreien Einfuhr gemaR Art. 6 Abs. 3
UStG 1994 kann die Steuerfreiheit gemall § 6 Abs. 1 Z 3 lit. a sublit. aa UStG 1994 in

Anspruch genommen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die Kosten fiir die

Nebenleistungen in der Bemessungsgrundlage fiir die Erwerbsteuer enthalten sind (zB durch

den Nachweis der Lieferbedingung "frei Haus").

Aufgrund der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
eingefiihrten Steuerbefreiung fiir Spenden von Lebensmitteln an gewisse beglinstigte
Einrichtungen, wird ein neuer Abschnitt ,,6.1.5a Spenden von Lebensmitteln an gewisse

beglinstigte Einrichtungen” mit den Rz 731a bis 731c eingefiigt.
6.1.5a. Spenden von Lebensmitteln an gewisse begiinstigte Einrichtungen
Rz 731a lautet:

Die Spende (Entnahme iSd & 3 Abs. 2 UStG 1994) der in Anlage 1 UStG 1994 genannten
Lebensmittel ist ab 1.8.2024 von der Umsatzsteuer befreit (siehe § 6 Abs. 1 Z 5a UStG
1994), wenn sie an durch Bescheid begiinstigte Einrichtungen iSd des § 4a Abs. 1 erster
Gedankenstrich EStG 1988 fiir begiinstigte Zwecke gemal} § 4a Abs. 2 Z 2 EStG 1988 erfolgt.
Neben den in Anlage 1 UStG 1994 genannten Lebensmitteln ist auch die Spende von

nichtalkoholischen Getranken von der Umsatzsteuer befreit. Unter nichtalkoholischen
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Getranken sind Getranke zu verstehen, die einen Alkoholgehalt von maximal 0,5
Volumenprozent aufweisen. Bier (Position 2203 der Kombinierten Nomenklatur [KN]),
Wein, Schaumwein, Obstwein etc. (Positionen 2204 bis 2206 der KN), Spirituosen (Position
2208 der KN) sowie alkoholische Mischgetranke oder Alkopops sind keine

nichtalkoholischen Getrdanke.

Rz 731b lautet:

Werden andere Gegenstinde als Lebensmittel iSd Anlage 1 UStG 1994 bzw.

nichtalkoholische Getrianke unentgeltlich zugewendet oder erfolgt die Zuwendung an
andere Empfanger als jene, die in § 6 Abs. 1 Z 5a UStG 1994 genannt sind, unterliegt die
Spende der Eigenverbrauchsbesteuerung gemaB § 3 Abs. 2 UStG 1994 (siehe Rz 369) und

es kommt der entsprechende Steuersatz zur Anwendung (siehe Rz 1161, Rz 1166 und Rz

1351). Hinsichtlich der Bemessungsgrundlage bei nach dem Lebensmittelgesetz nicht mehr

verkehrsfihigen Waren siehe Rz 679.

Rz 731c lautet:

Der Spender hat nachzuweisen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen zur Anwendung der
Steuerbefreiung nach § 6 Abs. 1 Z 5a UStG 1994 erfiillt sind. Dieser Nachweis ist an keine

besondere Form gebunden.

Da Einrichtungen, fiir die ein aufrechter Begiinstigungsbescheid vorliegt, ohnedies in der
Liste beglinstigter Einrichtungen des BMF (Kennzeichnung ,,SO“) enthalten sind, ist es nicht
erforderlich, eine Kopie des Begiinstigungsbescheides vom Spendenempfanger
anzufordern. Eine Abfrage der Liste begilinstigter Einrichtungen des BMF (Kennzeichnung

»,50%) ist daher ausreichend.

Da sich in der Liste begiinstigter Einrichtungen mit Kennzeichnung ,,SO“ jedoch nicht
ausschlieBlich Einrichtungen befinden, die mildtatige Zwecke ausiiben, ist dariiber hinaus
jahrlich eine (formlose) Bestétigung des Spendenempfangers einzuholen, dass er
mildtatige Zwecke ausiibt.

Ein gesonderter Ubergabe- bzw. Ubernahmenachweis der gespendeten Waren ist nach § 6
Abs. 1 Z 5a UStG 1994 nicht erforderlich.

6.1.9.1.5.2. Berechtigung zur Option

In Rz 794 werden die mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr.

113/2024, umgesetzten Anderungen iZm der Kleinunternehmerregelung eingearbeitet.
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Rz 794 lautet:

Optionsberechtigt sind grundsatzlich alle Unternehmer, die Umsatze gemaR § 6 Abs. 1 Z9 lit.

a UStG 1994 ausfiihren, ausgenommen Kleinunternehmer und pauschalierte Landwirte.
Diese missten, um optieren zu kénnen, zusatzlich auf die Anwendung der

Kleinunternehmerregelung verzichten (§ 6 Abs. 3 UStG 1994) bzw. erkldren, dass ihre

Umsatze nach den allgemeinen Vorschriften besteuert werden sollen (§ 22 Abs. 6 UStG
1994).

Beispiel:

Kleinunternehmer K verdufert seine Eigentumswohnung, die er bisher vermietete. Die

Vermietungsumsdtze lagen bei uater2035.000 Euro{bis-31-12.2019:-30-000-Euro). Die
Eigentumswohnung wird um 150.000 Euro zuziiglich 20% USt verdufert.

Das Hilfsgeschdft des K (VerdufSerung der Eigentumswohnung) bleibt bei der Ermittlung der
Kleinunternehmergrenze ven-35-000-Euro-{bis-31-12.-2019:-30-000-Eure) aufSer Ansatz. K

muss, um fiir den Grundstiicksumsatz optionsberechtigt zu sein, neben der Behandlung des
Umsatzes gegeniiber dem Finanzamt als steuerpflichtig zusdtzlich auf die
Kleinunternehmerregelung verzichten (Doppeloption). Die Inrechnungstellung der
Umsatzsteuer allein wiirde zu einer Steuerschuld auf Grund der Rechnung fiihren.

Ob der leistende Unternehmer zur Besteuerung optiert, steht - aus der Sicht der

Umsatzsteuer - in seinem freien Ermessen.

Der Erwerber hat umsatzsteuerlich weder Anspruch auf die Ausiibung des Optionsrechtes
noch muss er dieser zustimmen (vgl. VWGH 82.89.2009, 2005/15/0140).

6.1.9.2 Umsatze von Aufsichtsratsmitgliedern

In Rz 847 wird die Fachinformation zur umsatzsteuerlichen Behandlung von

Aufsichtsratsvergliitungen zur Anfrage der KSW vom 27.2.2024 eingearbeitet.
Rz 847 lautet:

Die Befreiung betrifft Verglitungen jeder Art einschlielich Reisekostenersatze (zB fixe
"Gehalter"; gewinnabhangige Zuwendungen; sonstige Vorteile). Die Bezeichnung der
Gegenleistung ist ohne Bedeutung, es muss sich aber inhaltlich jedenfalls um ein Entgelt fir

die Uberwachung der Geschiftsfiihrung handeln.

Voraussetzung fiir die Steuerbefreiung gemaB § 6 Abs. 1 Z 9 lit. b UStG 1994 ist, dass die
Vergiitung direkt an die als Aufsichtsrat bestellte natiirliche Person gewahrt wird. Nicht

entscheidend ist, von wem die Vergiitung getragen wird.
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6.1.11. Schulen, Privatlehrer

6.1.11.1.2. Vergleichbarkeit mit 6ffentlichen Schulen

In Rz 876 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwGH vom 6.9.2023, Ro 2021/15/0021,

zur Vergleichbarkeit von Bildungsleistungen und dem Nachweis dieser Vergleichbarkeit, insb.

iZm Bildungsleistungen fiir Kinder, eingearbeitet.

Rz 876 lautet:

Rechtslage ab 1.1.2019

Eine Schule bzw. schuldhnliche Einrichtung (vgl. Rz 875) muss eine vergleichbare Zielsetzung

verfolgen, damit deren begiinstigte Leistungen (vgl. Rz 875a) steuerfrei sind. Eine

vergleichbare Zielsetzung liegt gemalk § 1 der Verordnung des Bundesministers flr Finanzen

Uber das Vorliegen einer vergleichbaren Zielsetzung bei Bildungsleistungen (Umsatzsteuer-

Bildungsleistungsverordnung, BGBI. Il Nr. 214/2018, UStBLV) vor, bei
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Privatschulen iSd Privatschulgesetzes, BGBI. Nr. 244/1962, oder des Land- und
forstwirtschaftlichen Privatschulgesetzes, BGBI. Nr. 318/1975,

Privathochschulen und Privatuniversitaten nach dem Privathochschulgesetz (PrivHG),

BGBI. I Nr. 77/2020, und Privatuniversitaten, die unter den Voraussetzungen des
Privatuniversitatengesetzes (PUG), BGBI. | Nr. 74/2011, oder des § 2 Universitats-
Akkreditierungsgesetz, BGBI. | Nr. 168/1999, akkreditiert wurden,

Fachhochschulen nach dem Fachhochschulgesetz (FHG), BGBI. Nr. 340/1993 (bis
31.12.2020 auch Einrichtungen zur Durchfiihrung von Fachhochschul-Studiengdangen iSd
Fachhochschul-Studiengesetzes (FHStG), BGBI. Nr. 340/1993,

privaten Padagogischen Hochschulen iSd § 4 Hochschulgesetz 2005, BGBI. | Nr. 30/2006
sowie 6ffentlichen Padagogischen Hochschulen im Rahmen der eigenen
Rechtspersonlichkeit gemaR § 3 Hochschulgesetz 2005, BGBI. | Nr. 30/2006,

anderen berufsbezogenen Ausbildungseinrichtungen privaten Rechts, die aufgrund einer
speziellen gesetzlichen Ermachtigung als solche anerkannt sind,

post-sekundaren Bildungseinrichtungen, die im Rahmen einer Kooperation mit einer
Universitat oder Fachhochschule berufsbezogene post-graduale Aus- und
Weiterbildungen durchfiihren (zB Doktorats-Studiengange oder Universitatslehrgange).
Post-sekundare Bildungseinrichtungen sind solche, die durch das Bundesministerium fiir
Bildung, Wissenschaft und Forschung in der Gesamtliste der post-sekundaren
Bildungseinrichtungen in Osterreich aufgezihlt sind (abrufbar auf der Homepage des
BMBWEF unter "Themen/Hochschule & Universitat/Hochschulsystem/Post-sekundare
Hochschuleinrichtungen"),

einer aufrechten Zertifizierung als Erwachsenenbildungseinrichtung im Sinne der

Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ldndern Uber die
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Anerkennung des Qualitdtsrahmens fiir die Erwachsenenbildung O-Cert, BGBI. Il Nr.

269/2012 (davon umfasst sind Zertifizierungen von Bundeslindern wie zB CERT NO in
Niederosterreich),
e Einrichtungen iSd Bundesgesetzes lUber die Forderung der Erwachsenenbildung und des

Volksbtichereiwesens, BGBI. Nr. 171/1973 iVm der Kundmachung der Bundesministerin

fur Bildung, Wissenschaft und Kultur gemaR § 7 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber die

Forderung der Erwachsenenbildung und des Volksbiichereiwesens aus Bundesmitteln,
BGBI. Il Nr. 228/2001, oder

e jeder anderen vergleichbaren behordlichen Zertifizierung (zB aufgrund

landesgesetzlicher Regelungen);

— eine solche kann zB bei vergleichbaren Zertifizierungsprogrammen anderer
Mitgliedstaaten fiir Erwachsenenbildungseinrichtungen oder iiber den inhaltlichen
Bereich der Erwachsenenbildungseinrichtungen hinausgehend und entsprechenden
Zertifizierungsnachweisen anderer Bildungseinrichtungen vorliegen, sofern die
private Bildungseinrichtung ein Qualitatsniveau nachweisen kann, das dem fiir
zertifizierte Erwachsenenbildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Z 7 UStBLV
entspricht (siehe auch VWGH 6.9.2023, Ro 2021/15/0021);

— zu Bildungseinrichtungen fiir Kinder: eine vergleichbare Zertifizierung von Kinder-

und Jugendbildungseinrichtungen muss im Interesse des Kindeswohls die Erfiillung
von kinderspezifischen Qualitdtsnormen beriicksichtigen und gewdhrleisten und
erfordert daher zunachst die Formulierung entsprechender kinderspezifischer
Zertifizierungsanforderungen, weshalb die Umsatzsteuerbefreiung ohne Nachweis
einer an die Bediirfnisse von Kindern angepassten Zertifizierung nicht in Betracht
kommt (siehe VWGH 6.9.2023, Ro 2021/15/0021).

Wiurde vom Unternehmer eine von der UStBLV umfasste Zertifizierung vor dem 1.1.2019
beantragt und wiurde diese erst nach dem 1.1.2019 vergeben, kann diesfalls bereits mit

1.1.2019 vom Vorliegen einer vergleichbaren Zielsetzung ausgegangen werden.

Die Dauer der Ausbildung, Fortbildung oder beruflichen Umschulung ist fiir die
Vergleichbarkeit der Zielsetzung ebenso unbeachtlich wie der Inhalt und der Umfang des
Lehrstoffes (vgl. VWGH 15.9.2016, Ra 2014/15/0003).

Zu den Voraussetzungen fiir die Anwendung der Steuerbefreiung gemall § 6 Abs. 1 Z 12 UStG
1994 siehe Rz 880.

[...]
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6.1.13. Bausparkassen- und Versicherungsvertreter
In Rz 881 wird eine Klarstellung vorgenommen.

Rz 881 lautet:

[...]

Die Tatigkeit der Versicherungsmakler, der Vermittler von Pensionskassenvertragen bzw.
Vertragen zur Mitarbeiter- und Selbstandigenvorsorge sowie die Umsatze der
Untervertreter fallen ebenfalls unter die Befreiung (vgl. EUuGH 3.4.2008, Rs C 124/07, J.C.M.
Beheer BV, zu den steuerfreien Leistungen eines fiir eine Versicherungsmaklergesellschaft
tatigen Untervertreters). Die Befreiung ist weder an eine bestimmte Rechtsform gebunden,
noch stellt sie darauf ab, dass die beglinstigten Tatigkeiten im Rahmen der gesamten
unternehmerischen Tatigkeit Gberwiegen. Unter die Befreiung fallt zB auch ein Kreditinstitut,

das Bauspar- oder Versicherungsvertrage vermittelt.

6.1.16.9. Option zur Steuerpflicht

In Rz 899c¢ wird die Fachinformation zur Optionsmdglichkeit des § 6 Abs. 2 UStG 1994 bei

Vorliegen eines Untermietverhdiltnisses eingearbeitet.

Rz 899c lautet:
Anwendungsbereich der Neuregelung

Die Neuregelung ist auf Miet- und Pachtverhaltnisse anzuwenden, die nach dem 31. August
2012 beginnen. MaRgeblich ist nicht der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, sondern die
faktische Begriindung des Miet- bzw. Pachtverhaltnisses, somit die tatsachliche
Innutzungnahme des Gebaudes bzw. Gebaudeteiles. Ein Wechsel auf Mieter- oder
Vermieterseite begriindet fir Umsatzsteuerzwecke ein neues Miet- bzw. Pachtverhaltnis.
Dies gilt mangels Unternehmeridentitat auch dann, wenn der Wechsel im Zuge einer nicht

steuerbaren Rechtsnachfolge erfolgt.

Das Vorliegen eines ,,neuen” Miet- oder Pachtverhaltnisses im Sinne des § 28 Abs. 3871

UStG 1994 kann auch nicht dadurch ausgeschlossen werden, dass es zivilrechtlich zu einem
Eintritt einer anderen Person — auf Vermieter- oder auf Mieterseite — in den bestehenden
Miet- oder Pachtvertrag kommt (VWGH 20%.10.2021, Ra 2019/13/0084, zum gemaR § 1120
ABGB ,,zwingend” erfolgenden Eintritt des Kaufers in bestehende Bestandsvertrage bei
Erwerb eines vermieteten Grundstlickes). Ein Wechsel auf Vermieterseite betreffend ein
Hauptmietverhaltnis beriihrt aber nicht ein vor dem 1. September 2012 begriindetes

Untermietverhéltnis.
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Beispiel:

Seit dem Jahr 2010 vermietet V ein in seinem Eigentum stehendes Gebdude
steuerpflichtig an den Hauptmieter H und dieser wiederum steuerpflichtig an den nicht
zum Vorsteuerabzug berechtigten Untermieter U (Rechtslage bis 31. August 2012). 2023
verduflert V das Gebdude an W.

Da das Untermietverhdiltnis zwischen H und U vor dem 1. September 2012 begriindet
worden ist, hat H weiterhin gemdf8 § 6 Abs. 2 UStG 1994 die Méglichkeit, zur
Steuerpflicht zu optieren, solange es zu keinem Mieter- oder Vermieterwechsel
betreffend das Untermietverhdltnis kommt. Damit kann auch der neue Eigentiimer W —
obwohl durch den Eigentiimerwechsel ein neues (Haupt-)Mietverhdltnis zwischen W und
H begriindet wird — die Option gemdf3 § 6 Abs. 2 UStG 1994 in Anspruch nehmen, da H
nur steuerpflichtige Umsdtze ausfiihrt.

Kommt es hingegen zu einem Wechsel des Hauptmieters (H) oder des Untermieters (U),
ist das Untermietverhdiltnis als neues Mietverhdiltnis zu qualifizieren, was auf die
Beurteilung der Optionsmdglichkeit betreffend das vorgelagerte Hauptmietverhdiltnis
(mit W) durchschlégt.

Kein Mieter- oder Vermieterwechsel liegt hingegen-vor, wenn es zur Gesamtrechtsnachfolge
kommt (vgl. zur Verschmelzung VWGH 3.4.2019, Ro 2018/15/0012) oder im Rahmen einer
Umgriindung die Unternehmeridentitat erhalten bleibt.

[...]

6.1.18. Kranken- und Pflegeanstalten, Altersheime, Kuranstalten
6.1.18.2.2. Begiinstigte Leistungen

In Rz 928 werden allgemeine Aussagen zu Krankenbehandlungen iSd Art. 132 Abs. 1
Buchstabe b MwSt-RL 2006/112/EG und eng damit verbundenen Dienstleistungen, die sich
aus den Erkenntnissen des VWGH vom 22.3.2023, Ra 2022/13/0088, und vom 20.9.2023, Ra
2022/13/0118, ergeben, eingearbeitet. Zudem werden redaktionelle Anderungen

vorgenommen.
Rz 928 lautet:

Befreit sind nur solche Leistungen, die unmittelbar mit der Krankenbehandlung

zusammenhangen. Krankenbehandlungen im Sinne des § 6 Abs. 1 Z 18 UStG 1994 liegen

nur dann vor, wenn sie der Diagnose, Behandlung und, so weit wie méglich, Heilung von
Krankheiten oder Gesundheitsstorungen dienen. Mit Krankenbehandlungen eng
verbunden (iSd Art. 132 Abs. 1 Buchstabe b MwSt-RL 2006/112/EG) und damit steuerfrei
sind nur Dienstleistungen, die im Rahmen von Krankenhausbehandlungen erbracht

werden und im Prozess der Erbringung dieser Dienstleistungen zur Erreichung der damit
verfolgten therapeutischen Ziele unerldsslich sind (siehe VWGH 22.3.2023, Ra
2022/13/0088, und VWGH 20.9.2023, Ra 2022/13/0118, jeweils mVa EuGH 13.1.2022, Rs C-
513/20, Termas Sulfurosas de Alcafache, Rn 32). Die Umsatze diirfen im Wesentlichen nicht
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dazu bestimmt sein, den Einrichtungen zusatzliche Einnahmen durch Tatigkeiten zu
verschaffen, die in unmittelbarem Wettbewerb zu steuerpflichtigen Umsatzen anderer
Unternehmer stehen.

Zu den unter § 6 Abs. 1 Z 18 UStG 1994 fallenden Umsatzen der Krankenanstalten gehoren -

unter den vorstehend angefiihrten Voraussetzungen - insbesondere

e die stationdre oder teilstationdare Aufnahme von Patienten, deren &arztliche und
pflegerische Betreuung einschliefllich der Lieferungen der zur Behandlung erforderlichen
Medikamente;

e die Behandlung und Versorgung ambulanter Patienten;

e die auf arztliche Anordnung erfolgende Vornahme von - der Untersuchung und der
vorbeugenden Beobachtung der Patienten dienenden - medizinischen Analysen durch
ein anstaltseigenes Labor;

e die Hauskrankenpflege, die von einer Kranken- bzw. Pflegeanstalt durchgefiihrt wird;

e die Lieferungen von Korperersatzstiicken und orthopadischen Hilfsmitteln, soweit sie
unmittelbar mit einer Heilbehandlung durch das Krankenhaus im Zusammenhang stehen;

e die Uberlassung von medizinisch-technischen Geraten und damit verbundene
Gestellungen von medizinischen Hilfspersonal, zB Computer-Tomograph an angestellte
Arzte fiir deren selbstindige Tatigkeit an Krankenhdusern und an niedergelassene Arzte
zur Mitbenutzung;

e die Abgabe von arztlichen Gutachten;

e die Gestellung von Arzten und von medizinischem Hilfspersonal durch Krankenhiuser an
andere Krankenh&user oder an niedergelassene Arzte zu zB Ausbildungszwecken; zur
steuerpflichtigen Gestellung an andere Einrichtungen siehe VWGH 20.9.2023, Ra
2022/13/0118;

e die Gewadhrung von Beherbergung, Verkdstigung und sonstigen Naturalleistungen an das

Personal; die Beherbergung von Personal nur insoweit, als es sich dabei um die
Zurverfiigungstellung von Bereitschaftsraumen oder Schlafstellen, nicht jedoch um die
Vermietung von Wohnungen, eingerichteten Appartements oder die
Zurverfliigungstellung von Dienstwohnungen handelt. Das gilt auch dann, wenn die
Leistungen nicht Verglitungen fir geleistete Dienste sind;

e die Lieferungen von Gegenstanden des Anlagevermogens, zB Rontgeneinrichtung,

Krankenfahrstiihle und sonstige Einrichtungsgegenstande;

Die folgenden - gegen gesondertes Entgelt erbrachten - Umsatze stellen nur dann mit der
Krankenhausbehandlung und der arztlichen Heilbehandlung eng verbundene Umsatze im
Sinne dieser Vorschrift dar, wenn diese Leistungen zur Erreichung der mit der

Krankenhausbehandlung und der arztlichen Heilbehandlung verfolgten therapeutischen Ziele
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unerlasslich sind und nicht im Wesentlichen dazu bestimmt sind, ihrem Erbringer zusatzliche
Einnahmen durch die Erzielung von Umsatzen zu verschaffen, die in unmittelbarem
Wettbewerb mit Umsatzen der Mehrwertsteuer unterliegender gewerblicher Unternehmen
getatigt werden (EuGH 1.12.2005, Rs C-394/04 und Rs C-395/04, “Ygeia~):

e die Zurverfiigungstellung eines Telefons;

e die Vermietung von Fernsehgeraten an Krankenhauspatienten durch Einrichtungen iSd
Befreiungsvorschrift (zB Krankenanstalten) sowie

e die Unterbringung und Verpflegung von Begleitpersonen von Patienten durch derartige

Einrichtungen.

In Rz 929 wird auf Grund des Erkenntnisses des VwGH vom 22.3.2023, Ra 2022/13/0088, die

Klarstellung aufgenommen, dass Entgelte fiir die Verdufserung von Réntgenfilmschrott unter

den dort genannten Bedingungen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einer
Krankenbehandlung iSd § 6 Abs. 1 Z 18 UStG 1994 stehen und daher auch keine eng damit

verbundenen, allenfalls steuerfreien Umsdtze vorliegen.

Rz 929 lautet:

Nicht unter die Befreiung des § 6 Abs. 1 Z 18 UStG 1994 fallen zB:

e Kantinenumsatze;
e die Beherbergung und Verkostigung von Personen, die Kranke besuchen. Unter § 6 Abs.
1718 UStG 1994 fallt jedoch die Unterbringung und Verkdstigung der notwendigen

Begleitperson eines Kranken unter den in Rz 928 genannten Voraussetzungen;

e die Lieferungen von Speisen und Getranken an Besucher;

e die Lieferungen von Arzneimitteln in anderen als den unter der Rz 928 genannten Fallen
(nicht unter die Befreiung fallen zB Arzneimittellieferungen an Besucher oder von einer
Krankenhausapotheke an Krankenhauser anderer Trager)-;

e die Lieferungen von Altmaterial (zB Rontgenfilmschrott), das im Zusammenhang mit
steuerfreien Krankenhausbehandlungen entstanden ist (VWGH 22.3.2023, Ra
2022/13/0088).

6.1.27. Kleinunternehmer

Abschnitt 6.1.27. wird neu strukturiert. In die Rz 994 bis 1000 werden die Neuerungen durch
das Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024, sowie das
Progressionsabgeltungsgesetz 2025 (PrAG 2025), BGBI. | Nr. 144/2024, iibernommen und die
entsprechenden Uberschriften eingefiigt bzw. angepasst. Die bisherige Rechtslage wird samt
Uberschriften in die Rz 1002 und die neuen Randzahlen 1003 bis 1010 verschoben. Rz 1001
entfdllt.
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6.1.27.1 Allgemeines Kleinunternehmer (ab 1.1.2025)
6.1.27.1.1. Anwendungsbereich
Rz 994 lautet:

Voraussetzung fiir die Regelung ist gemaR § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 zunachst, dass der

Unternehmer sein Unternehmen im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat betreibt.
Ein Unternehmer betreibt sein Unternehmen dort, wo der Sitz der wirtschaftlichen
Tatigkeit liegt. Auf eine Betriebsstatte im Inland bzw. im Gemeinschaftsgebiet kommt es

hingegen nicht an.

Beispiel:

Der Sitz der wirtschaftlichen Tiitigkeit des Unternehmers A liegt in Deutschland. Weiters
hat A eine Betriebsstiitte in Osterreich. A betreibt somit sein Unternehmen in
Deutschland, nicht jedoch in Osterreich. Fiir A sind daher die speziellen Regelungen des
vierten Satzes von § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 zu beachten.

Weiters darf fiir die Anwendung der Befreiung die Kleinunternehmergrenze in Héhe von
55.000 Euro weder im laufenden noch im vorangegangenen Kalenderjahr iiberschritten
werden. Neben den oben genannten Voraussetzungen gelten fiir Unternehmer, die ihr
Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat betreiben, zusatzliche Voraussetzungen.
Siehe hierzu Rz 998 f.

Fiir Unternehmer, die ihr Unternehmen im Inland betreiben, treten die Wirkungen der
Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer ex lege ein (dh. antragslos). Es besteht jedoch die

Moglichkeit zur Steuerpflicht zu optieren, siehe hierzu Rz 1019 ff.

Im Falle eines vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres findet die Befreiung des
§ 6 Abs. 1Z 27 UStG 1994 keine Anwendung (§ 20 Abs. 1 letzter Satz UStG 1994).

Zur Kleinunternehmerreglung bis 31.12.2024 siehe Rz 1002 ff.
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6.1.27.1.2. Ermittlung der Kleinunternehmergrenze 35-000-Eure-Umsatzgrenze-(bis

Rz 995 lautet:

Bei der Priifung, ob die Kleinunternehmergrenze iiberschritten wird, Es-sind alle Umsatze
gemaR § 1 Abs. 171 und 2 UStG 1994 - aulRer Hilfsgeschafte (vgl. EUGH 9.7.2020, Rs C-

716/18, CT) einschlieBlich GeschaftsveraulRerungen - bei-derPrifung-ob-die-35-000-Eure-
Grenze{bis-31-12.2019: 30.000-Euro)-iberschrittenwird; miteinzubeziehen, die im

Kalenderjahr ausgefiihrt wurden. Es sind daher samtliche an Unternehmer und

Nichtunternehmer ausgefiihrte Umsatze miteinzubeziehen, die im Inland steuerbar sind.
Umfasst sind daher auch innergemeinschaftliche Lieferungen sowie diesen gleichgestellte
Verbringungen. Es ist auf den Zeitpunkt der Ausfiihrung der Umsatze abzustellen, auf die

Vereinnahmung der Zahlung kommt es hingegen nicht an.

Dazu gehoren auch die Umsétze, die unter die landwirtschaftliche
Durchschnittssatzbesteuerung gemaR § 22 UStG 1994 fallen. Im Falle einer Schatzung

konnen diese Umsatze mit 150% des Wertes des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes
(im Sinne von § 125 Abs. 1 lit. b BAO idF vor dem 1.1.2020) angesetzt werden.

Ebenfalls miteinzubeziehen ist eine als Liebhaberei qualifizierte kleine Vermietung gemaR

§ 1 Abs. 2 LVO, die verpflichtend steuerfrei ist (vgl. VWGH 30.4.2015, Ra 2014/15/0015).
AuRer Ansatz bleiben seit+32-2017 Umsatze, die nach § 6 Abs. 1 Z 8 lit. d und j, Z9 lit. b und
d, 210 bis 15, Z 17 bis 26 und Z 28 UStG 1994 steuerfrei sind.

Umsitze, fir die der Kleinunternehmer auf Grund eines Ubergangs der Steuerschuld
Steuerschuldner geworden ist, und innergemeinschaftliche Erwerbe sind nicht zu
berlicksichtigen (siehe auch Rz 994). Bei der Ermittlung der Kleinunternehmergrenze 35-000

Euro-Grenze{bis31-12.2019: 30:000-Eure} ist hinsichtlich der differenzbesteuerten Umséatze
nicht von der nach § 24 Abs. 4 und 5 UStG 1994 errechneten Bemessungsgrundlage, sondern

von der nach den allgemeinen Vorschriften des § 4 UStG 1994 zu ermittelnden
Bemessungsgrundlage auszugehen (EuGH 29.7.2019, Rs C-388/18, B).

Die Kleinunternehmergrenze beinhaltet samtliche der oben angefiihrten Umsatze, die
innerhalb des Kalenderjahres ausgefiihrt wurden. Anders als bei der bis 31.12.2024
geltenden Kleinunternehmerregelung ist jedoch bei der Berechnung der
Kleinunternehmergrenze nicht auf eine unterstellte Steuerpflicht abzustellen (siehe dazu
Rz 1004).

Beispiel:

Ein Frisor fiihrt im Veranlagungszeitraum Gesamtumsditze in Héhe von 56.000 Euro aus.
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Lésung:

Fiir die Berechnung der Umséitze gemdf3 § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 ist auf die im
Kalenderjahr ausgefiihrten Umsditze abzustellen. Fiir die Berechnung der Grenze ist somit
von einem Umsatz iHv 56.000 Euro auszugehen. Daher wurde die
Kleinunternehmergrenze iiberschritten.

6.1.27.1.3. Uberschreiten der Kleinunternehmergrenze und Toleranzregelung von 10%
Rz 996 lautet:

Wird die Kleinunternehmergrenze um nicht mehr als 10% liberschritten, so kann die
Befreiung noch bis zum Ende des Kalenderjahres in Anspruch genommen werden
(Toleranzregelung). Wird die Kleinunternehmergrenze um mehr als 10% iiberschritten, so
entfillt die Befreiung mit diesem Zeitpunkt sofort. Dh. fiir jenen Umsatz, mit dem die 10%
Toleranzgrenze liberschritten wird, sowie fiir alle danach ausgefiihrten Umsatze ist die

Befreiung nicht mehr anwendbar.

Beispiel 1:

Unternehmer B betreibt sein Unternehmen im Inland und ist als Kleinunternehmer
gemdfl § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 von der Steuer befreit. Im Jahr 2025 fiihrt er von Jdnner
bis Oktober Umsditze iHv 54.800 Euro aus. Bis zum Ablauf des Kalenderjahres fiihrt er
noch Umsditze in Hohe von insgesamt 700 Euro und somit einen Jahresumsatz iHv

55.500 Euro aus.

Losung:

Der Unternehmer kann die Steuerbefreiung fiir alle im Jahr 2025 ausgefiihrten Umsiitze
in Anspruch nehmen. Fiir ab 1.1.2026 ausgefiihrte Umsditze kann er die Befreiung in § 6
Abs. 17 27 UStG 1994 nicht mehr anwenden.

Beispiel 2:

Unternehmer C betreibt sein Unternehmen im Inland und ist als Kleinunternehmer
gemdfl § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 von der Steuer befreit. Im Jahr 2025 fiihrt C von Jdnner
bis Oktober Umsditze iHv 54.800 Euro aus. Am 1. November verkauft C eine Ware iHv
7.000 Euro.

Lésung:

Fiir den Verkauf der Ware am 1. November sowie fiir alle danach ausgefiihrten Umsiitze
kann die Steuerbefreiung gemdf8 § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 nicht angewandt werden.

Zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs bei Anderung der Verhiltnisse iZm der

Kleinunternehmerregelung siehe Rz 2073.
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6.1.27.3:1.4. Feleranzgrenze-von-15%\Verhaltnis zu anderen Befreiungen
Rz 997 lautet:

Die personliche unechte Steuerbefreiung des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 geht den echten

Befreiungen (zB Ausfuhrlieferungen gemaR § 7 UStG 1994 und innergemeinschaftliche
Lieferung gemaf Art. 7 UStG 1994) vor. Lediglich hinsichtlich der innergemeinschaftlichen
Lieferung neuer Fahrzeuge gilt gemaB Art. 6 Abs. 5 UStG 1994 die unechte Steuerbefreiung
des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 nicht; in diesem Fall liegt eine innergemeinschaftliche
Lieferung vor.
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6.1.27.1.5. Inanspruchnahme durch ausldndische Unternehmer

6.1.27.1.5.1. Zusatzliche Voraussetzungen fiir auslandische Unternehmer
Rz 998 lautet:

Neben Unternehmern, die ihr Unternehmen im Inland betreiben, kénnen auch
Unternehmer, die ihr Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat betreiben, die
Kleinunternehmerbefreiung in Anspruch nehmen (im Folgenden: EU-Unternehmer). Fiir
Drittlandsunternehmer ist dies nicht moglich. Ein Unternehmer betreibt sein Unternehmen
in einem anderen Mitgliedstaat, wenn der Sitz der wirtschaftlichen Tatigkeit in diesem
Mitgliedstaat liegt.

Beispiel 1:

Der Sitz der wirtschaftlichen Tditigkeit von Unternehmerin S liegt in der Schweiz. Weiters
hat S eine Betriebsstditte in Osterreich. S betreibt somit ihr Unternehmen in der Schweiz,
nicht jedoch in der EU.

Loésung:
S kann die Kleinunternehmerbefreiung nicht in Anspruch nehmen.

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 39

39 von 97



Neben der Einhaltung der Kleinunternehmergrenze darf bei EU-Unternehmern zusatzlich
auch der unionsweite Jahresumsatz von 100.000 Euro nicht Giberschritten werden. Die
Berechnung des unionsweiten Jahresumsatzes entspricht der Berechnung der
Kleinunternehmergrenze (siehe Rz 995) auf unionsweiter Ebene. Nicht umfasst sind

hingegen Umsatze bei denen der Leistungsort im Drittland liegt.

Beispiel 2:

Ein Versandhdindler betreibt sein Unternehmen in Deutschland. Im Vorjahr fiihrte er dort
Umsiitze durch den Verkauf von Waren iHv 40.000 Euro aus sowie zusdtzlich 5.000 Euro
durch innergemeinschaftliche Versandhandelslieferungen nach Osterreich. Im laufenden
Jahr fiihrte er bereits Umsditze iHv 50.000 Euro in Deutschland und iHv 10.000 Euro in
Osterreich aus.

Lésung:

Der unionsweite Jahresumsatz des Unternehmers betréigt im Vorjahr 45.000 Euro und im
laufenden Jahr 60.000 Euro. Da weder der unionsweite Jahresumsatz, noch die
Osterreichische Kleinunternehmergrenze iiberschritten werden, kann der Unternehmer
die Kleinunternehmerbefreiung in Osterreich in Anspruch nehmen. Hierzu muss der
Unternehmer die Inanspruchnahme der Befreiung iiber das in Deutschland hierfiir
vorgesehene Verfahren beantragen.

Beispiel 3:

Ein Sprachlehrer betreibt sein Unternehmen in Deutschland. Im Vorjahr fiihrte er durch
die Erbringung von Online-Sprachkursen in Deutschland einen Jahresumsatz iHv

80.000 Euro, in den Niederlanden einen Jahresumsatz iHv 40.000 Euro und in Osterreich
einen Jahresumsatz iHv 10.000 Euro aus.

Lésung:

Der Unternehmer kann die Kleinunternehmerbefreiung in Osterreich nicht in Anspruch
nehmen, weil sein unionsweiter Jahresumsatz im Vorjahr iiber 100.000 Euro lag.

Beispiel 4:

Der Softwareentwickler S betreibt sein Unternehmen in Estland und bietet Software zum
kostenpflichtigen Download fiir Unternehmer und Konsumenten an. Im Jahr 2025 fiihrte
S keine Umséitze aus. Im Jahr 2026 fiihrte er Umséitze iHv 40.000 Euro durch Downloads
von Konsumenten in der EU (davon entfallen 10.000 Euro auf ésterreichische
Konsumenten); sowie Umsdtze iHv 30.000 Euro durch Downloads von Unternehmern
innerhalb der EU (davon entfallen 5.000 Euro auf ésterreichische Unternehmer) aus.

Lésung:

Der unionsweite Jahresumsatz des Unternehmers betréigt im Jahr 2026 70.000 Euro. Da
auch die Kleinunternehmergrenze nicht iiberschritten wurde, kommt fiir S die Befreiung
in Osterreich in Betracht.

Beispiel 5:

Eine in Miinchen lebende Angestellte, die in Deutschland nur Einkiinfte aus
nichtselbstiindiger Arbeit erzielt, vermietet seit mehreren Jahren in Salzburg eine
Wohnung zu Wohnzwecken. Aus dieser Tditigkeit erzielte sie in diesen Jahren jéhrlich
Einnahmen in Héhe bis zu 30.000 Euro.
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Lésung:

Da der Sitz der wirtschaftlichen Titigkeit in Deutschland liegt, kann die Unternehmerin
ab 2025 die Kleinunternehmerbefreiung in Osterreich in Anspruch nehmen, wenn weder
der unionsweite Jahresumsatz, noch die Gsterreichische Kleinunternehmergrenze
iiberschritten werden. Hierzu muss die Kleinunternehmerin die Inanspruchnahme der
Befreiung iiber das in Deutschland hierfiir vorgesehene Verfahren beantragen.

Anders als bei Unternehmern, die ihr Unternehmen im Inland betreiben, kann die

Kleinunternehmerbefreiung bei EU-Unternehmern nur dann in Anspruch genommen

werden, wenn sie liber ein entsprechendes Verfahren im Ansdssigkeitsstaat beantragt
wird (siehe Rz 999).

6.1.27.4.1.5.2 Beantragung und Zeitpunkt der Anwendung der Befreiung bei EU-
Unternehmern-Abweichendes-Wirtschaftsjahs

Rz 999 lautet:
Beantragt ein EU-Unternehmer die Befreiung gemaB § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 iiber ein
entsprechendes Verfahren in seinem Ansdssigkeitsstaat und steht dem Unternehmer die

Befreiung zu, so wird ihm aufgrund von Art. 284 Abs. 3 der Richtlinie 2006/112/EG von
diesem Mitgliedstaat eine Identifikationsnummer mit dem Suffix ,,-EX“ erteilt

(Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer).
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Die Befreiung ist erst ab dem Zeitpunkt anwendbar, ab dem der Ansdssigkeitsstaat dem

Unternehmer die Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer mitteilt.

Beispiel 1:

Ein Unternehmer betreibt sein Unternehmen in Deutschland und iiberschreitet weder die
Kleinunternehmergrenze fiir Osterreich noch den unionsweiten Schwellenwert. Der
Unternehmer beantragt iiber das Portal in Deutschland die Inanspruchnahme einer
Kleinunternehmerbefreiung fiir Osterreich. Im Zeitpunkt der Antragstellung hat der
Unternehmer noch keine ,,-EX“ Nummer. Nach 10 Tagen erteilt Deutschland dem
Unternehmer eine Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer, mit der die Anwendung der
Befreiung fiir Osterreich bestiitigt wird.

Lésung:
Die Befreiung ist ab dem Zeitpunkt anwendbar, ab dem Deutschland dem Unternehmer

die Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer erteilt.

Verfiigt der Unternehmer bereits iiber eine Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer und
beantragt dann die Befreiung gemaB § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994, ist die Befreiung ab jenem

Zeitpunkt anwendbar, ab dem der andere Mitgliedstaat die Nummer hinsichtlich der

osterreichischen Befreiung aktualisiert.

Beispiel 2:

Ein Unternehmer betreibt sein Unternehmen in Deutschland und iiberschreitet weder die
Kleinunternehmergrenze fiir Osterreich noch den unionsweiten Schwellenwert. Der
Unternehmer beantragt iiber das Portal in Deutschland die Inanspruchnahme einer
Kleinunternehmerbefreiung fiir Frankreich. Daraufhin erteilt Deutschland dem
Unternehmer nach dem dort geltenden Recht eine Kleinunternehmer-
Identifikationsnummer mit dem Suffix ,,-EX“. Im néichsten Jahr méchte der Unternehmer
auch in Osterreich die Kleinunternehmerbefreiung in Anspruch nehmen. Nach der
Beantragung fiir Osterreich im deutschen Portal bestitigt Deutschland gegeniiber dem
Unternehmer die Giiltigkeit der Kleinunternehmer-Ildentifikationsnummer hinsichtlich
der Befreiung fiir Osterreich.

Losung:

Die Befreiung ist ab dem Zeitpunkt anwendbar, ab dem Deutschland dem Unternehmer
die Giiltigkeit der Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer hinsichtlich der Befreiung fiir
Osterreich bestiitigt.

6.1.27.1.5.3. Uberschreiten/Unterschreiten-derUmsatzgrenzeUberschreiten des

unionsweiten Schwellenwertes
Rz 1000 lautet:

Werden die Kleinunternehmergrenze oder der unionsweite Schwellenwert iiberschritten,

ist die Steuerbefreiung ab diesem Zeitpunkt nicht mehr anwendbar. Hinsichtlich der
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Kleinunternehmergrenze ist eine 10%-Toleranzgrenze zu beachten (siehe Rz 996);
hinsichtlich des unionsweiten Schwellenwertes besteht eine solche Toleranzregelung

nicht.

Beispiel:

Ein Versandhdndler betreibt sein Unternehmen in Deutschland und verfiigt iiber eine
Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer. Im Jahr 2025 fiihrte er bis 14. September
Umsiditze durch den Verkauf von Waren iHv 90.000 Euro fiir Deutschland sowie zuséitzlich
9.800 Euro durch innergemeinschaftliche Versandhandelslieferungen nach Osterreich
aus. Am 15. September fiihrte der Versandhdndler einen weiteren Umsatz iHv 8.000 Euro
aus.

Lésung:
Auf den Umsatz vom 15. September sowie auf alle danach ausgefiihrten Umsiitze ist die

Kleinunternehmerbefreiung nicht mehr anwendbar.

Ein Uberschreiten der Kleinunternehmergrenze und des unionsweiten Schwellenwertes ist
jedenfalls anzunehmen, wenn diese aufgrund der quartalsweisen Meldungen

tberschritten wurden.

Zur Festsetzung der Umsatzsteuer bei Unterlassung der Einreichung der quartalsweisen
Meldung siehe Rz 3979.

Randzahl 1001: derzeit frei
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6.1.27.62. lnnergemeinschaftliche-Lieferung-neuerFahrzeuge-durch
Kleinunternehmerregelung (bis 31.12.2024)

6.1.27.2.1. Allgemeines
Rz 1002 lautet:

Bis 31.12.2024 war die Regelung nur auf Unternehmer anwendbar, die im Inland ihr
Unternehmen betreiben und deren laufende Umséatze im Veranlagungszeitraum hochstens
35.000 Euro (bis 31.12.2019: 30.000 Euro) betragen.

Bis 31.12.2016 ist die Regelung auf Unternehmer anwendbar, die einen Wohnsitz oder Sitz
in Osterreich haben und deren laufende Umsitze im Veranlagungszeitraum hdchstens
30.000 Euro betragen.

Hinsichtlich des Ortes, von dem aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt, siehe Rz
639h.

Erzielt ein im Ausland ansdssiger Unternehmer Umsatze aus der Vermietung eines im
Inland gelegenen Grundstiickes, ist die Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer ebenfalls
nur anwendbar, wenn er im Inland sein Unternehmen betreibt (vgl. EuGH 26.10.2010,
Rs C-97/09, Schmelz). Ob dies der Fall ist, richtet sich nach Rz 639b. Alleine der Umstand,
dass eine inlandische Immobilienverwaltungsfirma die Verwaltung der Immobilien

vornimmt, filihrt nicht dazu, dass der Unternehmer sein Unternehmen im Inland betreibt.

Beispiel:

Eine in Miinchen lebende Angestellte, die in Deutschland Einkiinfte aus
nichtselbstiindiger Arbeit bezieht, vermietet eine Wohnung in Salzburg zu
Wohnzwecken. Die Kleinunternehmerregelung ist nicht anwendbar.

Erzielt ein im Ausland ansassiger Unternehmer bis 31.12.2016 Umsatze aus der
Vermietung eines im Inland gelegenen Grundstiickes, ist die Steuerbefreiung fiir
Kleinunternehmer nur bei Vorliegen eines inlandischen Wohnsitzes oder Sitzes anwendbar
(vgl. EuGH 26.10.2010, Rs C-97/09, Schmelz). Ob dies der Fall ist, richtet sich nach §§ 26
und 27 BAO. Von einem Wohnsitz im Inland (§ 26 BAO) ist zB auszugehen, wenn der
Wohnungs- oder Hauseigentiimer die Mdéglichkeit der jederzeitigen Benutzung der
Wohnung oder (eines Teiles) des Gebaudes hat (VWGH 23.5.1990, 89/13/0015) oder wenn
er bei bloB gelegentlichen Vermietungen (zB an Feriengéste) rechtlich und tatsachlich die
Moglichkeit hat, nach seinem Willen die Zeit der Eigennutzung zu bestimmen (VwWGH
4.11.1980, 3235/79, zu einer Ferienwohnung, die teils der Vermietung, teils der
Eigennutzung dient).

Die Ansassigkeit im Inland muss im Zeitpunkt der Leistungserbringung gegeben sein, um
die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen zu kénnen (vgl. VWGH 31.1.2019, Ra
2017/15/0034).

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 44

44 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=EuGH&id=400&gueltig=20101026&hz_gz=C-97%2f09
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=EuGH&id=400&gueltig=20101026&hz_gz=C-97%2f09
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&gueltig=20241209&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=26
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&gueltig=20241209&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=27
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&gueltig=20241209&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=26
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19900523&hz_gz=89%2f13%2f0015
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19801104&hz_gz=3235%2f79
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20190131&hz_gz=Ra+2017%2f15%2f0034
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20190131&hz_gz=Ra+2017%2f15%2f0034

Beispiel:

Ein bis Ende September 2014 in Deutschland lebender Angestellter, der in Deutschland
Einkiinfte aus nichtselbstéindiger Arbeit bezog, vermietet zwei Wohnungen in Osterreich.

Mit Oktober 2014 verlegte er seinen einzigen Wohnsitz nach Osterreich und trat in
Osterreich ein neues Dienstverhiltnis an. Die Kleinunternehmerreglung ist ab Oktober
2014 anwendbar.

Auch ein unter die unechte Befreiung des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 fallender Unternehmer
hat jedenfalls die Einfuhrumsatzsteuer und - soweit nicht die Erwerbsschwellenregelung

nach Art. 1 Abs. 4 UStG 1994 anzuwenden ist - die Erwerbsteuer an das Finanzamt zu

entrichten. Gleiches gilt fiir die Steuerbetrage, die sich durch die Anwendung des § 11 Abs.
12 und 14 UStG 1994, § 12 Abs. 10 bis 12 UStG 1994 und § 16 UStG 1994 ergeben, sowie fiir
die von ihm infolge des Ubergangs der Steuerschuld gemiR § 19 Abs. 1 zweiter Satz , Abs.
1a,1b, 1c, 1d und 1e UStG 1994 geschuldeten Steuerbetrage.

6.1.27.2.2. Ermittlung der 35.000 Euro-Umsatzgrenze (bis 31.12.2019: 30.000 Euro)

Rz 1003 lautet:

Es sind alle Umsatze gemall § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 UStG 1994 - auBer Hilfsgeschafte

einschlieBlich GeschaftsverduBerungen - bei der Priifung, ob die 35.000 Euro-Grenze (bis

31.12.2019: 30.000 Euro) iiberschritten wird, miteinzubeziehen. Dazu gehoéren auch die
Umsdtze, die unter die landwirtschaftliche Durchschnittssatzbesteuerung gemaR § 22 UStG
1994 fallen. Im Falle einer Schatzung konnen diese Umsatze mit 150% des Wertes des land-
und forstwirtschaftlichen Betriebes (im Sinne von § 125 Abs. 1 lit. b BAO idF vor dem

1.1.2020) angesetzt werden.

Ebenfalls miteinzubeziehen ist eine als Liebhaberei qualifizierte kleine Vermietung gemaR
§ 1 Abs. 2 LVO, die verpflichtend steuerfrei ist (vgl. VwGH 30.4.2015, Ra 2014/15/0015).
AuBer Ansatz bleiben seit 1.1.2017 Umsaétze, die nach § 6 Abs. 1 Z8lit. dund j, Z9lit. b
und d, Z 10 bis 15, Z 17 bis 26 und Z 28 UStG 1994 steuerfrei sind.

Umsitze, fiir die der Kleinunternehmer auf Grund eines Ubergangs der Steuerschuld
Steuerschuldner geworden ist, und innergemeinschaftliche Erwerbe sind nicht zu
beriicksichtigen (siehe auch Rz 1002). Bei der Ermittlung der 35.000 Euro-Grenze (bis
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31.12.2019: 30.000 Euro) ist hinsichtlich der differenzbesteuerten Umsétze nicht von der
nach § 24 Abs. 4 und 5 UStG 1994 errechneten Bemessungsgrundlage, sondern von der

nach den allgemeinen Vorschriften des § 4 UStG 1994 zu ermittelnden
Bemessungsgrundlage auszugehen (EuGH 29.7.2019, Rs C-388/18, B).
Rz 1004 lautet:

Fiir die Berechnung der Umsatze gemaB § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 ist nicht von der

Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer, sondern von der Besteuerung nach den

aligemeinen Regelungen auszugehen. Somit stellt die Umsatzgrenze des § 6 Abs. 1 Z 27
UStG 1994 auf die Bemessungsgrundlage bei unterstellter Steuerpflicht ab (VwWGH

28.10.1998, 98/14/0057).
Beispiel:

Der Unternehmer erzielt im Veranlagungszeitraum Gesamteinnahmen von 31.860 Euro,
die sich wie folgt zusammensetzen:

— Einnahmen aus der Tditigkeit als selbstéindiger Yoga-Lehrer in Hohe von 17.400 Euro,

— Einnahmen aus einer Vortragstdtigkeit als Privatlehrer an einer offentlichen Schule in
Héhe von 11.270 Euro und

— Einnahmen aus der Vermietung einer Wohnung in Héhe von 3.190 Euro.

Weiters téitigt der Unternehmer durch die laufende 40-prozentige private Nutzung eines
ansonsten unternehmerisch genutzten PCs einen Eigenverbrauch in Héhe von 750 Euro.

Fiir die Ermittlung der 35.000 Euro-Umsatzgrenze (bis 31.12.2019: 30.000 Euro) sind ab
1.1.2017 zuerst die Umsiitze herauszurechnen, die fiir die Berechnung der Grenze nicht
heranzuziehen sind:

— Umsiditze aus einer Vortragstdtigkeit als Privatlehrer an einer éffentlichen Schule in
Héhe von 11.270 Euro (gemdf § 6 Abs. 1 Z 11 lit. b UStG 1994 steuerfrei). Vor
1.1.2017 sind diese Umsditze bei der Ermittlung der 35.000 Euro-Umsatzgrenze (bis
31.12.2019: 30.000 Euro) zu beriicksichtigen.

Sodann ist von der Besteuerung der Leistungen unter Auflerachtlassung der unechten
Steuerbefreiung gemdfl § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 auszugehen und die in den Einnahmen
diesfalls enthaltene USt herauszurechnen. Es ergibt sich somit folgende fiir die
Kleinunternehmerregelung mafigebliche Umsatzhéhe:

— Umsiitze aus der Tdtigkeit als Yoga-Lehrer in Héhe von 14.500 Euro (Herausrechnung
von 20% USt),

— Umsitze aus der Wohnungsvermietung in Héhe von 2.900 Euro (Herausrechnung von
10% USt) und

— Eigenverbrauch in Héhe von 750 Euro fiir die private Nutzung des PCs.

Dies ergibt insgesamt mafigebliche Umséitze in Hohe von 18.150 Euro (bis 31.12.2016:
29.420 Euro). Die 35.000 Euro-Kleinunternehmergrenze (bis 31.12.2019: 30.000 Euro) ist
somit nicht iiberschritten. Die Umsditze des Unternehmers sind gemdf8 § 6 Abs. 1Z 27
UStG 1994 unecht steuerfrei.
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6.1.27.2.3. Toleranzgrenze von 15%
Rz 1005 lautet:

Innerhalb eines Zeitraumes von fiinf Kalenderjahren kann der Unternehmer - unter
Beibehaltung der Anwendung der Befreiung des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 - einmal die
35.000 Euro (bzw. bis 31.12.2019: 30.000 Euro) - Grenze um 15% iiberschreiten. Von der
Toleranzgrenze kann neuerlich erst wieder im fiinften Jahr nach Anwendung der

Toleranzgrenze Gebrauch gemacht werden (zB Anwendung der Toleranzgrenze im Jahr

2015, neuerliche Moglichkeit der Inanspruchnahme der Toleranzgrenze im Jahr 2020).

Abweichend davon, kann die ab 1.1.2020 geltende "neue" Toleranzgrenze auch dann
einmal in Anspruch genommen werden, wenn die vor dem 1.1.2020 giiltige

Toleranzregelung innerhalb der vorangegangenen vier Jahre bereits einmal ausgenutzt

wurde.
Beispiel:
Der Unternehmer erzielt dem Normalsteuersatz unterliegende (Netto-) Umsdtze in
folgender Héhe:
Umsiditze bis 2017: 20.000 Euro
Umsiditze 2018: 33.000 Euro
Umsiitze 2019: 20.000 Euro
Umsiditze 2020: 39.000 Euro
Umsiditze 2021: 44.000 Euro

Im Jahr 2020 kommt weiterhin die Kleinunternehmerbefreiung zur Anwendung, obwohl
die bis 31.12.2019 geltende Toleranzregelung innerhalb des fiinfjéihrigen
Beurteilungszeitraumes bereits einmal (im Jahr 2018) beansprucht wurde. Die im Jahr
2020 erfolgte Uberschreitung der "neuen” Kleinunternehmergrenze von 35.000 Euro liegt
innerhalb der 15-prozentigen Toleranz (maximal 40.250 Euro) und gilt als erstmaliges
Uberschreiten der Umsatzgrenze innerhalb von fiinf Kalenderjahren. Erst im Jahr 2021
kommt es infolge neuerlicher Uberschreitung der Umsatzgrenze zu einem "Herausfallen"
aus der Kleinunternehmerbefreiung.

Rz 1006 lautet:

Auch bei Ermittlung der Toleranzgrenze ist von den Einnahmen unter Herausrechnung der
allenfalls hierin enthaltenen USt - wie in Abschn. 6.1.27.2.2 dargestellt - auszugehen. Bei
der Priifung, ob die Toleranzgrenze in friiheren Veranlagungszeitraumen bereits
liberschritten wurde, ist bereits von der Netto-Umsatzgrenze im Sinne der VwGH-Judikatur
auszugehen, auch wenn fiir die zu priifenden Veranlagungszeitraume bereits
rechtskraftige Bescheide vorliegen, die von einer Bruttoumsatzgrenze ausgegangen sind.
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Beispiel:

Der Unternehmer, der fiir kein Veranlagungsjahr zur Steuerpflicht optiert hat, erzielte in
den Jahren bis einschliefllich 1996 Umsditze in Hohe von jeweils eindeutig unter 300.000
S. Im Jahr 1997 erzielte der Unternehmer Einnahmen aus schriftstellerischer Téitigkeit in
Héhe von 348.000 S. In Folge der seinerzeitigen Berechnungsmethode der
Kleinunternehmergrenze wurde diese um mehr als 15% iiberschritten. Unter
Herausrechnung der 20-prozentigen USt ergab sich ein steuerpflichtiger Umsatz von
290.000 S. Es liegt hieriiber ein rechtskrdiftiger Umsatzsteuerbescheid fiir das Jahr 1997
vor, dessen Aufrollung nicht mehr méglich ist. Die Umsditze des Jahres 1998 lagen wieder
eindeutig unter 300.000 S. Im (noch nicht veranlagten) Jahr 1999 erzielte der
Unternehmer Einnahmen aus schriftstellerischer Téitigkeit in Hohe von 408.000 S. Die
Umsiitze unter Herausrechnung der 20-prozentigen USt betrugen somit 340.000 S. Der
Unternehmer fillt im Jahr 1999 unter die unechte Steuerbefreiung gemdfs § 6 Abs. 1Z 27
UStG 1994, da unter Beriicksichtigung der VwGH-Judikatur die Kleinunternehmergrenze
erstmals um nicht mehr als 15% iiberschritten wurde.

6.1.27.2.4. Abweichendes Wirtschaftsjahr
Rz 1007 lautet:

Im Falle eines vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres findet die Befreiung des
§ 6 Abs. 17 27 UStG 1994 keine Anwendung (§ 20 Abs. 1 letzter Satz UStG 1994).

6.1.27.2.5. Uberschreiten/Unterschreiten der Umsatzgrenze
Rz 1008 lautet:

Geht der Unternehmer zunachst von der Steuerfreiheit aus und tiberschreitet er im Laufe
des Kalenderjahres die 35.000 Euro (bzw. bis 31.12.2019: 30.000 Euro) - Grenze (bzw.
innerhalb von fiinf Kalenderjahren einmal die jeweils geltende Toleranzgrenze), so werden
samtliche Umsatze dieses Jahres (somit auch die schon bewirkten Umsatze nachtraglich)
steuerpflichtig. In diesem Fall kénnen die schon bewirkten Umséatze als in den
Voranmeldungszeitraum fallend angesehen werden, in dem die maBgebliche
Umsatzgrenze iiberschritten wird. Eine Berichtigung der Rechnung (mit Ausweis der

Umsatzsteuer), die den Leistungsempfanger zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist méglich.

Rz 1009 lautet:

Geht der Unternehmer zundchst von der Steuerpflicht aus und stellt er Rechnungen mit
Ausweis der Umsatzsteuer aus und ergibt sich am Ende des Veranlagungszeitraumes, dass
die 35.000 Euro (bzw. bis 31.12.2019: 30.000 Euro) - Grenze nicht lGiberschritten wurde, und
gibt der Unternehmer keine Optionserklarung gemaR § 6 Abs. 3 UStG 1994 ab, so kann er

die Rechnungen nachtraglich berichtigen. Bis zur Berichtigung schuldet der Unternehmer
die in den Rechnungen ausgewiesene Steuer gemaR § 11 Abs. 12 UStG 1994.
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6.1.27.2.6. Innergemeinschaftliche Lieferung neuer Fahrzeuge durch Kleinunternehmer
Rz 1010 lautet:

Die personliche unechte Steuerbefreiung des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 geht den echten

Befreiungen (zB Ausfuhrlieferungen gemaR § 7 UStG 1994 und innergemeinschaftliche

Lieferung gemaB Art. 7 UStG 1994) vor. Lediglich hinsichtlich der innergemeinschaftlichen

Lieferung neuer Fahrzeuge gilt gemal} Art. 6 Abs. 5 UStG 1994 die unechte Steuerbefreiung
des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 nicht; in diesem Fall liegt eine innergemeinschaftliche

Lieferung vor.

6.1.28. Zusammenschliisse von Banken, Versicherungen und Pensionskassen

Aufgrund der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
erfolgten Anpassung von § 6 Abs. 1 7 28 UStG 1994 werden Rz 1011 und die Uberschrift zu
Abschnitt 6.1.28.5. angepasst.

6.1.28.1. Allgemeines
Rz 1011 lautet:

§ 6 Abs. 1728 UStG 1994 befreit Umsatze von Unternehmern, die Gberwiegend gemal} § 6
Abs. 178 bzw. Z 9 lit. c UStG 1994 steuerfreie Bank-, Versicherungs- oder

Pensionskassenumsatze tatigen (beglinstigte Unternehmer). Es handelt sich um folgende
Befreiungen, wobei im ersten und im zweiten Fall Voraussetzung ist, dass die Leistungen
unmittelbar zur Ausflihrung der genannten Umséatze verwendet werden (begiinstigte

Umsatze):

e Sonstige Leistungen von Zusammenschlissen von begiinstigten Unternehmern an ihre
Mitglieder, soweit sie unmittelbar zur Ausfiihrung begtinstigter Umsatze verwendet
werden,

e sonstige Leistungen von beglinstigten Unternehmern untereinander, soweit sie
unmittelbar zur Ausfiihrung beginstigter Umsatze verwendet werden (bis 31.12.2024),

e Personalgestellung von begiinstigten Unternehmern an Zusammenschliisse begiinstigter
Unternehmer (bis 31.12.2024).

Bei denim § 6 Abs. 1 Z 28 UStG 1994 als Voraussetzung fiir die Steuerbefreiung geforderten

Bank-, Versicherungs- oder Pensionskassenumséatzen muss es sich um steuerbare Umsatze

handeln.

Fir die Anwendbarkeit der Steuerbefreiung ist die gewerberechtliche Behandlung (Besitz

einer entsprechenden Konzession) nicht mafRgebend.
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6.1.28.5. Leistungen zwischen den Unternehmen (Rechtslage bis 31.12.2024)

[...]

6.3. Kleinunternehmer, Option zur Steuerpflicht

Rz 1019 und Rz 1022 werden aufgrund der Erweiterung der Kleinunternehmerbefreiung auf
andere EU-Unternehmer durch das Abgabenéinderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr.
113/2024, angepasst.

6.3.1. Option zur Steuerpflicht (Verzichtserklarung)
Rz 1019 lautet:

Der Unternehmer kann gemaR § 6 Abs. 3 UStG 1994 durch eine schriftliche, beim Finanzamt
einzureichende Erklarung auf die Anwendung des § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 verzichten und

damit zu der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes

optieren.

Eine Optionserklarung gemal & 6 Abs. 3 UStG 1994 hat keine Auswirkung auf die unter die

Durchschnittssatzbesteuerung gemaR § 22 UStG 1994 fallenden Umsatze.

Beispiel:

Ein unter die Durchschnittssatzbesteuerung gemdfS § 22 UStG 1994 fallender Landwirt
erzielt aus der Vermietung einer Eigentumswohnung im Veranlagungszeitraum
Mieteinnahmen in H6he von 7.500 Euro. Die unter die Durchschnittssatzbesteuerung
fallenden - allenfalls geschdtzten - Einnahmen betragen im Veranlagungszeitraum 11.000
Euro.

Eine Optionserklédrung gemdf § 6 Abs. 3 UStG 1994 bewirkt die Steuerpflicht der
Mieteinnahmen. Die Durchschnittssatzbesteuerung gemdf3 § 22 UStG 1994 wird hierdurch
nicht bertihrt.

Betreibt der Unternehmer sein Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat, erfolgt der
Verzicht iiber das entsprechende Verfahren in diesem Mitgliedstaat im Wege einer
Aktualisierung der Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer oder durch Beendigung der
Inanspruchnahme des Verfahrens iSd Art. 6a UStG 1994. Sofern keine gegenteiligen

Informationen vorliegen, wird angenommen, dass der Verzicht auf die
Kleinunternehmerregelung ab jenem Kalenderjahr ausgeiibt wird, das auf das
Kalenderjahr folgt, in dem der Verzicht im anderen Mitgliedstaat bekannt gegeben wurde.
Ab Wegfall der Befreiung ist der Unternehmer fiir fiinf Jahre an die Steuerpflicht
gebunden.

Zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs bei Anderung der Verhiltnisse iZm der
Kleinunternehmerregelung siehe Rz 2073.
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6.3.3. Widerruf der Verzichtserklarung
Rz 1022 lautet:

Erst nach Ablauf des flinfjahrigen Bindungszeitraumes kann gemaR § 6 Abs. 3 dritter uné
vierter Satz UStG 1994 die Verzichtserklarung bis zum Ablauf des ersten Monats eines
Kalenderjahres widerrufen und die unechte Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer
wiederum in Anspruch genommen werden. Unternehmer, die ihr Unternehmen nicht im

Inland betreiben, konnen die Verzichtserklarung widerrufen, indem sie die

Kleinunternehmerbefreiung in einem Verfahren iSd Art. 6a UStG 1994 in ihrem

Ansassigkeitsstaat beantragen.

Beispiel 1:

Sachverhalt zundchst wie Beispiel in Abschnitt 6.3.2., K gibt in weiterer Folge im Jahr 2022
neuerlich eine Verzichtserkldrung ab, die er bis zur Rechtskraft des Umsatzsteuerbescheides
fiir das Jahr 2022 nicht wieder zuriicknimmt.

K ist fiir die Jahre 2022 bis einschlief3lich 2026 an seine Erklédrung gebunden und hat seine
Umsditze zu versteuern. Gibt er bis Ende Jédnner 2027 eine Widerrufserkldrung ab, so kann
er friihestens ab dem Jahr 2027 seine Umsdtze wieder steuerfrei behandeln.

Beispiel 2:

Ein Unternehmer hat fiir das Jahr 2018 "sicherheitshalber" eine Verzichtserkldrung gemdf3
$ 6 Abs. 3 UStG 1994 abgegeben.

Diese Verzichtserkldrung entfaltet nur Wirkung, wenn der Unternehmer die fiir 2018
geltende Kleinunternehmergrenze von 30.000 Euro unterschritten hat bzw. in die fiir 2018
geltende 15-prozentige Toleranzregelung fallen wiirde. Nur in diesen Féllen wird die
flinfjéihrige Bindungswirkung ausgeldst. Der Unternehmer kénnte friihestens mit Wirkung
fiir das Jahr 2023 die fiir das Jahr 2018 abgegebene Optionserkldrung widerrufen. Die mit
1.1.2020 erfolgte Anhebung der Kleinunternehmergrenze auf 35.000 Euro (§ 6 Abs. 1727
UStG 1994 idF StRefG 2020, BGBI. | Nr. 103/2019) bzw. die Anderungen durch das AbgAG
2024, BGBI. | Nr. 113/2024, habent-in diesem Zusammenhang keine Bedeutung.

Hdétte der Unternehmer im Jahr 2018 die Kleinunternehmergrenze (iberschritten und kdme
auch die Toleranzregelung nicht zum Tragen, ist eine Verzichtserklérung gemdfs § 6 Abs. 3
UStG 1994 nicht erforderlich, seine Umsdtze sind jedenfalls steuerpflichtig.

Wird eine derartige Erklérung dennoch abgegeben, entfaltet sie keine Rechtswirkung,
sodass die fiinfjéhrige Bindungswirkung nicht ausgelést wird.

7. Ausfuhrlieferung (§ 7 UStG 1994)

Rz 1051 wird um eine Klarstellung zum elektronischen Datensatz nach der Zoll-
Touristenexport-Informatikverordnung 2019, BGBI. Il Nr. 344/2018, und dessen

Aufbewahrung ergdinzt.

Rz 1051 lautet:

[...]
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Wird die Ausfuhr im Rahmen des ECS (Export Control System) erbracht oder beim
Touristenexport der Ausgang der Ware entsprechend der Zoll-Touristenexport-
Informatikverordnung 2019 (Zoll-TE-Inf-V 2019), BGBI. Il Nr. 344/2018, bestatigt, stellt der
beim Zollamt befindliche elektronische Datensatz das Original des Ausfuhrnachweises dar.
Diesfalls erstreckt sich die Aufbewahrungspflicht des liefernden Unternehmers fir den
Ausfuhrnachweis auf den Ausdruck des vom Zollamt Gbermittelten Datensatzes (pdf-File)

bzw. ist insoweit auch eine elektronische Aufbewahrung moglich.

Da der elektronische Datensatz die in der Anlage 1 der Zoll-TE-Inf-V 2019 angefiihrten Daten

und somit auch die Daten des vom liefernden Unternehmer ausgestellten Tax-Free-
Formulars im selben Umfang beinhaltet, ist es daher nicht erforderlich, zusatzlich das Tax-

Free-Formular in Papierform oder eingescannt als pdf-File aufzubewahren.

[...]

10. Steuersatze (& 10 UStG 1994)

10.2.1.1. Gegenstinde der Anlage 121 -2 35

In Rz 1173d werden die Aussagen der Fachinformation betreffend den Steuersatz bei Milch
und Milcherzeugnissen aufgenommen. Die derzeitigen Aussagen in Rz 1173d werden in die

neue Rz 1173e verschoben.

Rz 1173d lautet:

Milchmischgetrdnke oder auch Joghurtgetranke (und andere Milchgetranke) — auch mit
anderen Zusatzen als Friichten, Niissen oder Kakao (insbesondere verschiedene andere
Pflanzenteile) — unterliegen gemaR § 10 Abs. 2 Z 1 iVm Anlage 1 Z 23 UStG 1994 dem

ermaRigten Steuersatz iHv 10 Prozent. Lediglich Zusatze von Kaffee, Tee oder Mate und

von Ausziigen, Essenzen und Konzentraten aus Kaffee, Tee oder Mate und von
Zubereitungen auf der Grundlage dieser Waren schlieBen die Anwendung des ermaBigten
Steuersatzes aus.

Rz 1173e lautet:

Begiinstigt sind Waren der monatlichen Damenhygiene, wie etwa hygienische Binden
(Einlagen), Tampons aus Stoffen aller Art, Menstruationstassen,
Menstruationsschwammchen und Periodenhosen. Ebenso begiinstigt sind Slipeinlagen.

Randzahl 1174: derzeit frei.
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11. Ausstellung von Rechnungen (§ 11 UStG 1994)

11.1.5.15. Rechnungsberichtigung Touristenexport

Rz 1535 wird an die Vorgangsweise nach der Zoll-Touristenexport-Informatikverordnung
2019, BGBI. Il Nr. 344/2018, angepasst.

Rz 1535 lautet:

Wurden in den Fallen des Touristenexportes Rechnungen mit offenem Steuerausweis gelegt,
kann eine Rechnungsberichtigung unterbleiben, ohne dass eine Steuerschuld nach § 11 Abs.
12 UStG 1994 entsteht, wenn der Unternehmer die Rechnung, in der die Steuer offen
ausgewiesen wurde, zuriickerhalten hat. Die Rechnung muss der Unternehmer bei seinen
Unterlagen lGiber den maRgeblichen Umsatz aufbewahren und in seinen Aufzeichnungen
darauf hinweisen. Weiters kann eine Rechnungsberichtigung auch unterbleiben, sofern der
Ausgang der Ware entsprechend der Zoll-Touristenexport-Informatikverordnung 2019
(Zoll-TE-Inf-V 2019), BGBI. Il Nr. 344/2018, bestitigt und der vom Zollamt iibermittelte
Datensatz gemaB Rz 1051 aufbewahrt wird.

In Rz 1627 werden Aussagen zu der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024),
BGBI. I Nr. 113/2024, gednderten vereinfachten Rechnungslegung eingearbeitet, die
Uberschrift des Abschnitts wird angepasst.

11.6. Kleinbetragsrechnungen und vereinfachte Rechnungen
Rz 1627 lautet:

Kleinunternehmer gemaf} § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 kdnnen ab 1.1.2025 die vereinfachte
Rechnungslegung im Sinne von § 11 Abs. 6 UStG 1994 unabhangig vom in der Rechnung

ausgewiesenen Betrag anwenden. Die in der Rechnung anzufiihrenden Angaben bleiben

davon unberihrt.

Randzahlen 16278 bis 1637: derzeit frei.

11.14. Unberechtigter Steuerausweis

In Rz 1771 werden Aussagen aus dem Urteil des EuGH vom 30.1.2024, Rs C-442/22, P sp. z
0.0. gegen Dyrektor I1zby Administracji Skarbowej w Lublinie, zur Steuerschuld kraft

Rechnungslegung eingearbeitet.
Rz 1771 lautet:

Die Steuerschuld nach § 11 Abs. 14 UStG 1994 hat zur Voraussetzung, dass eine solche
Rechnung erstellt wird, die formal die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 UStG 1994 erfillt

(siehe Rz 1505 ff). Der Zweck der Regelung liegt darin, einem unberechtigten
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Vorsteuerabzug - eine Rechnung ist Voraussetzung fir den Vorsteuerabzug - vorzubeugen
(VWGH 26.6.2001, 2001/14/0023).

Eine zu Unrecht in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer kann berichtigt werden, wenn der
Aussteller der Rechnung die Gefahrdung des Steueraufkommens rechtzeitig und vollstandig
beseitigt hat, ohne dass eine solche Berichtigung vom guten Glauben des Ausstellers der
betreffenden Rechnung abhangig gemacht werden darf (EuGH 19.9.2000, Rs C-454/98,
Schmeink & Cofreth und Strobel, oder EuGH 8.5.2019, Rs C-712/17, EN.SA. Srl).

Im Fall, dass ein Arbeitnehmer eines Mehrwertsteuerpflichtigen ohne dessen Wissen und
Zustimmung eine falsche Mehrwertsteuerrechnung unter Verwendung der Identitat seines
Arbeitgebers als Steuerpflichtigen ausstellt, ist dieser Arbeitnehmer als diejenige Person
anzusehen, die die Mehrwertsteuer ausweist, es sei denn, der Steuerpflichtige hat nicht
die zumutbare Sorgfalt an den Tag gelegt, um das Handeln des Arbeitnehmers zu
tiberwachen (EuGH 30.1.2024, Rs C-442/22, P sp. z 0.0. gegen Dyrektor Izby Administracji

Skarbowej w Lublinie).

12. Vorsteuerabzug (§ 12 UStG 1994)

In Rz 1802 werden Aussagen aus dem Erkenntnis des VwGH vom 14.8.2023, Ra
2021/13/0096, eingearbeitet. Weiters wird eine Klarstellung vorgenommen.

Rz 1802 lautet:

Der Vorsteuerabzug ist grundsatzlich bei allen flir das Unternehmen ausgefiihrten Umsatzen
und bei der Einfuhr jeder Art von Gegenstanden fiir das Unternehmen zulassig. Im
Allgemeinen ist nicht zu unterscheiden, fir welche Zwecke der fiir das Unternehmen
bezogene Gegenstand oder die fir das Unternehmen in Anspruch genommene sonstige
Leistung verwendet wird (Ausnahmen siehe Rz 1914 bis Rz 2005). Der Vorsteuerabzug bleibt
auch dann bestehen, wenn ein fiir das Unternehmen bezogener oder eingefiihrter
Gegenstand unter dem Einkaufspreis verauRert wird oder weder mittelbar noch unmittelbar
der Ausfiihrung eigener Umsatze (zB bei Untergang der Ware) dient, oder wenn der
Unternehmer sonstige Leistungen zur Ausfiihrung seiner steuerpflichtigen Umsatze in

Anspruch nimmt, letztlich jedoch diese Umsatze nicht ausfiihrt (zB "versunkene Kosten").

Das Recht auf Vorsteuerabzug bleibt auch dann bestehen, wenn eine fiir das Unternehmen
bezogene Leistung mit einem oder mehreren steuerpflichtigen Ausgangsumsatzen oder der
gesamten wirtschaftlichen Tatigkeit des Steuerpflichtigen als allgemeine Aufwendungen in
einem direkten und unmittelbaren Zusammenhang steht, auch wenn der Preis der
bezogenen Leistung Gberhoht ist (Ausnahmen siehe § 12 Abs. 2 Z 2 UStG 1994) oder diese

Leistung nicht zu einer Steigerung des Umsatzes gefiihrt hat (vgl. EuGH 25.11.2021, Rs C-
334/20, Amper Metal Kft., Rn 40).
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Der Vorsteuerabzug ist jedoch zu versagen, wenn der Unternehmer Vorleistungen zur
Ausfihrung seiner steuerpflichtigen Umsatze in Anspruch nimmt, letztlich jedoch damit
Umsatze bewirkt, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigen (vgl. EuGH 12.11.2020, Rs C-
42/19, Sonaecom SGPS SA). Fur von Dritten bezogene Dienstleistungen, die eine
Holdinggesellschaft gegen Gewadhrung einer Beteiligung am allgemeinen Gewinn in die
Tochtergesellschaften einlegt, steht kein Vorsteuerabzug zu, wenn erstens die bezogenen
Eingangsleistungen nicht in direktem und unmittelbarem Zusammenhang mit den eigenen
Ausgangsumsatzen der Holdinggesellschaft, sondern mit den weitgehend steuerfreien
Tatigkeiten der Tochtergesellschaften stehen, zweitens diese Eingangsleistungen in den Preis
der an die Tochtergesellschaften erbrachten steuerpflichtigen Umsatze keinen Eingang
finden und drittens diese Leistungen nicht zu den allgemeinen Kostenelementen der eigenen
wirtschaftlichen Tatigkeit der Holdinggesellschaft gehoren (siehe EuGH 8.9.2022, Rs C-98/21,

Finanzamt R).

Ebenso entspricht es der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass der
Vorsteuerabzug gewahrt wird, wenn die materiellen Voraussetzungen erfillt sind, selbst
wenn der Steuerpflichtige bestimmten formellen Anforderungen nicht gentigt. Das Recht auf
Vorsteuerabzug darf in einem solchen Fall nicht verweigert werden, wenn die
Finanzverwaltung aus vom Unternehmer beigebrachten Unterlagen iiber alle notwendigen
Informationen dbersdmtlicheBaten verfligt, um zu prifen, ob die fir dieses Recht
geltenden materiellen Voraussetzungen erfillt sind. Anders verhalt es sich, wenn der
VerstoR gegen die formellen Anforderungen den sicheren Nachweis verhindert, dass die
materiellen Anforderungen erfiillt wurden. Ebenso ist das Recht auf Vorsteuerabzug zu
verweigern, wenn aufgrund der objektiven Sachlage feststeht, dass dieses Recht in
betrigerischer Weise oder missbrduchlich geltend gemacht wird (VwGH 19.5.2020, Ro
2019/13/0030).

Der Vorsteuerabzug ist auch zu versagen, wenn der wahre Lieferer der betreffenden
Gegenstande oder der wahre Erbringer der betreffenden Dienstleistungen nicht namhaft
gemacht worden ist, sofern unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Umstinde und trotz
der von dem Steuerpflichtigen vorgelegten Informationen die fiir die Priifung, ob dieser
Lieferer bzw. Leistungserbringer Unternehmer war, erforderlichen Angaben fehlen (vgl.
VWGH 14.8.2023, Ra 2021/13/0096 mHa EuGH 9.12.2021, Rs C-154/20, Kemwater
ProChemie s. r. 0. und EuGH 11.11.2021, Rs C-281/20, Ferimet).

12.1.2. Vorsteuerabzug aufgrund der Rechnung
12.1.2.1. Rechnung mit gesondertem Steuerausweis

In Rz 1815 wird das Erkenntnis des VwGH vom 29.3.2023, Ra 2020/13/0050, eingearbeitet.
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Rz 1815 lautet:

Nur eine gesondert in Rechnung gestellte USt darf als Vorsteuer abgezogen werden (siehe Rz
1505 bis Rz 1556). Zur Gutschrift als Rechnung siehe Rz 1638 bis 1664.

Wurden die verrechneten Leistungen aber nicht bewirkt, besteht auch kein Recht auf
Vorsteuerabzug, wobei es auf eine Gut- oder Bosglaubigkeit des Unternehmers, der den
Vorsteuerabzug vornehmen méchte, nicht ankommt (vgl. VwWGH 29.3.2023, Ra
2020/13/0050 mVa EuGH 27.6.2018, Rs C-459/17, SGI und Rs C-460/17, SNC).

In Rz 1828 erfolgt eine Klarstellung.
Rz 1828 lautet:

Wurde fiir eine an den Unternehmer bewirkte Lieferung oder sonstige Leistung ein Beleg
ausgestellt, der grundsatzlich als Rechnung zu qualifizieren ist, aber Mangel (zB
unvollstandige Angabe des Abnehmers) aufweist, so berechtigt diese Abrechnung nur nach
entsprechender Rechnungsberichtigung durch den Leistenden, oder wenn die
Finanzverwaltung aus vom Leistungsempfanger beigebrachten Unterlagen iiber alle
notwendigen Informationen &bersdmtliche-Daten fir den Nachweis der materiellen
Voraussetzungen verfligt, zum Vorsteuerabzug (vgl. EuGH 29.9.2022, C-235/21, Raiffeisen
Leasing, EuGH 15.9.2016, C-516/14, Barlis 06, Rn 46, sowie VwGH 19.5.2020, Ro
2019/13/0030). Eine eigenméchtige Anderung der Angaben in der Rechnung durch den

Empfanger ist nicht zuldssig. Der Vorsteuerabzug darf im Fall der Rechnungsberichtigung erst
in dem Veranlagungs-(Voranmeldungs-)zeitraum vorgenommen werden, in dem die

Berichtigung der mangelhaften Rechnung erfolgt (keine Riickwirkung).

12.2.4.2. Ertragsteuerliche Bestimmungen

12.2.4.2.1. Aufwendungen fiir die private Lebensfiihrung (§ 20 Abs. 1Z 1 bzw. Z 2 lit. a
EStG 1988 idF zum 1. Janner 1995)

In Rz 1919b wird aufgrund der Klarstellung im Erkenntnis des VwGH vom 20.3.2024, Ra
2022/15/0099, der Satz zur Zuordnung einer fiir private Wohnzwecke gewidmeten Wohnung

samt Verweis gestrichen.
Rz 1919b lautet:

Fiir die Aufteilung eines solcherart gemischt genutzten Gebaudes ist zunachst jeder Raum als
betrieblicher oder als privater Raum einzustufen. Diese Einstufung erfolgt nach dem
Uberwiegen der betrieblichen oder privaten Nutzung des Raumes. Eire-fiirprivate

Alohn a Q Q dmeta \ AN .ohno a¥e N a dam Nntarnahmanshare a' oradnan 1O

MwGH 17112022, Ra-2022/15/0023). Die Aufteilung des Geb&dudes ergibt sich sodann aus

dem Verhaltnis der Summe der Nutzflachen der auf diese Weise ermittelten betrieblichen
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Raume zur Summe der Nutzflachen der auf diese Weise ermittelten privaten Rdume. Raume,
die von vornherein gemeinschaftlichen Zwecken dienen (zB Heizraum, Tankraum,
Stiegenhaus), beeinflussen das Aufteilungsverhaltnis nicht. Der Vorsteuerabzug wird nach
dem so gewonnenen Verhaltnis aufgeteilt, sodass die von vornherein gemeinschaftlichen
Zwecken dienenden Rdume anteilig in den betrieblichen Bereich fallen (VWGH 28.5.2009,
2009/15/0100).

Wird ein Gebaude nur zum Teil vermietet und zum anderen Teil fiir eigene Wohnzwecke
genutzt, richtet sich die Ermittlung des zu nicht abziehbaren Aufwendungen fiihrenden
Anteils grundsatzlich wie im betrieblichen Bereich nach der anteiligen Nutzflache.

Beispiel:

Ein Unternehmer errichtet ein Einfamilienwohnhaus samt Schwimmbad mit der Absicht
zwei Zimmer (11% der Nutzfidche) des Einfamilienhauses zu Biirozwecken steuerpflichtig zu
vermieten. Die vermieteten Zimmer werden ausschliefSlich (oder tiberwiegend)
unternehmerisch genutzt, die restlichen Rdume werden ausschliefdlich (oder liberwiegend)
privat genutzt.

Die Aufteilung der Vorsteuern hat nach dem Verhdltnis der vermieteten zur privaten
Nutzfldche zu erfolgen.

12.2.4.2.4. Verdeckte Ausschiittung (§ 8 Abs. 2 KStG 1988)

Rz 1929 wird um Aussagen zum funktionierenden Mietenmarkt und zur Renditemiete, insb.
des VWGH vom 21.6.2023, Ro 2023/15/0008, zur Renditemiete, ergénzt und zur besseren

Lesbarkeit neu formatiert.

Rz 1929 lautet:

Betroffen von dieser Bestimmung sind vor allem Leistungen, die die Gesellschaft von einem
Dritten bezieht und bezahlt und die nicht (liberwiegend) fiir das Unternehmen der
Korperschaft bestimmt sind, sondern einem Gesellschafter im Wege einer verdeckten
Gewinnausschiittung zu Gute kommen. In diesen Fillen ist bei Uberwiegen des

nichtabzugsberechtigten Teils der Aufwendung ein Vorsteuerabzug nicht zulassig.

Bei Korperschaften kdnnen unternehmensfremde Zwecke - die einen Vorsteuerabzug mit
anschlielender Besteuerung eines Verwendungseigenverbrauchs moglich machen wirden -
im Wesentlichen blof} in jenem Bereich vorkommen, der ertragsteuerlich als verdeckte
Gewinnausschiittung qualifiziert wird ("klassische Privatnutzung" bei Korperschaften; vgl.
VwGH 24.6.2009, 2007/15/0192).

In diesen Fallen besteht allerdings der Vorsteuerausschluss gemald § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a UStG
1994 in Verbindung mit § 8 Abs. 2 KStG 1988 (vgl. bereits VWGH 26.3.2007, 2005/14/0091)
und die Leistung an den Gesellschafter unterliegt nicht der Umsatzsteuer (vgl. VWGH
27.6.2018, Ra 2017/15/0019).
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Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann es im Zusammenhang mit der
Nutzungsiberlassung eines Wohngebdudes an eine der Kérperschaft nahestehende Person
in drei Fallen zu einer Versagung des Vorsteuerabzuges kommen. Beim ersten Fall handelt es
sich um die bloRBe Gebrauchsiiberlassung, bei der keine unternehmerische Betatigung
vorliegt (s. dazu Rz 186). Der zweite Fall erfasst die nicht fremdibliche Nutzungslberlassung
an besonders reprasentativen Wohngebauden, welche schon ihrer Erscheinung nach blof
flr die private Nutzung durch den Gesellschafter bestimmt sind (verdeckte Ausschiittung "an
der Wurzel"). Der dritte Fall betrifft die Vermietung von im betrieblichen Geschehen
einsetzbaren Gebauden um weniger als 50% der Renditemiete ("klassische" verdeckte
Ausschittung) (vgl. VWGH 8.9.2022, Ra 2020/15/0026 mVa VwGH 7.12.2020, Ra
2020/15/0004; 7.12.2020, Ra 2020/15/0067; 17.12.2021, Ra 2019/13/0063).

In Bezug auf den zweitgenannten Fall ist entscheidend, dass solche Wirtschaftsgtiter einer
Korperschaft, deren Anschaffung allein gesellschaftsrechtlich veranlasst ist und die ein
sorgfaltiger, nur auf die wirtschaftlichen Interessen der Kérperschaft bedachter
Geschaftsleiter gar nicht angeschafft hatte, (hinsichtlich der laufenden Besteuerung)
steuerneutrales Vermoégen der Kérperschaft bilden. Erreicht die tatsachliche Miete bei der
Uberlassung solcher nicht dem steuerlichen Betriebsvermégen zuzuordnender Gebiude
nicht eine (nahezu) fremdiibliche Hohe (die Halfte einer fremdiblichen Miete wére hier
nicht ausreichend), wird eine mit der Vermietung im Zusammenhang stehende Vorleistung
vom Vermieter zur Ganze fir verdeckte Ausschiittungen iSd § 8 Abs. 2 KStG 1988 bezogen
und tritt damit der Vorsteuerausschluss des § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a UStG 1994 ein (vgl. VWGH
7.12.2020, Ra 2020/15/0004).

Fiir den Fall der "klassischen" verdeckten Ausschiittung gilt: Betragt die tatsachliche Miete
weniger als die Halfte der fremdublichen Miete, wird eine mit der Vermietung in

Zusammenhang stehende Vorleistung vom Vermieter "lGberwiegend" fir verdeckte

Ausschittungen bezogen und tritt damit der Vorsteuerausschluss des § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a
UStG 1994 ein (vgl. VWGH 8.9.2022, Ra 2020/15/0026 mVA VwGH 23.2.2010, 2007/15/0003;
VWGH 27.6.2018, Ra 2017/15/0019).

Entscheidend fiir die Frage der Fremdiiblichkeit der Miete ist, ob es fiir ein Mietobjekt in
der gegebenen Bauart, GroBe und Ausstattung einen funktionierenden Mietenmarkt gibt,
sodass ein wirtschaftlich agierender, (nur) am Mietertrag interessierter Investor Objekte
vergleichbarerer Gediegenheit und Exklusivitdt (mit vergleichbaren Kosten) errichten und
am Markt gewinnbringend vermieten wiirde, was vom Steuerpflichtigen nachzuweisen ist
(vgl. VWGH 7.12.2020, Ra 2020/15/0004, mVa VwGH 22.3.2018, Ra 2017/15/0047).

Gibt es keinen funktionierenden Mietenmarkt, ist entscheidend, ob die vereinbarte Miete
von der als angemessen erachteten Miete, der Renditemiete, abweicht. Nach der
Rechtsprechung des VWGH ist dafiir jener Renditesatz mafRigeblich, der sich bei
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Veranlagung des Gesamtbetrages der Anschaffungs- und Herstellungskosten in gut
rentierliche Immobilien (also in Immobilien von jener Art, die eine hohe Rendite erwarten
lassen) ergibt, wobei nach Auffassung des VwWGH im Allgemeinen ein Renditesatz in der
Bandbreite von 3 bis 5% (hier gemeint als Verhaltnis von Jahresmieterlosen zum Betrag
des investierten Kapitals) zu erzielen sein miisste (vgl. VWGH 20.10.2021, Ra
2019/13/0041). Mit der Renditeerwartung eines marktiiblich agierenden

Immobilieninvestors ist jene Rendite gemeint, die liblicherweise aus dem eingesetzten
Kapital durch Vermietung erzielt wird (vgl. VWGH 10.2.2016, 2013/15/0284). Ein allfélliger
spaterer VerauBBerungsgewinn - auch wenn er in der Folge tatsachlich eingetreten ist - ist

in diese Renditeberechnung nicht miteinzubeziehen (vgl. VWGH 21.6.2023, Ro
2023/15/0008).

Zur Uberlassung der Nutzung eines Wohnhauses bzw. einer Wohnung durch eine
Gesellschaft an den Gesellschafter siehe Rz 186. Zur Vorsteueraufteilung bei Kérperschaften
offentlichen Rechts siehe Rz 1912b.

12.10. Anderung der Verhiltnisse beim Anlagevermogen
12.10.1. Begriff

In Rz 2073 erfolgt eine Klarstellung hinsichtlich der Vorsteuerabzugsberechtigung von

Kleinunternehmern, die in die Steuerpflicht optieren bzw. in umgekehrten Fdillen.
Rz 2073 lautet:

Dies-wire-etwa-dann-derFaliEine Anderung der Verhiltnisse liegt etwa dann vor, wenn ein
bisheriger (unecht befreiter) Kleinunternehmer zur Regelbesteuerung optiert oder ein bisher

regelbesteuerter Unternehmer zum (unecht befreiten) Kleinunternehmer wird. [...]

In Rz 2074 wird ein Hinweis auf die Entscheidung des VWGH vom 17.5.2023, Ra
2022/13/0096, eingearbeitet.

Rz 2074 lautet:
Keine Anderung der Verhiltnisse liegt demnach vor:

e bei Entnahmen, es sei denn, es liegt ein unecht steuerfreier Eigenverbrauch vor (zB
Gebaude(teil), flir das (den) bisher der Vorsteuerabzug zustand, wird ohne Option zur
Steuerpflicht in den Privatbereich Gbergefiihrt),

e bei Einlagen aus dem Privatvermogen oder Uberfiihrung eines Gegenstandes vom
nichtunternehmerischen Bereich einer Korperschaft in deren unternehmerischen Bereich
(vgl. VWGH 23.11.2022, Ro 2021/15/0017). Zu Korperschaften 6ffentlichen Rechts und

Vereinen siehe Rz 479,

e bei nicht steuerbaren Vorgangen (zB Umgriindungen im Sinne des UmgrStG),
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e bei Gesamtrechtsnachfolgen,

e Dbei Leerstehen einer Immobilie (auch bei langerem Leerstehen, zB mehr als 2 Jahre),
wenn der Unternehmer noch immer die Absicht hat, die erworbenen Gegenstdande und
Dienstleistungen zur Ausfiihrung besteuerter Umsatze zu verwenden und nachweislich
aktive Schritte setzt (zB durch WerbemalRnahmen), um seine steuerpflichtig behandelte
Vermietungs- oder Verpachtungstatigkeit fortzusetzen (vgl. EuGH 12.11.2020, Rs C-
734/19, ITH Comercial Timisoara SRL; EuGH 28.2.2018, Rs C-672/16, Imofloresmira -
Investimentos Imobilidrios SA),

e und - bis einschlieBlich Veranlagungsjahr 2013 - bei Ubergang von oder zu der
landwirtschaftlichen Pauschalierung (siehe Rz 2857).

Lag - beispielsweise infolge Liebhaberei - niemals eine unternehmerische Betatigung vor,
kann auch keine Anderung der Verhiltnisse iSd § 12 Abs. 10 oder 11, jeweils iVm § 12 Abs. 3
UStG 1994, eintreten (vgl. VWGH 18.12.2017, Ra 2016/15/0084, VWGH 17.5.2023, Ra
2022/13/0096).

12.10.3.5. Laufende Anderung

In Rz 2084 werden Beispiele zur Vorsteuerberichtigung aufgrund des (unterjéhrigen) Wegfalls
der Kleinunternehmerbefreiung eingearbeitet.

Rz 2084 lautet

Dieser Betrag ist 1/5 (1/20 bzw. 1/10) des im ersten Jahr tatsachlich vorgenommenen
Vorsteuerabzuges gegenliberzustellen. Der Differenzbetrag stellt die Riickforderung bzw. die

zusatzliche Vorsteuer dar.

Beispiel 1:

Es wird eine Maschine (darauf entfallende Vorsteuer 10.000 Euro) angeschafft, welche im
Jahr der Anschaffung ausschliefSlich zur Ausfiihrung unecht steuerfreier Umsdtze
verwendet wird. Im néichsten Jahr wie auch in den Folgejahren wird diese Maschine zu 50%
zur Ausfiihrung steuerpflichtiger und zu 50% zur Ausfiihrung unecht steuerfreier Umsdtze
verwendet.

Lésung:

Die zu Gunsten des Unternehmers zu berichtigende Vorsteuer betréigt im zweiten Jahr und
in den folgenden drei Jahren 1/5 von 10.000 Euro, davon 50%, somit je 1.000 Euro. Es
kommt daher insgesamt zu einer Vorsteuerberichtigung von 4.000 Euro.

Wiire diese Maschine im Jahr der Anschaffung ausschliefSlich zur Ausfiihrung
steuerpflichtiger Umsditze verwendet worden, wiire die Vorsteuerberichtigung zu Lasten
des Unternehmers wie folgt durchzufiihren: Der im Jahr der Anderung zustehende
Vorsteuerbetrag betrdgt 1.000 Euro (50% von 1/5 von 10.000 Euro). Dieser Betrag ist 1/5
des im Jahr der Anschaffung tatsdchlich geltend gemachten Vorsteuerabzuges
gegenliberzustellen, das sind 2.000 Euro. Der fiir vier Jahre zu Lasten des Unternehmers zu
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berichtigende Vorsteuerabzug betréigt daher jéhrlich 1.000 Euro, insgesamt daher 4.000
Euro.

Beispiel 12:

Ein Unternehmer U erzielt steuerpflichtige Umsditze als Immobilienmakler und gemdf § 6
Abs. 17 13 UStG 1994 steuerfreie Umsdtze als Bausparkassenvertreter. 2016 schafft U eine
neue IT-Infrastruktur (darauf entfallende Vorsteuer: 6.000 Euro) an, die er ausschliefSlich
fiir unternehmerische Zwecke nutzt. Gemdf seinem Umsatzverhdltnis macht U im Jahr der
Anschaffung und Innutzungnahme einen Vorsteuerabzug im Ausmayf3 von 60% geltend. Im
Jahr 2017 erzielt U 75% steuerpflichtige und 25% steuerfreie Umsditze.

Lésung:

Die fiir die IT-Infrastruktur vorzunehmende Vorsteuerberichtigung ist anhand der Nutzung
des Gegenstands im gesamten Jahr (und nicht nach der letzten Nutzung des Jahres 2017)
vorzunehmen. Es kommt demnach zu einer Berichtigung von 180 Euro zugunsten des U
(6.000 Euro/5 = 1.200 Euro * 15% = 180 Euro).

Beispiel 23:

A errichtet im Jahr 2013 ein Gebdude (Geschdftsrdumlichkeiten) und nutzt es fiir
steuerpflichtige Umsditze. Er zieht die Vorsteuer in H6he von 100.000 Euro im Jahr 2013 zur
Gdinze ab. Am 10.10.2017 schliefst A einen Mietvertrag mit einem nicht zum
Vorsteuerabzug berechtigten Mieter ab.

A kann gemdfs § 6 Abs. 2 UStG 1994 iVm § 28 Abs. 38 Z 1 UStG 1994 nicht auf die
Anwendung der Steuerbefreiung des § 6 Abs. 1 Z 16 UStG 1994 verzichten. Die Vermietung
erfolgt daher unecht steuerfrei. Der Mieter bezieht das Objekt vertragsgemdfs am
21.10.2017.

Losung:

Es kommt zu einer Anderung der Verhdltnisse, die fiir den Vorsteuerabzug mafigebend
waren. Die Vorsteuerberichtigung fiir das Jahr 2017 berechnet sich nach der Nutzung des
Gebdudes im Jahr 2017. Diese erfolgte an 72 von 365 Tagen steuerfrei. Die steuerpflichtige
Nutzung erstreckt sich bis 20.10.2017 (293 Tage). Das entspricht einer steuerfreien
Nutzung im AusmafS von 19,73% im Jahr 2017 (72 von 365 Tagen steuerfreie Nutzung).

Es ist eine Vorsteuerkorrektur zu Lasten des A im Ausmayf3 von 986,50 Euro (1/20 von
100.000 Euro x 19,73%) spdtestens in der Voranmeldung 12/2017 vorzunehmen.

Die obigen Ausfiihrungen gelten sinngemaR fiir Kleinunternehmer gemaf} § 6 Abs. 17 27
UStG 1994, bei denen es zum Wegfall der Kleinunternehmerbefreiung kommt.
Beispiel 4:

Unternehmer S ist Kleinunternehmer. Im Jahr 01 iiberschreitet er die
Kleinunternehmergrenze und erzielt einen Gesamtjahresumsatz iHv 56.000 Euro. Im Jahr
01 hat S iiberdies einen Computer angeschafft (darauf entfallende Vorsteuer 600 Euro).

In den Jahren 02-05 erzielt der Unternehmer je Umsiitze iHv iiber 55.000 Euro.
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Lésung:

Da der Unternehmer im Jahr 01 innerhalb der 10-prozentigen Toleranzgrenze ist, sind die
Umsiitze im Jahr 01 zur Géinze steuerfrei. Aufgrund des Uberschreitens der
Kleinunternehmergrenze ist die Befreiung ab 1.1.02 nicht mehr anwendbar.

Da S im Jahr 01 nur steuerfreie Umsditze erzielt, steht der Vorsteuerabzug in diesem Jahr
nicht zu.

Im Jahr 02 sowie in den folgenden drei Jahren betréigt die zu Gunsten des Unternehmers
zu berichtigende Vorsteuer 1/5 von 600 Euro, somit je 120 Euro. Es kommt daher
insgesamt zu einer Vorsteuerberichtigung von 480 Euro.

Beispiel 5:

Unternehmer K ist Kleinunternehmer gemdif8 § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994. Im Jahr 01 schafft
K neue Geschdftsraumausstattung an (darauf entfallende Vorsteuer: 6.000 Euro).

K erzielt von Jéinner bis Juni des Kalenderjahres 01 Umsditze in Héhe von 40.000 Euro. Im
Juli 01 fiihrt er einen umfangreichen Auftrag aus und erzielt Einnahmen in H6he von
30.000 Euro, wodurch er die Kleinunternehmergrenze (inklusive 10% Toleranzgrenze)
iiberschreitet. Bis zum Ende des Kalenderjahres erzielt er zuséitzlich noch Umsiitze in
Héhe von 30.000 Euro. In den Jahren 02 bis 05 fiihrt der Unternehmer ausschliefllich
steuerpflichtige Umsdtze aus.

Losung:

Die fiir die Geschdiftsraumausstattung vorzunehmende Vorsteuerberichtigung ist anhand
der Nutzung des Gegenstandes vorzunehmen.

Im Jahr 01 erzielt K 40% steuerfreie sowie 60% steuerpflichtige Umséitze. Gemdf3 seinem
Umsatzverhdltnis kann K im Jahr 01 einen Vorsteuerabzug im Ausmaf3 von 60% geltend
machen, somit 3.600 Euro.

Im zweiten Jahr sowie in den folgenden drei Jahren kommt es zu einer Berichtigung von
480 Euro zugunsten des K (6.000 Euro/5 = 1.200 Euro * 40 % = 480 Euro). Vgl. sinngemdf
Beispiel 2.

12.11. Anderung der Verhiltnisse beim Umlaufvermégen und sonstigen Leistungen

12.11.1. Besonderheiten iZm der Berichtigung bei Istbesteuerung beim Umlaufvermogen

und sonstigen Leistungen (Rechtslage ab 1.1.2013)

In Rz 2105 werden die mit dem AbgAG 2024 umgesetzten Anderungen iZm der

Kleinunternehmerregelung eingearbeitet.
Rz 2105 lautet:
Fiir Anwendungsfalle siehe Rz 2101. Zur allgemeinen Systematik siehe Rz 2086.

Beispiel 1:

Im Umlaufvermdégen des Kleinunternehmers A befinden sich Gegensténde, die er im Jahr
2019 angeschafft hat. Den Kaufpreis von 500 Euro bezahlt er im Jahr 2020. Im selben Jahr
verzichtet er auf die Anwendung der Kleinunternehmerbefreiung. Seine Umsditze sind zur
Gdinze steuerpflichtig.
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Lésung:

Es kommt zu einer Anderung der Verhdiltnisse nach § 12 Abs. 11 UStG 1994. A kann die
positive Vorsteuerberichtigung im Jahr 2020 vollstdndig geltend machen.

Beispiel 2:

Im Umlaufvermégen des Unternehmers A befinden sich Gegensténde, die er im Jahr 2019
angeschafft hat. Den Kaufpreis von 500 Euro bezahlt er im Jahr 2020. Im selben Jahr
betragenliegen seine Umsditze nicht-mehr-als-35-000-Eureunter der
Kleinunternehmergrenze und es kommt zur Anwendung der Kleinunternehmerbefreiung.

Lésung:

VGFS%G&fGPgGg@HH-b@FdGm—FFHG-FPZG-meGHEh—HgGH— Im Voranmeldungszeitraum, in dem A

die Lieferung der Gegenstinde bezahlt, kann er den Vorsteuerabzug gemdf$ den
Verhdltnissen des Jahres 2019 vollsténdig vornehmen. Es kommt jedoch zu einer Anderung
der Verhdltnisse nach § 12 Abs. 11 UStG 1994. A muss die Vorsteuerberichtigung im Jahr

2020 vornehmen, muss also die grundsiitzlich abziehbare Vorsteuer gegeniiber dem
Finanzamt berichtigen.

Randzahlen 2106 bis 2115: derzeit frei.

14. Vorsteuerabzug nach Durchschnittssatzen (§ 14 UStG 1994)

14.2. Verordnungsermachtigung
14.2.1. Vorsteuerpauschalierung aufgrund von Verordnungen

In Rz 2252 wird die Verordnung BGBI. Il Nr. 165/2024, mit der die Verordnung BGBI. Il Nr.
48/2014 idF der Verordnung BGBI. Il Nr. 247/2020 gedindert wurde, eingearbeitet.

Rz 2252 lautet:

Die Inanspruchnahme der Pauschalierungen ist idR an das Nichtliberschreiten von

Umsatzgrenzen gebunden. Fir die Ermittlung der Umsatzgrenze ist idR § 125 Abs. 2 BAO

anzuwenden. Durchlaufende Posten stellen keine Umsatze im Sinne des § 125 Abs. 2 BAO

dar.
Die maligebenden Umsatzgrenzen sind:

e Bestimmte Berufsgruppen, VO des BMF, BGBI. Nr. 627/1983: Die Umsatze fur

freiberuflich tatige Unternehmer diirfen im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr

als 255.000 Euro betragen haben. Fir nichtbuchfiihrungspflichtige Handels- und
Gewerbetreibende gelten die jeweiligen Grenzen zur Buchfiihrung. Fiir die angefiihrten

Tatigkeiten gemeinnitziger Einrichtungen gelten keine Umsatzgrenzen.

o [..]
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e Verordnung betreffend das Einstellen fremder Pferde (BGBI. Il Nr. 48/2014 idF BGBI. II
Nr. 159/2014165/2024): Der Unternehmer darf weder buchfiihrungspflichtig sein noch
dirfen freiwillig Blcher geflihrt werden. Liegen Umsatze vor, die ertragsteuerlich zu

Einklinften gemal § 21 EStG 1988 fiihren, ist die Verordnung nur anwendbar, wenn eine

Umsatzgrenze von 4600.000 Euro (fiir Veranlagungszeitraume vor dem Kalenderjahr
2024: 400.000 Euro) nicht iberschritten wird. Zur Berechnung der Grenze und dem
Eintritt der Folgen des Uber- oder Unterschreitens ist § 125 Abs. 2 BAO sinngemaR
anzuwenden.

[...]

Rz 2279 wird samt Uberschrift an die Verordnung BGBI. Il Nr. 165/2024, mit der die
Verordnung BGBI. Il Nr. 48/2014 idF der Verordnung BGBI. Il Nr. 247/2020 gedindert wurde,

angepasst und aktualisiert.

14.3.6. Verordnung des BM fiir Finanzen, BGBI. Il Nr. 48/2014 idF BGBI. Il Nr.
165/2024247/2020 - Einstellen fremder Pferde (Pferdepauschalierungsverordnung)

Rz 2279 lautet:

Unter die Verordnung fallende Umsatze sind, ungeachtet der ertragsteuerlichen Beurteilung,
Umsatze aus dem Einstellen fremder Pferde (Pensionshaltung von Pferden), die von ihren
Eigentiimern zur Auslibung von Freizeitsport, selbstandigen oder gewerblichen, nicht land-
und forstwirtschaftlichen Zwecken genutzt werden. Die Anwendung der Verordnung setzt
voraus, dass zumindest die Grundversorgung der Pferde (Unterbringung,
Zurverfligungstellung von Futter und Mistentsorgung oder -verbringung) abgedeckt ist.
Samtliche mit Leistungen im Rahmen der Pensionshaltung von Pferden (zB Pflege)
verbundene Kosten und somit auch die Kosten der Grundversorgung sind vom

Durchschnittssatz abgedeckt.

Die mit diesen Umsatzen zusammenhangenden Vorsteuerbetrage kénnen mittels eines
Durchschnittssatzes in Hohe von 312% Euro (vom 1.1.2014 bis 31.3.2020: 24 Euro; vom
1.4.2020 bis 31.3.2024: 27 Euro) pro Pferd und Kalendermonat abgezogen werden. Wird das

Pferd nicht den ganzen Monat eingestellt, so ist der Durchschnittssatz zu aliquotieren.
Beispiel:

Im Monat April 20248 sind bei einem nichtbuchfiihrenden Pferdeeinstellbetrieb 15 fremde
Pferde (Pensionshaltung von Pferden) eingestellt, die von ihren Eigentiimern zur Ausiibung
von Freizeitsport genutzt werden. Pro Pferd und Monat verrechnet der Unternehmer 3500
Euro exklusive 20% Umsatzsteuer (420360 Euro inklusive 20% Umsatzsteuer) an
Einstellgebiihren. Am 16. April wird ein sechzehntes Pferd aufgenommen. Der Unternehmer
verrechnet fiir den Monat April eine Einstellgebiihr in Hé6he von 1758 Euro exklusive 20%
Umsatzsteuer (2104880 Euro inklusive 20% Umsatzsteuer).
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Bei Anwendung der Verordnung kénnen fiir den Monat April 20240 480,50418;50 Euro an
Vorsteuern pauschal geltend gemacht werden (15 Pferde x 3127 Euro; 1 Pferd x 15,5043,50
Euro). Die auf die Umsdtze (15 Pferde x 3508 Euro; 1 Pferd x 1750 Euro) entfallende
Umsatzsteuer betrdgt 1.085930 Euro, woraus sich fiir den Monat April 20248 eine Zahllast
von 604,50511;50 Euro ergibt.

Nicht im Durchschnittssatz enthalten sind Vorsteuerbetrage, die aus der Lieferung von
ertragsteuerlich als Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu qualifizierendem
unbeweglichen Anlagevermdgen (zB Stallgebdude) stammen, insoweit es der
Pensionshaltung von Pferden dient. Diese Vorsteuerbetrage kénnen bei Vorliegen der
Voraussetzungen des § 12 UStG 1994 gesondert abgezogen werden.

Randzahlen 2280 bis 2287: derzeit frei

16. Anderung der Bemessungsgrundlage (§ 16 UStG 1994)

16.1. Minderung, Erhohung
16.1.1. Allgemeines

In Rz 2381 wird das Erkenntnis des VWGH vom 24.8.2023, Ra 2023/13/0052, eingearbeitet,

mit der Aussage, dass es zu keiner Anderung der Bemessungsgrundlage kommt, wenn kein

steuerpflichtiger Leistungsaustausch zugrunde liegt.
Rz 2381 lautet:

Voraussetzung fiir die Berichtigungspflicht ist das Vorliegen eines steuerpflichtigen Umsatzes
(vgl. VWGH 24.8.2023, Ra 2023/13/0052 mVa VwGH 8.9.2022, Ro 2020/15/0025). Ein

steuerfreier Umsatz 16st mangels eines Steuer- bzw. Vorsteuerbetrages keine

Berichtigungspflicht aus, gleichgliltig, ob mit dem steuerfreien Umsatz der Verlust des
Vorsteuerabzuges verbunden ist oder nicht (vgl. EuGH 11.3.2021, Rs C-802/19, Z gegen
Finanzamt Y). Hingegen bleibt die Verpflichtung zur Vornahme der Berichtigung bei einem
steuerpflichtigen Umsatz auch dann bestehen, wenn dieser an einen nicht zum
Vorsteuerabzug berechtigten Unternehmer ausgefihrt wird. Fiir den leistenden
Unternehmer ist somit allein die Tatsache mafigebend, dass sich die Bemessungsgrundlage
fiir seinen (steuerpflichtigen) Umsatz gedndert hat. Der Berichtigungspflicht des leistenden
Unternehmers steht die Verpflichtung des Leistungsempfangers gegeniiber, eine
Vorsteuerberichtigung vorzunehmen (vgl. EuGH 28.5.2020, Rs C-684/18, World Comm
Trading Gfz SRL). Die Verpflichtung zur Vorsteuerkorrektur trifft allerdings nur den

Leistungsempfanger, der ganz oder teilweise zum Vorsteuerabzug berechtigt ist.
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17. Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten - Istbesteuerung
(§ 17 UStG 1994)

17.2. Istbesteuerung fiir nichtbuchfiihrungspflichtige Landwirte und Gewerbetreibende

sowie fiir Unternehmer mit niedrigem Gesamtumsatz

In Rz 2462 wird das Erkenntnis des VwGH vom 21.6.2023, Ra 2022/15/0062, betreffend
Antrag(szeitpunkt) auf Sollbesteuerung eingearbeitet.

Rz 2462 lautet:

Das Finanzamt hat jedoch auf Antrag zu gestatten, dass der Unternehmer die Steuer fiir die
mit diesen Tatigkeiten zusammenhdngenden Umsatze nach vereinbarten Entgelten
(Sollbesteuerung) berechnet. Ein Antrag auf Sollbesteuerung muss zu Beginn des
Veranlagungszeitraums, spatestens aber zum Termin der Abgabe (Erstellung) der ersten
Voranmeldung fir diesen Veranlagungszeitraum gestellt werden. Es hat bereits fiir den
ersten Voranmeldungszeitraum festzustehen, nach welcher Besteuerungsart vorzugehen
ist, da der Unternehmer erst nach seiner Entscheidung, nach welchem System er die
Besteuerung vornimmt, seine Aufzeichnungs- und Erklarungspflichten ordnungsgemaR
erfillen kann (vgl. VWGH 21.6.2023, Ra 2022/15/0062).

18. Aufzeichnungspflichten und buchmaRiger Nachweis

18.2.2 Erleichterungen fiir unecht befreite Unternehmen

In Rz 2535 werden die mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr.

113/2024, umgesetzten Anderungen iZm der Kleinunternehmerregelung eingearbeitet.
Rz 2535 lautet:

Bewirkt der Unternehmer nur Umsatze, fir die nach § 12 Abs. 3 oder Art. 12 Abs. 5 UStG

1994 der Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist, so entfallt die Aufzeichnung der Entgelte und

Steuerbetrage fiir die an das Unternehmen ausgefiihrten Leistungen.

Randzahlen 2536 bis 2546: derzeit frei.

18.8. BuchmaBiger Nachweis
18.8.1. Allgemeines

Rz 2583 wird an die Aussagen der Rz 1051 angepasst, wonach der Ausfuhrnachweis auch
elektronisch aufbewahrt werden kann; (iberdies werden die Ausfiihrungen zur alten

Rechtslage samt Uberschriften gestrichen.
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Rz 2583 lautet:

Die dem buchmaRigen Nachweis dienenden Biicher oder Aufzeichnungen kénnen auch im
Ausland gefiihrt und mit den dazugehdérigen Unterlagen (zB Ausfuhrnachweise in-Original)
im Ausland aufbewahrt werden. Diesfalls kommt subsidiar § 131 BAO zur Anwendung.

18a. Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten fiir
Zahlungsdienstleister (§ 18a UStG 1994)

18a.4. Aufzeichnungs-, Ubermittlungs- und Aufbewahrungspflichten

In Rz 2599f wird eine Klarstellung dahingehend eingearbeitet, dass die als Abgabenerklérung
geltende Ubermittlung der Aufzeichnungen (§ 18a Abs. 8 Z 2 und 3 UStG 1994) auch dann als

im Namen des jeweiligen Zahlungsdienstleisters eingereicht gilt, wenn sich dieser einer

Ubermittlungsstelle bedient.
Rz 2599f lautet:

[...]

Diese Ubermittlungen (§ 18a Abs. 8 Z 2 und Z 3 UStG 1994) gelten als vom
Zahlungsdienstleister eingebrachte Abgabenerklarungen.

21. Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung (§ 21 UStG
1994)

21.1.1. Verpflichtung zur Einreichung einer Voranmeldung
In Rz 2751 werden die Aussage und das Beispiel richtiggestellt.
Rz 2751 lautet:

GemaR § 21 Abs. 1 erster und zweiter Unterabsatz UStG 1994 in Verbindung mit § 1 der
Verordnung des BM fur Finanzen, BGBI. Il Nr. 206/1998 idF BGBI. Il Nr. 313/2019 entféllt fur
Unternehmer, deren Umséatze gemall § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 UStG 1994 im vorangegangenen
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Kalenderjahr 35.000 Euro netto (bis 31.12.2019: 30.000 Euro; bis 31.12.2010: 100.000 Euro
netto) nicht Gberstiegen haben, die Verpflichtung zur Einreichung der Voranmeldung, wenn
die nach MaRgabe der gesetzlichen Bestimmungen (§ 21 Abs. 1 UStG 1994) errechnete

Vorauszahlung zur Ganze spatestens am Falligkeitstag entrichtet wird oder sich fiir einen
Voranmeldungszeitraum keine Vorauszahlung ergibt. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben
Umsatze, die nach § 6 Abs. 1 Z 7 bis 28 UStG 1994 steuerfrei sind, aufler Ansatz, sofern sich

fiir den Voranmeldungszeitraum weder eine Vorauszahlung noch ein Uberschuss ergibt.

Wurde die genannte Umsatzgrenze hingegen liberschritten, besteht die Verpflichtung zur
Abgabe von Voranmeldungen.

Beispiel:

Ein Arzt, dessen Umsditze geméif8 § 6 Abs. 1 Z 19 UStG 1994 im Jahr 2020 5600.000 Euro
und dessen steuerpflichtige Umsditze im Jahr 2020 100.000 Euro betrugen, tdtigt im
Voranmeldungszeitraum 01/2021 Umsdtze gemdf8 § 6 Abs. 17 19 UStG 1994 in Héhe von
40.000 Euro. Daneben tdtigt er keine anderen Umsdtze. Da er nur steuerbefreite Umsditze
ausfiihrt, ergibt sich geméf3 § 21 Abs. 1 erster Satz UStG 1994 keine Verpflichtung zur
Abgabe einer Umsatzsteuervoranmeldung.

Im Voranmeldungszeitraum 02/2021 tdtigt der Arzt neben seinen Umsdtzen gemdfs § 6
Abs. 1719 UStG 1994 in Héhe von 48.000 Euro auch steuerpflichtige Umsdtze (zB
Vortréige, schriftstellerische Tdéitigkeit unter Verzicht auf die Kleinunternehmerbefreiung) in
Héhe von 3.000 Euro. Da der Arzt nicht ausschliefSlich steuerfreie Umsditze tétigt und seine
Umsdtze im vorangegangenen Kalenderjahr 35.000 Euro (iberstiegen haben (bei dieser
Umsatzgrenze bleiben Umsditze nach § 6 Abs. 1 Z 7 bis 28 UStG 1994 auf3er Ansatz), ist er
verpflichtet, fiir den Voranmeldungszeitraum 02/2021 eine Umsatzsteuervoranmeldung
abzugeben.

Im Voranmeldungszeitraum 03/2021 erwirbt der Arzt ein medizinisches Gerét um 15.000
Euro aus Deutschland. Der Erwerb muss in Osterreich versteuert werden. Aus diesem Grund
ergibt sich eine Vorauszahlung und der Unternehmer ist verpflichtet, fiir den
Voranmeldungszeitraum 03/2021 eine Umsatzsteuervoranmeldung abzugeben.

21.6. Wegfall der Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklarung fiir Kleinunternehmer

In Rz 2806 erfolgt aufgrund der Anderung des Betrags in § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 eine
Anpassung fiir Zwecke der Abgabe einer Steuererkldrung. Die Anderung soll ab 1.1.2025 in
Kraft treten.

Rz 2806 lautet:

Ubersteigen die Umsitze eines Kleinunternehmers im Veranlagungszeitraum die-Grenze-von

nicht die Kleinunternehmergrenze, entfallt die Verpflichtung zur Abgabe einer

Steuererklarung.

Voraussetzung hiefir ist ua. weiters, dass der Kleinunternehmer fiir den

Veranlagungszeitraum keine Steuer zu entrichten hat. Dies ist der Fall, wenn der
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Kleinunternehmer keinen der in Rz 2687 bis Rz 26912708, Rz 4121 bis Rz 41230 aufgelisteten

Tatbestdnde (zB innergemeinschaftliche Erwerbe) erfillt hat.

21.7. Erkldrungs-, Zahlungs- und Meldepflichten - Ubersicht

In Rz 2807 werden aufgrund der Anderungen im Abgabenéinderungsgesetz 2024 (AbgAG
2024), BGBI. | Nr. 113/2024, sowie im Progressionsabgeltungsgesetz 2025 (PrAG 2025), BGBI.
I Nr. 144/2024, hinsichtlich Kleinunternehmer eine neue Tabelle sowie eine Uberschrift fiir die
alte Tabelle eingefiigt.

Rz 2807 lautet:

Ubersicht Erkldrungs-, Zahlungs- und Meldepflichten ab 1.1.2025

Umsatz UVA Abgabe | Jahreserklirung | Zahlung | ZM (**)
(Umsiatze des (Umsitze des
Vorjahres) | laufenden Jahres)

Befreiter Kleinunternehmer Nein Nein (*) Nein (*) | Quartal
gemaB § 6 Abs. 17 27 UStG

1994 (Rz 994 ff)

0 € - 35.000 € und kein gemaR Nein Ja Quartal | Quartal

§ 6 Abs. 17 27 UStG 1994
befreiter Kleinunternehmer

35.000 € — 100.000 € und kein Quartal Ja Quartal Quartal
befreiter Kleinunternehmer

Uber 100.000 € Monat Ja Monat Monat

* Ein Kleinunternehmer ist zur Abgabe einer Jahreserklarung und zur Zahlung der
Umsatzsteuer verpflichtet, wenn eine Steuerschuld auf ihn {ibergeht, er die
Erwerbsschwelle liberschreitet oder auf sie verzichtet, bei Steuerschuld kraft

Rechnungslegung und bei Anwendung der Differenzbesteuerung, siehe Rz 994.

** Eine Zusammenfassende Meldung ist nur erforderlich, wenn ein meldepflichtiger
Umsatz erbracht wurde; Meldezeitraum fiir einen meldepflichtigen Kleinunternehmer ist
das Quartal; Leermeldungen sind nicht einzureichen, siehe auch Rz 4151 ff.

Ubersicht Erklarungs-, Zahlungs- und Meldepflichten bis 31.12.2024

[...]

* Ein Kleinunternehmer ist zur Zahlung der Umsatzsteuer und Abgabe einer Jahreserklarung
verpflichtet, wenn eine Steuerschuld auf ihn ibergeht, er die Erwerbsschwelle Gberschreitet
oder auf sie verzichtet, bei Steuerschuld kraft Rechnungslegung und bei Anwendung der
Differenzbesteuerung, siehe Rz 1002994
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[...]

21.9. Vorsteuererstattung an ausldndische Unternehmer — Allgemeines

21.9.1. Vorsteuerabzug des nicht im Inland ansassigen Unternehmers — Anzuwendendes

Verfahren
21.9.1.1. Vorsteuerabzug des Unternehmers ohne Sitz und ohne Betriebsstatte im Inland

In Rz 2822 wird das Erkenntnis des VwWGH vom 21.6.2023, Ra 2022/15/0087, zum
Zusammenwirken zwischen Bescheiden betreffend Vorsteuerriickerstattung gemdf$ § 21 Abs.
9 UStG 1994 und Umsatzsteuer-Veranlagungsbescheiden iSd § 21 Abs. 4 UStG 1994
eingearbeitet.

Rz 2822 lautet:

Umsétze eines Unternehmers ohne Sitz und ohne Betriebsstatte im Inland, fur die er selbst
die Steuer schuldet (ausgenommen die Umsatze fallen unter eine Sonderregelung nach §
25a, Art. 253, § 25b UStG 1994 oder eine Regelung gemaR Art. 358 bis 369k RL
2006/112/EG), sind im Veranlagungsverfahren zu erklaren und die fiir ihre Vorleistungen in
Rechnung gestellte Steuer ist ebenfalls im Veranlagungsverfahren geltend zu machen.

Beispiel:
[.]

Auch steuerbefreite Umséatze, ausgenommen steuerfreie Umséatze im Sinne des § 6 Abs. 173

UStG 1994, fihren zur Anwendung des Veranlagungsverfahrens.

Der Erlassung eines Umsatzsteuer-Veranlagungsbescheides nach § 21 Abs. 4 UStG 1994
steht das Vorliegen eines auf § 21 Abs. 9 UStG 1994 gestiitzten Abspruchs iiber die

Erstattung von Vorsteuern nicht entgegen. Bereits erstattete Vorsteuerbetrage sind gemaR
§ 4 Abs. 1 der Verordnung des BM fiir Finanzen, BGBI. Nr. 279/1995 idgF, bei der
Veranlagung nicht (nochmals) zu bericksichtigen (vgl. VWGH 21.6.2023, Ra 2022/15/0087).

Zur Erklarungspflicht siehe Rz 2795.

22. Besteuerung der Umsatze bei land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben (§ 22 UStG 1994)

22.5. Land- und Forstwirtschaft als gesondert gefiihrter Betrieb

In Rz 2907 werden die mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr.

113/2024, umgesetzten Anderungen iZm der Kleinunternehmerregelung eingearbeitet.
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Rz 2907 lautet:

Soweit demnach in den einzelnen umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften auf den
Unternehmer, das Unternehmen, den Gesamtumsatz usw. abgestellt wird, ist zu
bericksichtigen, dass der land- oder forstwirtschaftliche Betrieb so wie jeder andere Betrieb
des Unternehmers blolk einen Teil seines einheitlichen Unternehmens bildet. DemgemaR
kdnnen somit zwischen dem land- oder forstwirtschaftlichen und einem anderen Betrieb des
Unternehmers keine Umsatze, sondern nur Innenumsatze getatigt werden, fir die keine zum
Vorsteuerabzug berechtigenden Rechnungen im Sinne des § 11 UStG 1994 ausgestellt
werden konnen (vgl. VWGH 25.2.2015, 2010/13/0189). Bei der Ermittlung des

Gesamtumsatzes oder des Umsatzes eines Kalenderjahres sind auch die nach

Durchschnittssatzen zu versteuernden Umsatze - die ggf. zu schatzen sind - einzubeziehen.
Im Falle einer Schatzung kénnen diese Umsatze mit 150% des Wertes des land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes (im Sinne von § 125 Abs. 1 lit. b BAO idF vor dem 1.1.2020) in
seiner zuletzt malRgeblichen Hohe angesetzt werden. Bei einer Teilpauschalierung iSd LuF-
PauschVO 2015, BGBI. Il Nr. 125/2013 idgF (bis 31.12.2014: LuF-PauschVO 2011, BGBI. Il Nr.
471/2010 idgF), ist bei der Schatzung jedenfalls von den aufgezeichneten, tatsachlichen

Betriebseinnahmen (ohne Umsatzsteuer) auszugehen (zB Weinbuschenschank oder
Forstwirtschaft, wenn der forstwirtschaftliche Einheitswert mehr als 15.000 [vor 1.1.2020:
11.000] Euro betragt). Die restlichen land- und forstwirtschaftlichen Umsatze kdnnen in

Hohe von 150% des - entsprechend gekiirzten - Einheitswertes angesetzt werden.

Beispiel:

Ein ertragsteuerlich teilpauschalierter Landwirt (Einheitswert: 30.000 Euro, davon entfallen
auf die Forstwirtschaft 16.000 Euro) erzielt im Jahr 20205 Einnahmen aus Holzverkdufen an
Unternehmer in H6he von 16.950 Euro (inklusive USt) sowie aus der Vermietung von
Eigentumswohnungen in Héhe von 31258.000 Euro {feweils-inkl-USt).

Fiir Zwecke der Ermittlung des Gesamtumsatzes kann die Schitzung des land- und
forstwirtschaftlichen Umsatzes wie folgt vorgenommen werden:

150% des EW von 14.000 € 21.000 €
[= geschdtzter landwirtschaftlicher Umsatz (netto)]

Aufgezeichnete Umsdtze aus Holzverkdufen 15.000 €
(13% USt herausgerechnet)

(Teil-)geschdtzter land- und forstwirtschaftlicher Gesamtumsatz 36.000 €
Umsdtze aus der Vermietung {ehne-tSt) 2150.000 €
Mafsgeblicher Umsatz des Jahres 20265 461.000 €

Da die Kleinunternehmergrenze gemdf8 § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 insgesamt (iberschritten
wird, sind die Vermietungsumsdtze steuerpflichtig. Die Holzumsdétze werden gemdfs § 22
UStG 1994 besteuert.
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22.6. Option zur Regelbesteuerung

In Rz 2916 wird die Aussage der Fachinformation iZm der Regelbesteuerung der Land- und

Forstwirte eingearbeitet.
Rz 2916 lautet:

[...]

Ein Ubergang zur Regelbesteuerung ist nur mit dem Beginn eines Kalenderjahres moglich.

Die an keine besondere Form gebundene Erklarung ist im Sinne von § 85 Abs. 1 und § 86a

BAO schriftlich oder per Fax einzureichen oder kann auch elektronisch tber Finanz-Online
(https://finanzonline.bmf.gv.at) Gbermittelt werden. Die Frist zur Abgabe der Erklarung ist
nicht verlangerbar. Gibt der Unternehmer eine solche Erklarung ab, so ist er daran durch
flinf Kalenderjahre ab Beginn der Regelbesteuerung gebunden. Die Abgabe von
Umsatzsteuervoranmeldungen oder Umsatzsteuerjahreserklarungen macht die
Antragstellung auf Regelbesteuerung gemaf § 22 Abs. 6 UStG 1994 nicht obsolet.

Die Wirkung des Widerrufes einer solchen Erklarung tritt immer nur mit dem Beginn eines
Kalenderjahres ein, doch muss der Widerruf jeweils spatestens bis zum Ablauf des ersten
Kalendermonats nach Beginn dieses Kalenderjahres erfolgen, um noch mit dem Beginn
dieses Kalenderjahres wirksam werden zu kénnen. Bezlglich der Form des Widerrufes gelten
die oben getroffenen Feststellungen.

24. Differenzbesteuerung (& 24 UStG 1994)

Da aufgrund der Anderung durch das Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. |
Nr. 113/2024, die Begriffe ,,Kunstgegenstdnde, Sammlungsstiicke und Antiquitédten”
ausschlieflich die in Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG genannten Gegensténde
umfassen sollen, erfolgt in Rz 3252 eine entsprechende Ergénzung, die Uberschrift vor Rz

3252 wird angepasst.

24.1.1.1. Kunstgegenstinde nach-Z-10-der-Anlage 2{bis-31.12.2015: Z 44 der-Anlage 2)}zum
UStG-1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

Rz 3252 lautet:

a) Gemilde (zB Olgemailde, Aquarelle, Pastelle) und Zeichnungen, vollstindig mit der Hand
geschaffen, ausgenommen Zeichnungen der Position 4906 00 00 der Kombinierten
Nomenklatur (zB Bauplane und Bauzeichnungen) und handbemalte oder handverzierte
gewerbliche Erzeugnisse; Collagen und dhnliche dekorative Bildwerke (Position 9701 der

Kombinierten Nomenklatur);
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b) Originalstiche, -schnitte und -steindrucke (Position 9702 00 00 der Kombinierten
Nomenklatur);

c) Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst, aus Stoffen aller Art (Position 9703 00 00 der
Kombinierten Nomenklatur); dazu gehéren nicht Bildhauerarbeiten, die den Charakter

einer Handelsware haben (Serienerzeugnisse, Abglisse und handwerkliche Erzeugnisse);

d) Tapisserien handgewebt, nach Originalentwirfen von Kinstlern, jedoch héchstens acht
Kopien je Werk (aus Position 5805 00 00 der Kombinierten Nomenklatur);

e) Textilwaren fir Wandbekleidung nach Originalentwirfen von Kiinstlern, jedoch
hdochstens acht Kopien je Werk (aus Position 6304 der Kombinierten Nomenklatur).

f) Originalwerke aus Keramik, vollstandig vom Kiinstler geschaffen und von ihm signiert
(ab 1.1.2025);

g) Werke der Emaillekunst, vollstandig von Hand geschaffen, bis zu einer Héchstzahl von
acht nummerierten und mit der Signatur des Kiinstlers oder des Kunstateliers
versehenen Exemplaren; ausgenommen sind Erzeugnisse des Schmuckhandwerks, der
Juwelier- und der Goldschmiedekunst (ab 1.1.2025);

h) vom Kiinstler aufgenommene Photographien, die von ihm oder unter seiner
Uberwachung abgezogen wurden und signiert sowie nummeriert sind; die Gesamtzahl
der Abziige darf, alle Formate und Tragermaterialien zusammengenommen, 30 nicht
liberschreiten (ab 1.1.2025).

Da durch die Anpassung an das Abgabenénderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr.
113/2024, die Aufgliederung nach den Ziffern der Anlage 2 UStG 1994 wegfdillt, werden die

Rz 3253a samt Uberschrift gestrichen und deren Ausfiihrungen inhaltlich unverédndert in Rz

3253 tibernommen. Weiters werden die Uberschriften 24.1.1.2. und 24.1.1.3. angepasst.

24.1.1.2. Sammlungsstiicke rach-Z-11-derAnlage2 (bis-31:12:2015: 45-lit—a der-Anlage)
2um-UStG-1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

Rz 3253 lautet:

Briefmarken, Stempelmarken, Steuerzeichen, Ersttagsbriefe, Ganzsachen und dergleichen,
entwertet oder nicht entwertet, jedoch im Bestimmungsland weder giiltig noch zum Umlauf

vorgesehen (Position 9704 00 00 der Kombinierten Nomenklatur).

Zoologische, botanische, mineralogische oder anatomische Sammlungsstiicke und
Sammlungen; Sammlungsstiicke von geschichtlichem, archdologischem,
paldaontologischem, vélkerkundlichem oder miinzkundlichem Wert (Position 9705 00 00
der Kombinierten Nomenklatur). Sammlerkraftfahrzeuge von geschichtlichem oder
volkerkundlichem Wert, die sich in ihrem Originalzustand befinden, mindestens 30 Jahre
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alt sind und einem nicht mehr hergestellten Modell oder Typ entsprechen, fallen ebenfalls

in Position 9705 der Kombinierten Nomenklatur).

24.1.1.3. Antiquitidten rach-Z-13-der-Anlage-2 {(bis-31-12:2015:-Z46der-Anlage)}zum-UStG
1994(Art. 316 iVm Anhang IX der Richtlinie 2006/112/EG)

[...]

24.1.1.6. Zusammenstellung und Teilung von Gegenstanden

In Rz 3257 wird das Urteil des EuGH vom 17.5.2023, Rs C-365/22, IT gegen Etat belge, zu den
Voraussetzungen fiir die Anwendbarkeit der Differenzbesteuerung auf Kraftfahrzeuge, die
»Zum Ausschlachten” verkauft werden sollen, eingearbeitet; weiters werden redaktionelle

Anderungen vorgenommen.
Rz 3257 lautet:

Wird aus mehreren Einzelgegenstanden, die jeweils fiir sich die Voraussetzung der
Differenzbesteuerung erfiillen, ein einheitlicher Gegenstand hergestellt oder
zusammengestellt, unterliegt die anschlieRende Lieferung dieses ,neuen" Gegenstandes
nicht der Differenzbesteuerung. Ebenfalls unterliegt ein Gegenstand, der grundsatzlich der
Differenzbesteuerung unterliegt, dieser nicht mehr, wenn aus dem Gegenstand ein anderer

Gegenstand hergestellt wurde.

Die Differenzbesteuerung bleibt hingegen anwendbar, wenn von einem erworbenen
Gebrauchtgegenstand anschlieBend lediglich einzelne, noch funktionsfahige Teile geliefert
oder entnommen werden (wie zB beim Ausschlachten eines Autos; EuGH 18.1.2017, Rs C-
471/15, Sjelle Autogenbrug I/S). Dies gilt nicht, wenn ein Autowrack ,,zum Ausschlachten”
geliefert und vom Kaufer in weiterer Folge verschrottet wird, ohne dass dieser dem
Autowrack noch funktionsfihige oder nach Instandsetzung wieder funktionsfahige Teile
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entnommen und anschlieBend geliefert hat, damit sie wiederverwendet werden (siehe
auch EuGH 17.5.2023, Rs C-365/22, IT gegen Etat belge).

AulRerdem muss sich die Steuerbemessungsgrundlage, die nach der
Differenzbesteuerungsregelung bestimmt wurde, aus Aufzeichnungen ergeben, die es
ermoglichen, zu Gberprifen, ob samtliche Voraussetzungen fiir die Anwendung dieser
Regelung erfillt sind. Eine Versteuerung nach der Gesamtdifferenz kann auch in Betracht
kommen, siehe hierzu Rz 3306 bis Rz 3308.

24.2. Option zur Differenzbesteuerung nach § 24 Abs. 2 UStG 1994

In Rz 3273 und 3274 erfolgen Anpassungen an die Anderungen durch das
Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024.

24.2.2. Gegenstande
Rz 3273 lautet:
Rechtslage ab 1.1.2025:

Der Wiederverkaufer (§ 24 Abs. 1 Z 1 UStG 1994) kann erklaren, dass er die

Differenzbesteuerung auch bei der Lieferung von Kunstgegenstianden anwendet, sofern bei

der Lieferung an ihn oder bei der Einfuhr durch ihn kein ermaRigter Steuersatz angewandt

wurde und die Gegenstande entweder

a) von ihm selbst eingefiihrt wurden,
b) vom Urheber oder von dessen Rechtsnachfolger geliefert wurden, oder

c) nicht von einem Wiederverkaufer an ihn geliefert wurden.

Rechtslage bis 31.12.2024:

Der Wiederverkaufer kann daherfir nachfolgende Gegenstidnde zur Differenzbesteuerung

optieren:

e Kunstgegenstdande, Sammlungsstiicke und Antiquitadten, die er selbst eingeflihrt hat, oder

e vom Urheber oder dessen Rechtsnachfolger gelieferte Kunstgegenstande oder

e Kunstgegenstdande, die nicht von einem Wiederverkdufer unter Anwendung des
ermalligten Umsatzsteuersatzes nach § 10 Abs. 37 1 lit. c UStG 1994 (bis 31.12.2015:
§ 10 Abs. 2 Z 1 lit. c UStG 1994) an den Wiederverkaufer geliefert werden.
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24.2.3. Rechtsfolgen
Rz 3274 lautet:
Rechtslage ab 1.1.2025:

GemaR § 24 Abs. 2 UStG 1994 kann die Differenzbesteuerung von einem Wiederverkaufer

nach § 24 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 nicht in Anspruch genommen werden, sofern bei der

Lieferung an ihn oder bei der Einfuhr durch ihn ein ermaRigter Steuersatz angewandt
wurde. Hingegen kann die Differenzbesteuerung angewandt werden, sofern in den Féllen

der Rz 3273 (Rechtslage ab 1.1.2025) der Normalsteuersatz zur Anwendung kommt.
Beispiel:

Eine Galerie verkauft von einem Kiinstler aufgenommene Photographien (Teil A Z 7 des
Anhangs IX der Richtlinie 2006/112/EG) an den Kunsthéindler A und wendet fiir diesen
Umsatz nicht die Differenzbesteuerung an. Da es sich bei den Fotos nicht um
Gegenstdinde handelt, die in Anlage 2 Z 10 UStG 1994 aufgelistet sind, kommt der
ermdfigte Steuersatz fiir den Verkauf durch die Galerie iSd § 10 Abs. 3 Z 1 lit. c UStG
1994 nicht zur Anwendung. Verkauft der Kunsthéindler A die Fotos weiter, kann dieser
daher die Differenzbesteuerung nach § 24 Abs. 2 UStG 1994 in Anspruch nehmen.

Rechtslage bis 31.12.2024:

In den in Rz 3273 angefiihrten Fallen ist sowohl die Lieferung an den Unternehmer
(Wiederverkaufer) als auch die Einfuhr durch den Unternehmer (Wiederverkaufer ist
Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer) mit dem ermaRigten Umsatzsteuersatz iHv 13% (bis
31.12.2015: 10%) zu versteuern. Die VerdulRerung der Gegenstande durch den
Wiederverkaufer ware mit dem Normalsteuersatz zu versteuern. Durch die Option ist nur die
Differenz zwischen Verkaufspreis und Einkaufspreis zuzlglich der Umsatzsteuer mit dem
Normalsteuersatz zu versteuern. Der Wiederverkdufer ist aber nicht berechtigt, die
entrichtete Einfuhrumsatzsteuer oder die gesondert ausgewiesene Steuer fir die an ihn

ausgefihrte Lieferung als Vorsteuer abzuziehen (siehe Rz 3333 bis Rz 3334).

Rz 3275 bis Rz 3279: derzeit frei.

24.4. Bemessungsgrundlage
24.4.1. Einzeldifferenz

In Rz 3291 wird ein Hinweis auf Rz 4237 aufgenommen, die Ausfiihrungen zur Ermittlung der
Bemessungsgrundlage bei Anwendung der Differenzbesteuerung im Sinne des Art. 24 Abs. 1

lit. a letzter Satz UStG 1994 bei vorangegangenem innergemeinschaftlichem Erwerb eines

Kunstgegenstandes vom Urheber enthdilt.

Rz 3291 lautet:

[...]
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Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage bei Anwendung der Differenzbesteuerung im
Sinne des Art. 24 Abs. 1 lit. a letzter Satz UStG 1994 bei vorangegangenem

innergemeinschaftlichem Erwerb eines Kunstgegenstandes vom Urheber siehe Rz 4237.

27. Besondere AufsichtsmaBnahmen zur Sicherung des
Steueranspruches (§ 27 UStG 1994)

27.4. Haftung fiir die Abfuhr der Umsatzsteuer
27.4.1. Abfuhrverpflichtung

In Rz 3494 wird ein redaktionelles Versehen beseitigt.
Rz 3494 lautet:

Weist der ausldandische Unternehmer in einer Rechnung tber eine Lieferung oder (bis
19.7.2022) bei der Duldung der Benutzung von MautstralRen gegen Entgelt keine
Umsatzsteuer aus, und ist der Leistungsempfanger ein Unternehmer oder eine juristische
Person des offentlichen Rechts, so ist der Leistungsempfanger dennoch verpflichtet, die auf

den Umsatz entfallende Umsatzsteuer abzufihren.

[...]

28. Allgemeine Ubergangsvorschriften (§ 28 UStG 1994)

Aufgrund des mit dem Budgetbegleitgesetz 2024, BGBI. | Nr. 152/2023, und dem
Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1994, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992,
das Elektrizitdtsabgabegesetz, das Erdgasabgabegesetz, das Kohleabgabegesetz und die
Bundesabgabenordnung gedndert werden, BGBI. | Nr. 201/2023, eingefiihrten befristeten
Nullsteuersatzes im Zusammenhang mit Photovoltaikmodulen wird ein neuer Abschnitt
"28.4. Zeitlich begrenzte Anwendung des Nullsteuersatzes fiir Photovoltaikmodule" mit den
Rz 3550 bis 3550t eingefiigt.

28.4. Zeitlich begrenzte Anwendung des Nullsteuersatzes fiir Photovoltaikmodule
Rz 3550 lautet:

Abweichend von § 10 UStG 1994 ermaRigt sich die Steuer gemal § 28 Abs. 62 und 63 UStG
1994 auf 0% fiir die Lieferungen, innergemeinschaftlichen Erwerbe, Einfuhren und
Installationen von Photovoltaikmodulen befristet ab 1.1.2024 bis zum 31.12.2025.

Voraussetzung ist, dass die Engpassleistung der Photovoltaikanlage (insgesamt) nicht mehr
als 35 kW (peak) betragt und dass die Photovoltaikanlage durch den Betreiber auf oder in
der Nahe von bestimmten Gebduden betrieben wird. Weitere Voraussetzung ist, dass fiir

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 77

77 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20250101&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=24&dz_VonAbsatz=1&dz_VonLitera=a
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=27
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=28
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=10
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=28&dz_VonAbsatz=62
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=28&dz_VonAbsatz=62

die betreffende Photovoltaikanlage bis zum 31. Dezember 2023 kein Antrag auf
Investitionszuschuss nach dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG), BGBI. | Nr. 150/2021 in

der geltenden Fassung, eingebracht worden ist.

28.4.1.Begiinstigte Umsatze
28.4.1.1. Lieferungen, innergemeinschaftliche Erwerbe, Einfuhren
Rz 3550a lautet:

Begiinstigt sind sowohl die Lieferung von Photovoltaikmodulen im Inland (zB bei einem
stationaren Einzelhdandler oder im Onlinehandel), als auch der Erwerb aus dem iibrigen
Gemeinschaftsgebiet (sowohl im Rahmen des innergemeinschaftlichen Versandhandels als
auch des innergemeinschaftlichen Erwerbs) sowie aus Drittlandern (zB Einfuhren).

Rz 3550b lautet:

Im Gegensatz zu Solarthermie wird bei Photovoltaik Strom und nicht Warme produziert.
Nicht umfasst vom Begriff ,,Photovoltaikmodul” sind daher bspw. Hybrid-Kollektoren, die
sowohl Strom als auch Warme erzeugen und Produkte zur Warmwassererzeugung (zB

Heizstdbe, die ausschlie8lich liber eine Photovoltaikanlage mit Strom betrieben werden).

Ill

Vom Begriff ,,Photovoltaikmodul” sind hingegen dachintegrierte und gebaudeintegrierte

Photovoltaikanlagen sowie Balkonkraftwerke umfasst.

Rz 3550c lautet:

Werden die Photovoltaikmodule nur geliefert, ohne dass der Verkaufer die
Photovoltaikmodule auch zu installieren hat, muss der Zeitpunkt, in dem der Kaufer die
Verfiigungsmacht iiber die Photovoltaikmodule erlangt, zwischen 1.1.2024 und 31.12.2025
liegen.

28.4.1.2. Installation
Rz 3550d lautet:

Installationen von Photovoltaikmodulen sind ebenfalls begiinstigt. Unter der Installation
von Photovoltaikmodulen sind die photovoltaikanlagenspezifischen Arbeiten, die
ausschlieBlich dazu dienen, eine Photovoltaikanlage sicher fiir das Gebdude und fiir die
sich darin befindlichen Menschen zu betreiben (zB photovoltaikanlagenspezifische
Elektroinstallation), zu verstehen. Dies beinhaltet auch AC-seitige Arbeiten und
Elektroinstallationen, die fiir den sicheren Betrieb der Photovoltaikanlage jedenfalls
erforderlich sind. Die Installationsarbeiten miissen direkt gegeniiber dem

Anlagenbetreiber erbracht werden, um unter den Nullsteuersatz zu fallen.

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 78

78 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=200000358&ida=EAG&gueltig=20241209&hz_id=200000358

Beispiel:

Fiir die Installation von Photovoltaikmodulen wird Dachdecker D fiir die DC-seitigen
Installationen, Elektriker E fiir die AC-seitigen Installationen beauftragt. Der Betreiber
der Photovoltaikanlage erwirbt die Photovoltaikmodule im stationéiren Einzelhandel. Fiir
die Installationen der Photovoltaikmodule durch D und E kommt der Nullsteuersatz zur
Anwendung, wenn die Voraussetzungen des § 28 Abs. 62 und 63 UStG 1994 (zB
Engpassleistung der Photovoltaikanlage nicht mehr als 35 kW [peak]) vorliegen.

Rz 3550e lautet:

Bei der Installation muss die Abnahme der Photovoltaikanlage zwischen 1.1.2024 und
31.12.2025 erfolgen. MafB3geblich ist der Zeitpunkt der Abnahme der Photovoltaikanlage
durch den Betreiber der Anlage und nicht durch den Netzbetreiber. Der Zeitpunkt des
Abschlusses eines Kaufvertrages oder der Zeitpunkt der Rechnungslegung sind ohne

Bedeutung.

28.4.1.3. Nebenleistungen
Rz 3550f lautet:

Leistungen, die fiir den Leistungsempfanger keinen eigenen Zweck, sondern ein Mittel
darstellen, um die Lieferung des Photovoltaikmoduls zum Betrieb einer
Photovoltaikanlage unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu nehmen (unselbsténdige
Nebenleistungen), teilen nach allgemeinen Grundsatzen der Einheitlichkeit der Leistung
das umsatzsteuerliche Schicksal der Lieferung des Photovoltaikmoduls (siehe Rz 346 ff).
Dies ist bspw. der Fall, wenn der Lieferer Photovoltaikmodule samt Zubehor liefert und
montiert. Gleiches gilt, wenn im Rahmen der Lieferung von Photovoltaikmodulen auch
photovoltaikanlagenspezifische Komponenten wie bspw. Wechselrichter,
Dachhalterungen, Energiemanagementsysteme, Solarkabel oder Einspeisesteckdosen
geliefert werden.

Beispiel:

Photovoltaikmodule werden bei Héindler A erworben, der Wechselrichter sowie die
Einspeisesteckdose bei Héndler B. Fiir die Lieferung der Photovoltaikmodule bei Héindler
A kommt der Nullsteuersatz zur Anwendung, wenn die Voraussetzungen des § 28 Abs. 62
und 63 UStG 1994 (zB Engpassleistung der Photovoltaikanlage nicht mehr als 35 kW
[peak]) vorliegen. Die Lieferung des Wechselrichters sowie der Einspeisesteckdose bei
Héindler B unterliegen dem Normalsteuersatz.

Komponenten, deren Lieferung oder Erneuerung auch auBBerhalb der Installation einer
Photovoltaikanlage notwendig sind, fallen nicht unter den Nullsteuersatz.

Rz 3550g lautet:

Der Erwerb eines Speichers gemeinsam mit Photovoltaikmodulen gilt nicht immer als

unselbstiandige Nebenleistung. Um als unselbsténdige Nebenleistung zu gelten, darf die
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Gesamtkapazitat des miterworbenen Speichers die Leistung der erworbenen
Photovoltaikmodule nicht unverhadltnismaRig libersteigen.

Von VerhaltnismaBigkeit ist auszugehen, wenn die Gesamtkapazitit des miterworbenen
Speichers nicht mehr als das Doppelte der Leistung der erworbenen Photovoltaikmodule
betrdgt. Die Lieferung der Photovoltaikmodule samt einem Speicher als unselbstindige
Nebenleistung unterliegt diesfalls dem Nullsteuersatz, wenn die librigen Voraussetzungen
des § 28 Abs. 62 und 63 UStG 1994 (zB Engpassleistung der Photovoltaikanlage nicht mehr
als 35 kW [peak]) vorliegen. Hinsichtlich der Gesamtkapazitat des Speichers ist auf die

Nettokapazitat abzustellen.

Beispiel 1:

Am 1. Februar 2024 erwirbt A Photovoltaikmodule mit einer Leistung von 10 kW und
einen Speicher mit einer Nettokapazitiit von 20 kWh. Die Lieferung der
Photovoltaikmodule samt Speicher unterliegt dem Nullsteuersatz, wenn die
Voraussetzungen des § 28 Abs. 62 und 63 UStG 1994 (zB Betrieb auf begiinstigtem
Gebdude) vorliegen.

Beispiel 2:

Am 1. Februar 2024 erwirbt A Photovoltaikmodule mit einer Leistung von 10 kW und
einen Speicher mit einer Nettokapazitiit von 22 kWh. Die Lieferung des Speichers
unterliegt nicht dem Nullsteuersatz.

Rz 3550h lautet:

Die bloBe Nachriistung einer bestehenden Anlage mit einem Speicher unterliegt dem
Normalsteuersatz. Dies ist auch der Fall, wenn beim nachtraglichen Erwerb von
Photovoltaikmodulen samt Speicher die Gesamtkapazitdt des nachgeriisteten Speichers
die Leistung der nachtraglich erworbenen Photovoltaikmodule unverhiltnismaRig

libersteigt.

Beispiel 1:

Betreiber B betreibt seit 2020 eine Photovoltaikanlage auf seinem Einfamilienhaus mit
einer Engpassleistung von bisher 8 kW (peak). Ein Speicher ist nicht vorhanden. Am 1.
Februar 2024 erwirbt er Photovoltaikmodule mit einer Leistung von 10 kW und einen
Speicher mit einer Nettokapazitéit von 20 kWh. Die Lieferung der Photovoltaikmodule
samt Speicher unterliegt dem Nullsteuersatz.

Beispiel 2:

Betreiber B betreibt seit 2020 eine Photovoltaikanlage auf seinem Einfamilienhaus mit
einer Engpassleistung von bisher 8 kW (peak). Ein Speicher ist nicht vorhanden. Am 1.
Februar 2024 erwirbt er Photovoltaikmodule mit einer Leistung von 10 kW und einen
Speicher mit einer Nettokapazitéiit von 22 kWh. Die Lieferung des Speichers unterliegt
nicht dem Nullsteuersatz.
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Rz 3550i lautet:

Planungsarbeiten und Gutachten sind nur dann begiinstigt, wenn sie eine unselbstandige

Nebenleistung zur Lieferung oder Installation darstellen.

Beispiel 1:

Elektriker E plant, verkauft und installiert eine Anlage. Die Planung wird von E gesondert
in Rechnung gestellt. Es liegt insgesamt eine einheitliche Lieferung vor, fiir die der
Nullsteuersatz zur Anwendung kommt.

Beispiel 2:

Elektriker E nimmt die Planung einer Anlage vor und verrechnet hierfiir ein Entgelt. Das
Photovoltaikmodul selbst wird jedoch vom Betreiber im stationdren Einzelhandel
erworben. Die Planungsleistung von E unterliegt dem Normalsteuersatz, die Lieferung
des Photovoltaikmoduls dem Nullsteuersatz.

Rz 3550j lautet:

Unterkonstruktionen fiir Photovoltaik-Carports und Photovoltaik-Zaunelemente sowie
Warmepumpen, die zusammen mit einem Photovoltaikmodul geliefert werden, fallen
unter den Normalsteuersatz, da nur photovoltaikanlagenspezifische Komponenten als
unselbstandige Nebenleistung zur Lieferung von Photovoltaikmodulen unter den
Nullsteuersatz fallen.

28.4.2.Betreiber

Rz 3550k lautet:

Als Betreiber einer Photovoltaikanlage gelten jene Personen, die in wirtschaftlicher
Betrachtungsweise die Anlage betreiben. Dies gilt auch, wenn diese die

Kleinunternehmerregelung gemaBR § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 in Anspruch nehmen oder

Nichtunternehmer (zB Inselbetrieb, bei dem der gewonnene Strom ausschlieB8lich zu

privaten Zwecken genutzt wird) sind.

Rz 3550l lautet:

Ein Betreiber kann auch liber mehrere Photovoltaikanlagen verfiigen, da unter einer
Photovoltaikanlage eine autonome, in sich abgeschlossene, funktionsfahige, technisch
betriebsbereite Anlage zu verstehen ist. Hierbei ist darauf abzustellen, ob die Anlage einen
eigenen Wechselrichter und einen eigenen Zdhlpunkt hat.
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28.4.3. Gebdude
28.4.3.1. Begiinstigte Gebaude
Rz 3550m lautet:

Eine weitere Voraussetzung fiir die Anwendung des Nullsteuersatzes ist, dass die
Photovoltaikanlage auf oder in der Ndahe von begiinstigten Gebdauden betrieben wird.
Begiinstigt sind

e Gebaude, die Wohnzwecken dienen,
e Gebiude, die von Kérperschaften 6ffentlichen Rechts genutzt werden und
e Gebdude, die von Kérperschaften, Personenvereinigungen und Vermégensmassen, die

gemeinniitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dienen, genutzt werden.
28.4.3.1.1. Gebaude, die Wohnzwecken dienen

Rz 3550n lautet:

Als Gebaude, die Wohnzwecken dienen, sind Gebdude zu verstehen, die zu Wohnzwecken
im Sinne des § 10 Abs. 2 Z 3 lit. a UStG 1994 verwendet werden. Das sind bspw. Ein- und

Zweifamilienhduser (einschlieBlich Bungalows, Ferienhduser, Landhduser),

Eigentumswohnungen, Mietwohnungen, Appartements. Eine ausschlieBliche bzw. eigene

Nutzung des Gebaudes fiir Wohnzwecke ist nicht erforderlich.
Beispiel 1:

Ein Rechtsanwalt verwendet das Erdgeschof8 seines Einfamilienhauses als Kanzlei. Fiir die
Lieferung von Photovoltaikmodulen kommt der Nullsteuersatz zur Anwendung, wenn die
iibrigen Voraussetzungen des § 28 Abs. 62 und 63 UStG 1994 (zB Engpassleistung der
Photovoltaikanlage nicht mehr als 35 kW [peak]) vorliegen.

Beispiel 2:

Eine Bank unterhiilt eine Bankfiliale im Erdgeschof8 eines Gebéudes. Das obere
Stockwerk wird von der Bank zu Wohnzwecken vermietet. Fiir die Lieferung von
Photovoltaikmodulen kommt der Nullsteuersatz zur Anwendung, wenn die iibrigen
Voraussetzungen des § 28 Abs. 62 und 63 UStG 1994 (zB Engpassleistung der
Photovoltaikanlage nicht mehr als 35 kW [peak]) vorliegen.

28.4.3.1.2. Gebaude, die von Koérperschaften 6ffentlichen Rechts genutzt werden
Rz 35500 lautet:

Fiir die Anwendung des Nullsteuersatzes bei Lieferungen von Photovoltaikmodulen an
Koérperschaften offentlichen Rechts (siehe Rz 269 f) ist es unmaRgeblich, ob das Gebadude
fiir hoheitliche Zwecke oder fiir andere Zwecke genutzt wird.
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Beispiel:

Eine Kérperschaft 6ffentlichen Rechts nutzt ein Gebdude als Kindergarten (Betrieb
gewerblicher Art iSd § 2 Abs. 3 UStG 1994) und als Gemeindeamt (Hoheitsbereich). Der
Nullsteuersatz kommt zur Anwendung, wenn die iibrigen Voraussetzungen des § 28 Abs.
62 und 63 UStG 1994 (zB Engpassleistung der Photovoltaikanlage nicht mehr als 35 kW
[peak]) vorliegen.

28.4.3.1.3. Gebdude, die von abgabenrechtlich begiinstigten Kérperschaften,

Personenvereinigungen und Vermégensmassen genutzt werden
Rz 3550p lautet:

Fiir die Anwendung des Nullsteuersatzes bei Lieferungen von Photovoltaikmodulen an
abgabenrechtlich begiinstigte Kérperschaften, Personenvereinigungen und
Vermoégensmassen (siehe VereinsR 2001) ist es unmaBgeblich, ob das Gebaude fiir
nichtunternehmerische Zwecke genutzt wird. Nutzt eine abgabenrechtlich begiinstigte
Koérperschaft ein Gebdude bspw. auch fiir unternehmerische Zwecke, so kann der
Nullsteuersatz zur Anwendung kommen, wenn die abgabenrechtliche Begiinstigung der
Korperschaft unberiihrt bleibt (zB in Féllen des § 45a BAO).

28.4.3.2.,,In der Ndahe“

Rz 3550q lautet:

Unter den Nullsteuersatz fallt nicht nur die Lieferung von Photovoltaikmodulen fiir eine
Photovoltaikanlage, die sich auf einem Gebaude befindet, das in § 28 Abs. 62 dritter Satz

UStG 1994 (zB Gebdude, die Wohnzwecken dienen) genannt ist, sondern auch, wenn sie
sich ,,in der Ndhe“ eines derartigen Gebaudes auf demselben Grundstiick befindet.

Es ist von ein und demselben Grundstiick auszugehen, sofern ein raumlicher
Nutzungszusammenhang besteht. Auf Einlagezahlen, Grundstiicksnummer oA kommt es

nicht an.

Werden Grundstiicke durch eine 6ffentliche Stralle getrennt, ist die Nahe mangels
raumlichen Nutzungszusammenhangs nicht gegeben.

Rz 3550r lautet:

Im Sinne der Vorbeugung einer verstirkten Boden- und Flachenversiegelung gilt eine
Photovoltaikanlage jedoch nur dann als ,,in der Ndhe“ eines Gebaudes im Sinne des § 28
Abs. 62 dritter Satz UStG 1994 betrieben, wenn sie sich auf einem bestehenden Gebaude

oder Bauwerk (zum Begriff ,Bauwerk” siehe Rz 639v) desselben Grundstiickes befindet (zB
bestehende Garage, Gartenschuppen oder Zaun). Das bestehende Geb3dude oder Bauwerk
muss bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens (1.1.2024) des Nullsteuersatzes bestanden
haben.
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Beispiel:

Ein Carport wird am 1. Februar 2024 angrenzend an ein Einfamilienhaus fertiggestellt.
Am 1. Mdirz 2024 wird auf dem Carport eine Photovoltaikanlage mit 5 kW (peak)
installiert.

Der Nullsteuersatz findet keine Anwendung, da das Carport am 1. Jéinner 2024
(Inkrafttreten des Nullsteuersatzes) noch nicht bestanden hat.

28.4.4. Investitionszuschuss nach dem EAG
Rz 3550s lautet:

Wurde ein Antrag auf Investitionszuschuss nach dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG),

BGBI. I Nr. 150/2021, gestellt, kann der Nullsteuersatz grundsétzlich nicht zur Anwendung
kommen. Eine Ausnahme hiervon besteht nur fiir bereits vor 1.1.2024 in Betrieb
genommene Anlagen, fiir die ein Investitionszuschuss gewahrt wurde und die zwischen
dem 1.1.2024 und dem 31.12.2025 erweitert werden. Entscheidend ist diesfalls, dass die
Engpassleistung der Photovoltaikanlage von nicht mehr als 35 kW (peak) nicht
Uiberschritten wird. Die {ibrigen Voraussetzungen des § 28 Abs. 62 UStG 1994 (zB

hinsichtlich des Betreibers) miissen unverandert vorliegen.

Rz 3550t lautet:

GemadR § 55 Abs. 5 und Abs. 8 EAG gelten Antrage, die nicht bedeckt werden konnten oder
bei denen die Inbetriebnahmefrist nicht eingehalten wurde, als zuriickgezogen und somit

als nicht eingebracht. Ebenfalls gelten unvollstindige Antrage, die nicht verbessert bzw.
vervollstindigt wurden, und Antrage, fiir welche die Unterlagen fiir die Endabrechnung

nicht fristgerecht vorgelegt wurden, als zuriickgezogen (& 8 Abs. 4 EAG-IZV, BGBI. Il Nr.

64/2023). In diesen Fillen kann der Nullsteuersatz zur Anwendung kommen.

101. Innergemeinschaftlicher Erwerb (Art. 1 UStG 1994)

101.3. Innergemeinschaftliches Verbringen
101.3.2.6. Ausfiihrung von sonstigen Leistungen
In Rz 3615 wird das Beispiel aktualisiert.

Rz 3615 lautet:

Befordert oder versendet ein Unternehmer Gegenstande voribergehend zur Ausfiihrung
einer sonstigen Leistung ins Inland, so wird der Tatbestand des innergemeinschaftlichen
Verbringens nicht erfiillt. Voraussetzung ist, dass der Unternehmer in dem Mitgliedstaat, von

dem aus die Gegenstande verbracht werden, einen Wohnsitz oder Sitz hat.
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Beispiel:

Ein Techniker des Unternehmens Lintendon B in Briissel fihrt nach Wien, um beim
Unternehmer W eine GrofSsrechenanlage zu reparieren. Er nimmt dabei verschiedene
Messgerdte und Werkzeuge mit. Die Beférderung dieser Gegensténde erfiillt in Osterreich
nicht den Tatbestand des innergemeinschaftlichen Erwerbes in Form des Verbringens. Der
Riicktransport ist ebenfalls kein Verbringen.

103. Lieferung (Art. 3 UStG 1994)

103.3. Innergemeinschaftlicher Versandhandel
103.3.4. Besonderheiten

Rz 3719 wird auf Grund der Anderung der Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer durch das
Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024, an die aktuelle

Rechtslage angepasst.
Rz 3719 lautet:

[...]

e GemaR Art. 11 Abs. 1 UStG 1994 hat der liefernde Unternehmer fir

innergemeinschaftliche Versandhandelsumsatze Rechnungen auszustellen, wenn der

Umsatz im Inland als ausgefiihrt gilt. Die Moéglichkeit zur Ausstellung von
Kleinbetragsrechnungen ist ausgeschlossen (Art. 11 Abs. 5 UStG 1994).

e Bis 31.12.2024 konnte dBie Kleinunternehmerregelung (siehe Rz 9941002 ff) ist nicht auf
auslandische Unternehmer anzuwenden angewendet werden. Ab 1.1.2025 bleibt die

Kleinunternehmerregelung in Osterreich fiir Unternehmer, die ihr Unternehmen im

Drittland betreiben, weiterhin nicht anwendbar; Unternehmer, die ihr Unternehmen in
einem anderen Mitgliedstaat betreiben, konnen die Kleinunternehmerbefreiung
hingegen in Anspruch nehmen (siehe Rz 994 ff).

[...]

103a. Leistungsortregelungen

103a.4. Leistungsort bei elektronisch erbrachten sonstigen Leistungen,
Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen von Kleinstunternehmern —
Rechtslage ab 1.1.2019

103a.4.2. Verzicht auf die Sonderregelung des Leistungsortes

Aufgrund der mit dem Abgabenénderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
eingefiihrten Anpassung betreffend die in § 3a Abs. 11 lit. a UStG 1994 genannten sonstigen

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 85

85 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=11&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=11&dz_VonAbsatz=5
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=3a&dz_VonAbsatz=11&dz_VonLitera=a

Leistungen, wenn sie per Streaming libertragen oder auf andere Weise virtuell verfiigbar

gemacht werden, erfolgt eine Anpassung von Rz 3919.
Rz 3919 lautet:

Der Unternehmer kann auf die Anwendung dieser Bestimmung innerhalb der Frist zur
Abgabe der Voranmeldung fiir den Voranmeldungszeitraum eines Kalenderjahres, in dem
erstmals eine solche Leistung getatigt worden ist, verzichten. [...]

Durch den Verzicht bestimmt sich der Ort dieser sonstigen Leistung unabhangig von der
Hohe der ausgefiihrten Umsatze ab dem ersten Umsatz nach § 3a Abs. 13 UStG 1994, nach

dem Ort, an dem der nichtunternehmerische Leistungsempfanger seinen Wohnsitz, Sitz oder
gewobhnlichen Aufenthalt hat (siehe dazu Rz 641n; und Rz 6410-bzw—Rz-641p).

Der Verzicht bindet den Unternehmer fiir mindestens zwei Kalenderjahre.

[...]

106. Steuerbefreiungen (Art. 6 UStG 1994)

106.2. Steuerfreiheit des innergemeinschaftlichen Erwerbs

Aufgrund der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
erfolgten Anderungen wird Rz 3941 angepasst.

Rz 3941 lautet:
Steuerfrei ist der innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenstanden

e dieimArt. 6 Abs. 271 und 2 UStG 1994 ausdricklich genannt sind. Es handelt sich dabei

um Gegenstande, deren Lieferung auch im Inland steuerfrei ware;

e deren Einfuhr nach den fir die Einfuhrumsatzsteuer geltenden Vorschriften steuerfrei
ware (Art 6 Abs. 2 7Z 3 UStG 1994, siehe auch Rz 1023 ff); dariiber hinaus ist auch die
Einfuhr von Zahnersatz steuerfrei (VwWGH 28.9.2000, 99/16/0302), woraus sich die

Steuerfreiheit des innergemeinschaftlichen Erwerbs von Zahnersatz ergibt. Die

Bestimmung ist fiir Unternehmer bedeutsam, die nicht oder nur teilweise zum
Vorsteuerabzug berechtigt sind;

e die zur Ausfiihrung von steuerfreien Umsatzen verwendet werden, fiir die der Ausschluss
vom Vorsteuerabzug nach § 12 Abs. 3 oder Art. 12 Abs. 5 UStG 1994 nicht eintritt. Das

betrifft im Wesentlichen Erwerbe von Gegenstdanden, die zur Ausfliihrung steuerfreier

innergemeinschaftlicher Lieferungen oder steuerfreier Ausfuhrlieferungen vorgesehen

sind. Eine trotzdem durchgefiihrte Erwerbsbesteuerung ist unschadlich.

o [..]
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Nach der Uberschrift 106.5. werden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
106.5. Kleinunternehmer und neue Fahrzeuge

Randzahler 3971-bis-3980: derzeit frei.

In Rz 3972 bis 3979 werden ein neuer Abschnitt mit der Uberschrift ,,106a. Verfahren zur
Sonderregelung fiir EU-Kleinunternehmer (Art. 6a UStG 1994)“ und die mit dem
Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024, eingefiihrten

Neuregelungen (liber ein Verfahren zur Sonderregelung fiir EU-Kleinunternehmer

eingearbeitet. Des Weiteren wird der Satz ,,Randzahl 3980: derzeit frei” eingefiigt.

106a. Verfahren zur Sonderregelung fiir EU-Kleinunternehmer (Art.
6a UStG 1994)

106a.1. Voraussetzung fiir die Registrierung zum Verfahren
Rz 3972 lautet:

Unternehmer, die ihr Unternehmen im Inland betreiben, haben die Méglichkeit, Giber ein
eigens hierfiir eingerichtetes Portal die Kleinunternehmerbefreiung in anderen
Mitgliedstaaten in Anspruch zu nehmen. Voraussetzung fiir die Registrierung zu diesem
Portal ist, dass der unionsweite Jahresumsatz des Unternehmers 100.000 Euro im
vorangegangenen Kalenderjahr nicht und im laufenden Kalenderjahr noch nicht
iberstiegen hat und die Anwendung der Befreiung in zumindest einem anderen

Mitgliedstaat bestatigt wurde.

Beispiel:

Ein Héndler betreibt sein Unternehmen im Inland und ist ausschliefllich in Osterreich
titig. Im Kalenderjahr 2025 fiihrt er hierdurch Umsditze iHv 50.000 Euro in Osterreich aus.
Er plant, sein Geschdiftsfeld im Jahr 2026 auf Kunden in Deutschland zu erweitern.

Lésung:

Der Unternehmer kann sich fiir das Verfahren nach Art. 6a UStG 1994 registrieren und in
der Vorabmitteilung (Art. 6a Abs. 2 UStG 1994) mitteilen, die Sonderregelung fiir
Kleinunternehmer in Deutschland nach dem dort geltenden Recht in Anspruch nehmen zu
wollen. Nach Bestiitigung durch Deutschland und Erteilung der Kleinunternehmer-
Identifikationsnummer (Art. 6a Abs. 3 UStG 1994) kann er die Steuerbefreiung fiir
Kleinunternehmer in Deutschland in Anspruch nehmen.

Der Unternehmer hat die Registrierung zur Sonderregelung elektronisch im Wege einer
Vorabmitteilung zu beantragen. Die Uberpriifung der Einhaltung des unionsweiten
Jahresumsatzes erfolgt durch das Finanzamt, wihrend die Uberpriifung des Vorliegens der
Voraussetzungen fiir die Befreiung den Behorden des jeweiligen Mitgliedstaates obliegt.
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Rz 3973 lautet:

Liegen die Voraussetzungen fiir die Registrierung zum Verfahren vor, ist dem Unternehmer

eine Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer zu erteilen.

Lehnt der Mitgliedstaat, fiir den die Befreiung beantragt wurde, die Anwendung der
Befreiung innerhalb von 35 Werktagen ab Ubermittlung der Vorabmitteilung nicht ab, gilt
dies als Bestatigung. Liegen auch die librigen Voraussetzungen vor, wird die
Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer umgehend erteilt, sofern zur Verhinderung von
Steuerhinterziehung oder Steuervermeidung kein langerer Zeitraum notwendig ist (siehe
Art. 6a Abs. 3 UStG 1994).

Beantragt der Unternehmer die Befreiung fiir mehrere Mitgliedstaaten und bestétigen
diese Mitgliedstaaten die Anwendung der Befreiung nicht gleichzeitig, ist die
Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer mit der ersten Bestétigung eines
Mitgliedstaates zu erteilen, sofern auch die iibrigen gesetzlichen Voraussetzungen
vorliegen. Hinsichtlich der anderen Mitgliedstaaten erfolgt eine Aktualisierung der
Kleinunternehmer-ldentifikationsnummer, sobald diese die Anwendung der Befreiung

bestatigen.
106a.2. Angaben in der Vorabmitteilung
Rz 3974 lautet:

Die Vorabmitteilung hat folgende Angaben zu enthalten:

Name, Tatigkeit, Rechtsform, E-Mail-Adresse und Anschrift des Unternehmers.

2. Umsatzsteuer-ldentifikationsnummern anderer Mitgliedstaaten sowie
Identifikationsnummern, die dem Unternehmer im Rahmen der Registrierung zu
einem One-Stop-Shop (vgl. § 25a, § 25b und Art. 25a UStG 1994) erteilt wurden und

Kleinunternehmer-ldentifikationsnummern. Zu den Identifikationsnummern zahlen

etwa UID-Nummern, die dem Unternehmer in anderen Mitgliedstaaten erteilt wurden,
Identifikationsnummern, die dem Unternehmer im Rahmen der Registrierung zu
einem One-Stop-Shop erteilt wurden, oder Kleinunternehmer-
Identifikationsnummern. Unerheblich soll sein, ob die Identifikationsnummer noch
gililtig ist.

3. Mitgliedstaat oder Mitgliedstaaten, in dem bzw. in denen der Unternehmer die
Steuerbefreiung in Anspruch zu nehmen beabsichtigt.

4. Den Jahresumsatz, der in jedem Mitgliedstaat im laufenden Kalenderjahr vor
Einreichung der Vorabmitteilung bewirkt wurde.

5. Den Jahresumsatz, der in jedem Mitgliedstaat im vorangegangenen Kalenderjahr

bewirkt wurde.
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6. Den Jahresumsatz, der in einem Mitgliedstaat in dem Kalenderjahr vor dem
vorangegangenen Kalenderjahr bewirkt wurde, wenn dies nach dem Recht dieses
Mitgliedstaates Voraussetzung fiir die Anwendung der Befreiung ist.

Anderungen dieser Angaben sind elektronisch iiber das Portal zu melden. Darunter fallen
auch Anderungen hinsichtlich des Mitgliedstaates, in dem der Unternehmer beabsichtigt,

eine Steuerbefreiung in Anspruch zu nehmen oder nicht mehr in Anspruch zu nehmen.

106a.3. Quartalsweise Meldungen
Rz 3975 lautet:

Der Unternehmer hat liber das entsprechende Portal fiir jedes Kalendervierteljahr binnen
eines Monats den Umsatz zu melden, der in den einzelnen Mitgliedstaaten bewirkt wurde.
Zu beachten ist, dass der Unternehmer nach dem Recht anderer Mitgliedstaaten

verpflichtet sein kann, die zu meldenden Umsatze nach Wirtschaftssektoren aufzuteilen.

Rz 3976 lautet:

Wird der unionsweite Schwellenwert iiberschritten, ist der Unternehmer verpflichtet,
binnen 15 Werktagen das Uberschreiten iiber das Portal zu melden
(Uberschreitensmeldung). Die Uberschreitensmeldung hat den Betrag der Lieferungen und
sonstigen Leistungen zu enthalten, die seit Beginn des laufenden Kalendervierteljahres bis
zum Zeitpunkt des Uberschreitens des Schwellenwertes bewirkt wurden.

106a.4. Beendigung und amtswegiger Ausschluss
Rz 3977 lautet:

Der Unternehmer kann die Teilnahme am Verfahren jederzeit freiwillig tiber das Portal
beenden. Die freiwillige Beendigung gilt ab dem ersten Tag des nachsten
Kalendervierteljahres, nach dem der Unternehmer die Beendigung im Portal bekannt
gegeben hat. Gibt der Unternehmer die Beendigung erst im letzten Monat eines
Kalendervierteljahres bekannt, wird diese am ersten Tag des zweiten Monats des nachsten
Kalendervierteljahres wirksam. Mit diesem Datum wird die Kleinunternehmer-

Identifikationsnummer ungiiltig.

Rz 3978 lautet:

Ein Ausschluss erfolgt amtswegig, wenn die Voraussetzungen des Art. 6a Abs. 1 UStG 1994

nicht mehr vorliegen. Dies ist zB der Fall, wenn der unionsweite Jahresumsatz des
Unternehmers 100.000 Euro iiberschreitet, und keine Uberschreitensmeldung (siehe Rz
3976) erfolgt ist. Der Ausschluss wird mit dem Zeitpunkt wirksam, an dem die

Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.
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Weiters ist der Unternehmer amtswegig auszuschlieBen, wenn angenommen werden
kann, dass er seine Tatigkeit eingestellt hat. Eine Einstellung der Tatigkeit wird
angenommen, wenn der Unternehmer die Abgabe der quartalsweisen Meldungen fiir acht
Kalendervierteljahre unterlasst oder fiir acht Kalendervierteljahre keine Umsatze in den

quartalsweisen Meldungen angibt.
106a.5. Festsetzung inlandischer Umsatze

Rz 3979 lautet:

Nimmt ein Unternehmer, der sein Unternehmen nicht im Inland betreibt, die Befreiung in
§ 6 Abs. 17 27 UStG 1994 iiber ein Verfahren im Sinne des Art. 6a UStG 1994 in einem

anderen Mitgliedstaat in Anspruch und unterlasst er die Einreichung der quartalsweisen

Meldungen pflichtwidrig, hat das Finanzamt die Steuer fiir die im Inland ausgefiihrten
Umsatze festzusetzen. Eine Festsetzung hat auch dann zu erfolgen, wenn die Angaben in

der quartalsweisen Meldung unvollstiandig oder unrichtig sind.

Randzahl 3980: derzeit frei

107. Innergemeinschaftliche Lieferung (Art. 7 UStG 1994)

107.1. Allgemeine Voraussetzungen fiir die Steuerfreiheit

Das Urteil des EuGH vom 29.2.2024, Rs C-676/22, B2 Energy s.r.o., wird in Rz 3981

eingearbeitet.
Rz 3981 lautet:

Eine innergemeinschaftliche Lieferung ist steuerfrei, wenn folgende Voraussetzungen erfillt

sind:

e Der Gegenstand der Lieferung muss von einem Mitgliedstaat in das Ubrige
Gemeinschaftsgebiet, dh. in einen anderen Mitgliedstaat, befordert oder versendet
werden (Warenbewegung).

e Der Abnehmer ist ein Unternehmer, der den Gegenstand der Lieferung fiir sein
Unternehmen erworben hat, oder eine juristische Person (Abnehmerqualifikation).

e Der Abnehmer hat dem liefernden Unternehmer seine von einem anderen Mitgliedstaat
erteilte UID mitgeteilt (ab 1.1.2020).

e Die Lieferung muss steuerbar sein.

e Der Erwerb des Gegenstandes der Lieferung ist beim Abnehmer in einem anderen
Mitgliedstaat steuerbar (Erwerbsbesteuerung; vgl. EuGH 29.2.2024, Rs C-676/22, B2
Energy s.r.o.).

[...]
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112. Vorsteuerabzug bei innergemeinschaftlichen Erwerben,
Dreiecksgeschiften und beim Ubergang der Steuerschuld (Art. 12
UStG 1994)

Nach der Uberschrift 112.4. werden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
112.4. Innergemeinschaftlicher Erwerb von neuen Fahrzeugen

Randzahler 4086-bis-4095: derzeit frei.

Aufgrund der mit dem Abgabendnderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024), BGBI. | Nr. 113/2024,
umgesetzten Anderungen der Kleinunternehmerregelung soll mit Art. 12 Abs. 5 UStG 1994

ein neuer Tatbestand fiir den Ausschluss vom Vorsteuerabzug eingefiihrt werden; dazu wird
eine neue Uberschrift ,,112.5 Vorsteuerausschluss im Zusammenhang mit der
(unionsrechtlichen) Kleinunternehmerbefreiung” eingefiigt, die Anderungen werden in Rz
4087 und 4088 konkretisiert. Des Weiteren wird der Satz ,,Randzahlen 4089 bis 4095: derzeit
frei.” eingefiigt.

112.5. Vorsteuerausschluss im Zusammenhang mit der (unionsrechtlichen)

Kleinunternehmerbefreiung
Rz 4087 lautet:

Nimmt ein Unternehmer, der in Osterreich steuerpflichtige Umsitze titigt, die
Kleinunternehmerbefreiung in anderen Mitgliedstaaten in Anspruch (siehe zB Art. 6a UStG
1994), ist die Steuer ab 1.1.2025 vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen, soweit diese mit
Umsatzen im Zusammenhang steht, die in einem anderen Mitgliedstaat ausgefiihrt
werden und die nach der Sonderregelung fiir Kleinunternehmer (Art. 284 der Richtlinie
2006/112/EG idF Richtlinie (EU) 2022/542) steuerfrei sind.

Beispiel 1:

Ein Unternehmer betreibt sein Unternehmen im Inland und ist steuerpflichtig. Er nimmt
das Verfahren nach Art. 6a UStG 1994 in Anspruch und ist in Deutschland nach der dort
geltenden Sonderregelung fiir Kleinunternehmer von der Steuer befreit. Der
Unternehmer kauft einen Computer bei einem dsterreichischen Héindler, den er
ausschliefllich fiir seine steuerfreien Umsditze in Deutschland verwendet.

Lésung:

Aufgrund von Art. 12 Abs. 5 UStG 1994 kann der Unternehmer die dsterreichische
Umsatzsteuer, die ihm bei dem Kauf des Computers in Rechnung gestellt wurde, nicht als
Vorsteuer abziehen.

Beispiel 2:

Ein Beratungsunternehmer betreibt sein Unternehmen in Deutschland und ist dort als
Kleinunternehmer von der Steuer befreit. In Osterreich hat er auerdem steuerpflichtige
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Umsiitze aus der Vermietung eines Grundstiicks. Aufgrund eines Beratungsgespréichs mit
einer Gsterreichischen Privatperson féihrt er mit seinem Kleinbus im Sinne des § 5 der
Verordnung BGBI. Il Nr. 193/2002 nach Wien und betankt diesen dort. Der Kleinbus wird
ausschliefllich fiir die steuerfreien Umsdtze in Deutschland verwendet.

Lésung:

Aufgrund von Art. 12 Abs. 5 UStG 1994 kann der Unternehmer die Gsterreichische
Umsatzsteuer, die in Rechnung gestellt wurde, nicht als Vorsteuer abziehen.

Nimmt ein Unternehmer die Befreiung in § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 in Anspruch, so ist der

Vorsteuerabzug generell ausgeschlossen. Hierbei ist unerheblich, ob der Unternehmer sein

Unternehmen im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat betreibt.

Rz 4088 lautet:

Andern sich wihrend des Veranlagungszeitraumes die fiir den Vorsteuerabzug
maRgebenden Verhiltnisse, ist der Vorsteuerabzug zu berichtigen. Tritt die Anderung in

einem folgenden Veranlagungszeitraum ein, kommt § 12 Abs. 10 oder Abs. 11 UStG 1994

zur Anwendung.

Randzahlen 4089 bis 4095: derzeit frei.

119. Steuerschuldner, Entstehung der Steuerschuld (Art. 19 UStG
1994)

Nach der Uberschrift ,119. Steuerschuldner, Entstehung der Steuerschuld (Art. 19 UStG
1994)“ werden die Unteriiberschrift ,,119.1. Steuerschuldner” eingefiigt und der Verweis auf

die freien Randzahlen adaptiert.
119.1. Steuerschuldner

Randzahlen 4105 bis 41107: derzeit frei.

Nach dem Satz ,,Randzahlen 4105 bis 4107: derzeit frei” werden die Untertiberschrift ,,119.2.
Entstehung der Steuerschuld” und die Rz 4108 neu in die UStR 2000 aufgenommen, die die
Klarstellung aus dem Erkenntnis des VWGH vom 20.2.2024, Ra 2022/15/0036, enthdlt, dass

beim innergemeinschaftlichen Erwerb eines neuen Fahrzeuges die Steuerschuld am Tag

dieses innergemeinschaftlichen Erwerbs entsteht.
119.2. Entstehung der Steuerschuld
Rz 4108 lautet:

Beim innergemeinschaftlichen Erwerb eines neuen Fahrzeuges gemal} Art. 1 Abs. 7 UStG
1994 entsteht die Steuerschuld gemadR Art. 19 Abs. 2 Z 2 UStG 1994 am Tag des
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innergemeinschaftlichen Erwerbs des neuen Fahrzeuges (siehe VWGH 20.2.2024, Ra
2022/15/0036). Zur Fahrzeugeinzelbesteuerung siehe auch Rz 4141 f.

Randzahlen 4109 und 4110: derzeit frei.

121. Erklarungen (Art. 21 UStG 1994)

121.2. Fahrzeugeinzelbesteuerung

Mit der nach der Rz 4141 neu aufgenommenen Rz 4142 wird das Erkenntnis des VwGH vom
20.2.2024, Ra 2022/15/0036, das die Klarstellung enthdlt, dass die
Fahrzeugeinzelbesteuerung nach Art. 21 Abs. 2 UStG 1994 nicht fiir einen

Veranlagungszeitraum, sondern fiir den einzelnen steuerpflichtigen Erwerb erfolgt, in die

UStR 2000 eingearbeitet; aufserdem wird ein Verweis auf die Rz 4108 eingefiigt.
Rz 4142 lautet:

Die Fahrzeugeinzelbesteuerung nach Art. 21 Abs. 2 UStG 1994 erfolgt nicht fiir einen

Veranlagungszeitraum, sondern fiir den einzelnen steuerpflichtigen Erwerb (siehe VWGH
20.2.2024, Ra 2022/15/0036). Zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld bei der

Fahrzeugeinzelbesteuerung siehe Rz 4108.

Randzahlen 41423 bis 4150: derzeit frei.

124. Differenzbesteuerung im Binnenmarkt (Art. 24 UStG 1994)

124.1. Ausschluss der Differenzbesteuerung

In die Rz 4237 wird das Urteil des EuGH vom 13.7.2023, Rs C-180/22, Harry Mensing Il
eingearbeitet, aus dem hervorgeht, dass bei Anwendung der Differenzbesteuerung auf die
Weiterverduflerung eines Kunstgegenstands, der vom Urheber innergemeinschaftlich
erworben wurde, die Erwerbsteuer die Bemessungsgrundlage nicht mindert. Des Weiteren

werden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
Rz 4237 lautet:
Fiir folgende Vorgange ist die Anwendung der Differenzbesteuerung ausgeschlossen:

e Die Lieferung und den Eigenverbrauch eines Gegenstandes, den der Wiederverkaufer
innergemeinschaftlich erworben hat oder innergemeinschaftlich verbracht hat, wenn auf
die Lieferung des Gegenstandes an den Wiederverkaufer oder das
innergemeinschaftliche Verbringen die Steuerbefreiung fiir innergemeinschaftliche

Lieferungen im (brigen Gemeinschaftsgebiet angewendet worden ist.
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e Die innergemeinschaftliche Lieferung neuer Fahrzeuge im Sinne des Art. 1 Abs. 8 und 9
UStG 1994. Siehe Rz 3667 bis Rz 3677.

Beispiel 1:
Der Kraftfahrzeughdndler G in Graz verdufert ein KFZ an einen belgischen Privaten, der das
Fahrzeug nach Belgien verbringt, um 32.000 Euro.

G hat das KFZ mit einem Kilometerstand von 5.000 km von einem Privaten um 26.000 Euro
erworben.

Die Differenzbesteuerung kommt nicht zur Anwendung, da eine innergemeinschaftliche
Lieferung eines neuen Kraftfahrzeuges vorliegt (Art. 24 Abs. 1 lit. b UStG 1994). Die
Lieferung des G kann gemdf$ Art. 7 Abs. 1 Z 2 lit. c UStG 1994 steuerfrei sein.

Beispiel 2:
Angabe wie Beispiel 1. G hat aber ein 11 Monate altes KFZ mit einem Kilometerstand von
9.000 km von einem Privaten um 26.000 Euro erworben.

Die Differenzbesteuerung (5.000 Euro zuziiglich 20% USt) kommt zur Anwendung, da es
sich nicht um eine neues KFZ handelt.

Abweichend davon kann die Differenzbesteuerung ab 1.1.2020 jedoch von einem
Wiederverkaufer angewendet werden, wenn er Kunstgegenstande im Rahmen einer
steuerbefreiten innergemeinschaftlichen Lieferung vom Urheber oder dessen
Rechtsnachfolgern erwirbt (siehe EuGH 29.11.2018, Rs C-264/17, Harry Mensing).

Bei Anwendung der Differenzbesteuerung auf die Weiterlieferung eines solchen
Kunstgegenstands ist zu beachten, dass die Erwerbsteuer, die der Wiederverkaufer auf
seinen innergemeinschaftlichen Erwerb entrichtet hat, nicht zum Einkaufspreis gehort,
sondern Teil der Bemessungsgrundlage fiir diese Lieferung ist und die Marge nicht mindert
(siehe EuGH 13.7.2023, Rs C-180/22, Harry Mensing ).

Beispiel 3 (Rechtslage ab 1.1.2025):

Der Kunsthdéndler K aus Wien erwirbt Kunstgegenstédnde-vom Urheber F aus Frankreich ein
Kunstfoto um 10.000 € und ein weiteres Kunstfoto um 20.000 € und kunstgegensténde
vom Kunsthdndler S aus Spanien zwei Kunstfotos um jeweils 15.000 €. F und S behandeln
ihre Lieferungen als steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen an K. K versteuert die
Anschaffungen als innergemeinschaftliche Erwerbe und entrichtet Erwerbsteuer in Hohe
von 2.000 € und 4.000 € fiir die innergemeinschaftlichen Erwerbe vom Urheber F sowie in
Héhe von insgesamt 6.000 € (3.000 € + 3.000 €) fiir die innergemeinschaftlichen Erwerbe
vom Kunsthdndler S. K verdufSert die Kunstgegensténdefotos im Rahmen seines
Unternehmens an private Abnehmer. Bei der WeiterveréiufSerung der beiden Kunstfotos,
die K vom Urheber F erworben hat, erzielt er Verkaufspreise in Hohe von 12.400 € und
24.800 €.

K kann die Differenzbesteuerung auf die Weiterlieferung der Kunstgegensténdefotos, die er
im Rahmen einer innergemeinschaftlichen Lieferung vom Kunsthéndler S aus Spanien
erworben hat, nicht anwenden (Art. 24 Abs. 1 lit. a erster Satz im-§-24-Abs—1-UStG 1994),
da S diese nicht vom Urheber erworben hat. Er kann aber die angefallene Erwerbsteuer in
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Hohe von insgesamt 6.000 € als Vorsteuer - beim Vorliegen aller (ibrigen Voraussetzungen
- abziehen.

Fiir die Weiterlieferung der Kunstgegensténdefotos, die K innergemeinschaftlich vom
Urheber F aus Frankreich erworben hat, ist die Differenzbesteuerung zuldssig, wenn K die
Erwerbsteuer nicht als Vorsteuer abzieht (Art. 24 Abs. 1 lit. a letzter Satz UStG 1994 4m-§
24-Abs 2 UStG 1994).

Wendet K fiir die Weiterverduflerung der vom Urheber F erworbenen Kunstfotos die
Differenzbesteuerung an, muss er die Bemessungsgrundlage aus der Differenz zwischen
dem jeweiligen Verkaufspreis und dem jeweiligen Einkaufspreis ermitteln, wobei er die
entrichtete Erwerbsteuer in Hé6he von 2.000 € und 4.000 € nicht abziehen darf, da sie
nicht Teil des Einkaufspreises ist. Aus dem sich ergebenden Differenzbetrag ist die USt
herauszurechnen.

Somit ergeben sich folgende Bemessungsgrundlagen und Umsatzsteuerbetriige:

Fiir Kunstfoto 1:
Einkaufspreis 10.000 €
Verkaufspreis 12.400 €
Differenzbetrag 2.400 €
Bemessungsgrundlage (2.400 : 1,20) 2.000 €
Umsatzsteuer 400 €
Fiir Kunstfoto 2:
Einkaufspreis 20.000 €
Verkaufspreis 24.800 €
Differenzbetrag 4.800 €
Bemessungsgrundlage (4.800 : 1,20) 4.000 €
Umsatzsteuer 800 €

Randzahlen 4238 bis 4245: derzeit frei.

125a. Sonderregelung fiir EU-Unternehmer, die sonstige Leistungen
an Nichtunternehmer erbringen, fiir innergemeinschaftlichen
Versandhandel und innerstaatliche Lieferungen durch Plattformen
oder andere elektronische Schnittstellen (Art. 25a UStG 1994)

125a.1. Voraussetzungen fiir im Gemeinschaftsgebiet niedergelassene Unternehmer

In Rz 4297 wird das Zusammenspiel der Sonderregelung iiber den EU-OSS mit der

Kleinunternehmerbefreiung und der Regelung fiir Kleinstunternehmer klargestellt.
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Rz 4297 lautet:

[...]

Auch Lieferungen verbrauchsteuerpflichtiger Waren durch eine Plattform im Rahmen von
§ 3 Abs. 3a Z 2 UStG 1994 und der innergemeinschaftliche Versandhandel

verbrauchsteuerpflichtiger Waren kdnnen (iber den EU-OSS erklart werden.

Bei Anwendung der Kleinunternehmerbefreiung gemaRl & 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994 oder

einer vergleichbaren Bestimmung in einem anderen Mitgliedstaat sowie bei Anwendung
der Leistungsortregelung fiir Kleinstunternehmer gemaB Art. 3 Abs. 5 UStG 1994 kann der
EU-OSS nur fiir die nicht unter die genannten Regelungen fallenden Umsatze angewandt

werden.

© Bundesministerium fur Finanzen

Beispiel 1:

Der nur in Osterreich niedergelassene Unternehmer B fiihrt Versandhandelslieferungen

iHv 15.000 Euro im Kalenderjahr 01 an Privatpersonen in Deutschland aus. B nutzt das

Verfahren gemdf Art. 6a UStG 1994 und ist in Deutschland von der Umsatzsteuer befreit.

Losung:

Die Versandhandelslieferungen kénnen nicht iiber den EU-OSS erkléirt werden, sondern

sind nach dem Verfahren gemdf3 Art. 6a UStG 1994 zu melden (vgl. Rz 3975).

Beispiel 2:

Der nur in Osterreich niedergelassene Unternehmer C fiihrt Lieferungen iHv 8.000 Euro
pro Kalenderjahr an Privatpersonen in Deutschland aus. Der Ort der Lieferungen liegt
gemdf Art. 3 Abs. 5 UStG 1994 in Osterreich.

Lésung:

Die Lieferungen kénnen aufgrund der Anwendung von Art. 3 Abs. 5 UStG 1994 nicht iiber
den EU-OSS erkldrt werden. Sofern die Kleinunternehmerbefreiung gemdf8 § 6 Abs. 17 27

UStG 1994 zur Anwendung kommt, sind die Lieferungen von der Steuer befreit.

Beispiel 13:

Der nur in Osterreich niedergelassene Unternehmer A fiihrt Lieferungen und sonstige
Leistungen an Privatpersonen in Osterreich und Frankreich aus.

Lésung:

Ab 1.7.2021 kann sich A in Osterreich fiir den EU-OSS registrieren. Diesfalls hat A die
innergemeinschaftlichen Versandhandelsumsdtze und sonstigen Leistungen, deren
Leistungsort im librigen Gemeinschaftsgebiet liegt, liber dieses Portal zu erkléren. Nicht
umfasst sind jedoch sonstige Leistungen, deren Leistungsort in Osterreich liegt, oder
innerstaatliche Lieferungen.

Beispiel 24:

Der nur in Osterreich niedergelassene Unternehmer A fiihrt Lieferungen und sonstige
Leistungen an Privatpersonen in Osterreich von seinem in Deutschland befindlichen
Fremdlager aus.
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Lésung:

A verwirklicht Versandhandelsumsditze, deren Lieferort gemdfs Art. 3 Abs. 3 UStG 1994 in
Osterreich liegt. Diese Umsditze sind bei Inanspruchnahme des EU-OSS iiber diesen zu
erkléren.

Beispiel 35:

Eine Plattform ist nur in Osterreich niedergelassen. Die Plattform vermittelt Waren des
Drittlandsunternehmers CH. Die Waren werden zum Teil von Osterreich und zum Teil von
einem Fremdlager aus Frankreich an Gsterreichische Privatpersonen geliefert. Die Plattform
ist in Osterreich zum EU-OSS registriert.

Lésung:

Ab 1.7.2021 wird die Plattform nach § 3 Abs. 3a Z 2 UStG 1994 fiir sdmtliche Lieferungen
von CH an Privatpersonen behandelt, als hétte sie die Umsdtze selbst ausgefiihrt. Dh. die
Plattform wird zum Steuerschuldner fiir die Umsdtze an die Privatpersonen (siehe Rz 474j).
Die Plattform hat die Gsterreichische Umsatzsteuer fiir die innerstaatlichen Umsétze und
die innergemeinschaftlichen Versandhandelsumsdtze (iber den EU-OSS zu erkldren.

CH fiihrt gemdfs § 3 Abs. 3a Z 2 UStG 1994 Lieferungen an die Plattform aus. Der Lieferort
liegt nach § 3 Abs. 15 Z 3 UStG 1994 an jenem Ort, an dem die Beférderung oder
Versendung beginnt (F bzw. O) und ist nach Art. 6 Abs. 4 UStG 1994 (bzw. der
vergleichbaren Regelung in F) echt steuerfrei.

128. UID (Art. 28 UStG 1994)

128.1.5. Begrenzung der UID

In Rz 4344 erfolgt eine Klarstellung, dass die UID-Nummer bei Vorliegen eines

Scheinunternehmens jedenfalls zu begrenzen ist.
Rz 4344 lautet:

Unabhdngig von der Rechtsform des Unternehmers ist dBie UID ist-durch das Finanzamt

mit Bescheid zurlick zu nehmen (zu begrenzen), wenn

e wenn-sich die Voraussetzungen fiir ihre Vergabe gedandert haben (zB bei Beendigung der
unternehmerischen Tatigkeit) oder

e sich nachtraglich herausstellt, dass die Voraussetzungen fiir die Vergabe einer UID nicht
gegeben waren (zB der Unternehmer erbringt keine Lieferungen oder sonstige
Leistungen im Inland mit Recht auf Vorsteuerabzug, Vortdauschung der
Unternehmereigenschaft).

[...]

Bundesministerium fiir Finanzen, 9. Dezember 2024

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 97

97 von 97


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=3&dz_VonAbsatz=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=3a&dz_VonZiffer=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=3a&dz_VonZiffer=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=15&dz_VonZiffer=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=6&dz_VonAbsatz=4
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&gueltig=20241209&hz_id=1053500&dz_VonArtikel=28

	1. Steuerbare Umsätze (§ 1 UStG 1994)
	2. Unternehmer, Unternehmen (§ 2 UStG 1994)
	3. Lieferung (§ 3 UStG 1994)
	3a. Sonstige Leistung (§ 3a UStG 1994)
	4. Bemessungsgrundlage (§ 4 UStG 1994)
	6. Steuerbefreiungen (§ 6 UStG 1994)
	7. Ausfuhrlieferung (§ 7 UStG 1994)
	10. Steuersätze (§ 10 UStG 1994)
	11. Ausstellung von Rechnungen (§ 11 UStG 1994)
	12. Vorsteuerabzug (§ 12 UStG 1994)
	14. Vorsteuerabzug nach Durchschnittssätzen (§ 14 UStG 1994)
	16. Änderung der Bemessungsgrundlage (§ 16 UStG 1994)
	17. Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten - Istbesteuerung (§ 17 UStG 1994)
	18. Aufzeichnungspflichten und buchmäßiger Nachweis
	18a. Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten für Zahlungsdienstleister (§ 18a UStG 1994)
	21. Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung (§ 21 UStG 1994)
	22. Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben (§ 22 UStG 1994)
	24. Differenzbesteuerung (§ 24 UStG 1994)
	27. Besondere Aufsichtsmaßnahmen zur Sicherung des Steueranspruches (§ 27 UStG 1994)
	28. Allgemeine Übergangsvorschriften (§ 28 UStG 1994)
	101. Innergemeinschaftlicher Erwerb (Art. 1 UStG 1994)
	103. Lieferung (Art. 3 UStG 1994)
	103a. Leistungsortregelungen
	106. Steuerbefreiungen (Art. 6 UStG 1994)
	106a. Verfahren zur Sonderregelung für EU-Kleinunternehmer (Art. 6a UStG 1994)
	107. Innergemeinschaftliche Lieferung (Art. 7 UStG 1994)
	112. Vorsteuerabzug bei innergemeinschaftlichen Erwerben, Dreiecksgeschäften und beim Übergang der Steuerschuld (Art. 12 UStG 1994)
	119. Steuerschuldner, Entstehung der Steuerschuld (Art. 19 UStG 1994)
	121. Erklärungen (Art. 21 UStG 1994)
	124. Differenzbesteuerung im Binnenmarkt (Art. 24 UStG 1994)
	125a. Sonderregelung für EU-Unternehmer, die sonstige Leistungen an Nichtunternehmer erbringen, für innergemeinschaftlichen Versandhandel und innerstaatliche Lieferungen durch Plattformen oder andere elektronische Schnittstellen (Art. 25a UStG 1994)
	128. UID (Art. 28 UStG 1994)

